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Streikbrecher an 
die Front 

Der Tarifkampf im 
Einzelhandel wird 
mit harten Bandagen 
geführt. 
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Jugend gegen Imperialismus 

Am morgigen Samstag begin¬ 
nen in der Hauptstadt Ecua¬ 
dors die 18. Weltfestspiele der 
Jugend und Studierenden. Die 
SDAJ ist dabei. 
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„Kollateralschäden 
sind unvermeidlich“ 

Gespräch mit Jürgen 
Rose vom Darmstädter 
Signal. 
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Koalition des Militarismus 


DKP fordert SPD-Mitglieder auf: Sagt Nein zu dieser Kriegserklärung! 


I n den kommenden Tagen entschei¬ 
den die SPD-Mitglieder über die 
Beteiligung ihrer Partei an der Gro¬ 
ßen Koalition. Obwohl offensichtlich 
ist, dass der Koalitionsvertrag die 
Fortsetzung der sozialen Angriffe auf 
die Mehrzahl der Menschen in diesem 
Land ist, verkaufen Union und Un¬ 
ternehmerverbände ihn schon jetzt 
als großes Zugeständnis. Die Maß¬ 
nahmen seien „nicht geeignet, um die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
zu erhalten und auszubauen“ erklär¬ 
ten Bundestagsabgeordnete der CDU 
und CSU gleich nach Unterzeichnung 
des Vertrages. 

Die Unternehmerverbände bezeich¬ 
nen die renten- und arbeitsmarktpoli¬ 
tischen Absichtserklärungen als „Auf¬ 
bruch in die Vergangenheit“. 

Das Signal sei Stillstand, so BDI-Prä- 
sident Ulrich Grillo. BDA-Präsident 
Ingo Kramer fürchtet „Bremsspuren 
auf dem Arbeitsmarkt“ durch den 
Mindestlohn. Wohlgemerkt, einem 
Mindestlohn von 8,50 Euro, mit dem 
die Betroffenen unter der offiziellen 
Armutsgrenze von 980 Euro landen. 
Der Vorstand der Stiftung Familienun¬ 
ternehmen, Brun-Hagen Hennerkes, 
bemängelt, dass die Koalition „Arbeit 
hierzulande für die Unternehmen teu¬ 
rer und unflexibler“ mache - unter an¬ 
derem weil sie „den Betrieben noch 
immer keine Perspektive auf siche¬ 
ren und preislich konkurrenzfähigen 
Strom“ biete. Die Deutsche Bank kri¬ 
tisiert kurz und knapp: „zu viele Wohl¬ 
taten, zu wenige Wachstumsimpulse, 
keine Strukturreformen“. Banken und 
Konzernen gehen also selbst vage Ab¬ 
sichtserklärungen der großen Koaliti¬ 
on schon viel zu weit. 

Zufrieden sind sie wohl hingegen mit 
den Aussagen des Vertrages zu Rüs¬ 
tungsexporten und Rüstungsindustrie. 
Da heißt es zum Beispiel: „Deutsch¬ 
land hat ein elementares Interesse an 
einer innovativen, leistungs- und wett¬ 
bewerbsfähigen nationalen Sicher- 
heits- und Verteidigungsindustrie. Wir 
setzen uns für den Erhalt ausgewähl¬ 
ter Schlüsseltechnologien und indust¬ 
rieller Fähigkeiten, insbesondere auch 
bei mittelständischen Unternehmen, 
ein.“ Klarer kann eine Absage an Ab¬ 
rüstung nicht sein. Folgerichtig wird 
an der Beschaffung von Drohnen fest¬ 
gehalten. 



Foto: CDU/Laurence Chaperon 
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Keine Kritik gibt es von ihnen an der 
militaristischen Orientierung und an 
der Kriegsrhetorik: „Gemeinsam mit 
unseren Partnern in Europa wollen 
wir die globale Ordnung mitgestalten 
und zur Lösung von Krisen und Kon¬ 
flikten beitragen. Dabei leiten uns die 
Werte und Interessen unseres Landes.“ 
Man bekennt sich zur NATO und be¬ 
tont offen die deutsche Hegemonie¬ 
rolle in Europa als Teil einer aggressi¬ 
ven europäischen Politik in der Welt. 
Die Bundeswehr soll auch künftig 
mit einem „breiten militärischen Fä¬ 
higkeitsspektrum“ im Ausland ein¬ 
gesetzt und auf keinen Fall reduziert 
werden. Der Parlamentsvorbehalt für 
Auslandseinsätze wird aufgeweicht. 
Im Innern soll die Truppe weiter ver¬ 
ankert und die Militarisierung zum 
Normalen werden. Die Bundeswehr 
soll „attraktiv und familienfreundlich“ 
werden und „selbstverständlich“ an 
Schulen oder Hochschulen werben. 
Wörtlich heißt es im Koalitionsver¬ 
trag: „Die Jugendoffiziere leisten eine 
wichtige Arbeit bei der Information 
über den Auftrag der Bundeswehr. 
Wir begrüßen es, wenn möglichst vie¬ 
le Bildungsinstitutionen von diesem 
Angebot Gebrauch machen.“ 


Die EU-Militarisierung wird voran¬ 
getrieben: „Wir setzen uns, so weit 
es sinnvoll und möglich ist, für eine 
gemeinsame Nutzung nationaler mi¬ 
litärischer Kapazitäten im Rahmen 
der EU ebenso ein wie für eine stär¬ 
kere Aufgabenteilung. Das gilt auch 
für die entsprechenden Aktivitäten 
der NATO. ... Gemeinsam mit un¬ 
seren Bündnispartnern wollen wir 
zu schwach ausgebildete Fähigkeiten 
stärken und die Durchhaltefähigkeit 
erhöhen.“ Angestrebt wird ein immer 
engerer „Verbund der europäischen 
Streitkräfte“, „der sich zu einer par¬ 
lamentarisch kontrollierten europäi¬ 
schen Armee weiterentwickeln kann.“ 
Die „Kooperation für den Frieden“ 
stellte in einer Presseerklärung un¬ 
ter der Überschrift „Nein zur großen 
Koalition des Militarismus; Frieden 
ist out - jedenfalls im Koalitionsver- 
trag“ fest: „Das Wort Frieden taucht 
erstmals seit mindestens 15 Jahren 
nicht mehr in den Überschriften des 
Koalitionsvertrages auf. Dies ist ein 
Synonym für einen aufrüstungs- und 
kriegsoffenen Koalitionsvertrag.“ 
(http://www.koop-frieden.de). Jan 
van Aaken, Bundestagsabgeordneter 
der Partei „Die Linke“ meint: „Schon 


auf dem Papier ist dieser Vertrag noch 
kriegerischer als der schwarz-gelbe 
Vertrag von 2009 - und das will schon 
was heißen.“ 

★ 

Die DKP-Bottrop hat sich mit einem 
Offenen Brief an die SPD-Mitglieder 
in ihrer Stadt gewandt (siehe unten). 
Sie schreibt unter anderem: „Nach 
der Befreiung vom Hitler-Faschismus 
waren Sozialdemokraten und Kom¬ 
munisten gemeinsam der Auffassung, 
dass vom deutschen Boden nie wieder 
ein Krieg ausgehen darf. Die Große 
Koalition tritt dafür ein, dass die Bun¬ 
deswehr auch künftig im Ausland die 
Interessen des deutschen Imperialis¬ 
mus militärisch sichern und durchset¬ 
zen soll.“ Sie kommt zum Schluss: „Für 
Kinder und Jugendliche, arbeitenden 
Menschen, Erwerbslose und Rentner 
bedeutet die Große Koalition gesell¬ 
schaftlichen Rückschritt. Wollen Sie 
künftig dafür einstehen, dass Ihre Par¬ 
tei steht für Armut, Beseitigung demo¬ 
kratischer Rechte und Krieg? Wir ru¬ 
fen Sie auf, beim Mitgliederentscheid 
über den Koalitionsvertrag mit NEIN 
zu stimmen!“ 

Nina Hager 


Bottrop: Offener Brief der DKP an die Mitglieder der SPD 


In der letzten Woche wurde zwischen 
den Parteivorsitzenden von CDU, CSU 
und Ihrer Partei in Berlin die Koaliti¬ 
onsvereinbarung zur Bildung einer 
Großen Koalition auf Bundesebene 
unterzeichnet. Bis zum 12. Dezember 
haben Sie die Möglichkeit, über den 
Vertrag zur Bildung der Großen Ko¬ 
alition abzustimmen. 

Mit dieser Vereinbarung gibt es jedoch 
keinen Politikwechsel, wie Ihr Vorsit¬ 
zender Sigmar Gabriel zu Beginn an¬ 
gekündigt hatte. Stattdessen enthält sie 
nur marginale, kosmetische Verbesse¬ 
rungen für die arbeitenden Menschen. 
Bedient werden leider besonders die 
Interessen der Reichen sowie der Kon¬ 
zerne und Banken. 


Statt die Vermögen steuerlich mehr 
zu belasten, wie es Ihre Parteiführung 
vor der Wahl versprochen hatte, wird es 
in der kommenden Legislaturperiode 
Steuererhöhungen für alle Bürgerin¬ 
nen und Bürger geben. 

Mit einem Mindestlohn von 8,50 Euro 
liegen Betroffene unter der offiziel¬ 
len Armutsgrenze von 980 Euro. Eine 
solche Entlohnung ermöglicht keine 
Teilnahme am gesellschaftlichen und 
kulturellen Leben, mit diesem Ein¬ 
kommen kann keine Familie ernährt 
werden. Jede Bezahlung unter 10 Euro 
bedeutet Armut im Rentenalter. Ein 
verbindlicher flächendeckender Min¬ 
destlohn in dieser viel zu geringen 
Höhe wird mit Übergangszeiten erst 


2017 kommen. Für zahlreiche Bran¬ 
chen wird es Schlupflöcher geben. An 
der Situation, dass Betroffene ergän¬ 
zend Hartz IV beantragen müssen, 
wird sich also nichts ändern! 
Grundsätzlich bleibt es bei der Rente 
mit 67. Der abschlagfreie Zugang zur 
Rente mit 63 erfolgt nur nach 45 Bei¬ 
tragsjahren und wird schrittweise auf 
65 Jahre angehoben. Nur wenige arbei¬ 
tende Menschen werden diese Bedin¬ 
gungen erfüllen. Eine Politik für „die 
kleinen Leute“ sieht anders aus! 

Die groß angekündigte Mietpreis¬ 
bremse wird es nur in Gebieten mit 
„angespannten Wohnungsmärkten“ 
geben. Die Festlegung dieser Gebiete 
soll durch die jeweiligen Landesregie¬ 


rungen erfolgen. Für den Wohnungs¬ 
markt im Ruhrgebiet wird sich faktisch 
nichts ändern. Auch die angekündigte 
Reduzierung der Modernisierungsum¬ 
lage ist ein Flop. Statt bisher 11 Pro¬ 
zent der Gesamtkosten können künf¬ 
tig 10 Prozent der Gesamtkosten auf 
die Miete aufgeschlagen werden. Auch 
künftig werden die Mietkosten immer 
mehr vom Lohn auffressen! 

Von der Wahlkampfankündigung der 
Entlastung der Kommunen, insbeson¬ 
dere den überschuldeten Städten im 
Ruhrgebiet, ist nichts übrig geblieben. 
Die jetzt vorgesehene Übernahme der 
Kosten der Grundsicherung im Alter 

Fortsetzung auf Seite 3 


Thema der Woche 


Die Atom- und 
Kohlelobby hat sich 
durchgesetzt 

Im Koalitionsvertrag wird Umwelt¬ 
politik scheinbar großgeschrieben. 
Für die Erneuerbaren Energien ist 
jedoch nur noch ein Anteil von 55 bis 
60 Prozent bis 2035 vorgesehen. Die 
SPD hatte zuvor noch 75 Prozent bis 
2030 gefordert. Zudem sollen die För¬ 
dersätze für Windenergie an Land ge¬ 
senkt, Ausbauziele für Offshore-An- 
lagen reduziert werden, um „die Kos¬ 
tendynamik zu begrenzen“. 

Weiter heißt es ausdrücklich auch mit 
Blick auf den Klimakiller Braunkoh¬ 
le: „Die konventionellen Kraftwerke 
als Teil des nationalen Energiemixes 
sind auf absehbare Zeit unverzicht¬ 
bar.“ 
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Luxemburg-Liebknecht- 
Lenin-Treffen 
von DKP und SDAJ 

Berlin, Samstag, 11. Januar 2014 

An der Urania 17, Ul Wittenberg¬ 
platz, 19.00 Uhr bis 20.00 Uhr (zwi¬ 
schen Podiumsdiskussion und Anti¬ 
kriegskonzert der Luxemburg-Kon¬ 
ferenz) mit 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP 

Paul Rodermund, Vorsitzender der 
SDAJ 

Gyula Thürmer, Vorsitzender der 
Ungarischen Arbeiterpartei 
Vertreterin der kommunistischen 
Jugend Griechenlands (KNE) 
Arbeiterlieder mit Achim Bigus und 
Nils & Katha 

Eintritt frei - 
Gäste sind willkommen! 



Werbematerial für 
das UZ-Pressefest 
jetzt bestellen! 


Ab sofort kann für die Werbung ein 
Pressefest-Plakat (siehe oben) sowie 
ein erstes Flugblatt im Postkartenfor¬ 
mat kostenlos beim Parteivorstand der 
DKP bestellt werden. Pressefestbuttons 
sind auch noch vorrätig. 

DKP Parteivorstand 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
0201 1778890 

Spendenkonto für das Pressefest 
DKP Parteivorstand 
Kto.-Nr. 400 248 7501 
GLS Bank Bochum 
BLZ 430 609 67 
Stichwort: UZ-Pressefest 


Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formulare für die Unterschrif¬ 
tensammlung können ab sofort 
als Datei oder als gedrucktes For¬ 
mular beim Parteivorstand bestellt 
werden oder von der Internetseite 
news.dkp.de heruntergeladen wer¬ 
den. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Nun singet und seid froh 


Erneuten Angriff auf das 
Streikrecht abwehren! 


Koalitionsvertrag bringt Gefahr für die Koalitionsfreiheit 



Es ist vollbracht. Die CDU/CSU/ 
SPD-Koalitionäre haben sich nach 
einem langen Show-Marathon auf 
einen 184-Seiten-Katalog vager Ab¬ 
sichtserklärungen verständigt, der 
noch schnell vor Weihnachten auf 
den Gabentisch der eigentlichen 
Herrschenden in diesem unserem 
Lande kommen soll. Die Zustim¬ 
mung der Mehrheit der SPD-Mit- 
glieder zur Bildung dieser Großen 
Koalition wird in diesen Tagen fie¬ 
berhaft herbeiorganisiert. Natürlich 
müssen sie viele dicke Kröten schlu¬ 
cken - doch was soll‘s? Als langjäh¬ 
rige SPDler sind sie darin schon ge¬ 
übt und haben sich auch längst daran 
gewöhnt, dass ihre Parteiführung im 
Bestfall kämpft bis zum Umfallen. 
Alles was, wie zum Beispiel die „Müt¬ 
terrente“, halbwegs im Interesse der 
arbeitenden Menschen wäre, steht 
jetzt schon unter dem zweischnei¬ 
digen Damoklesschwert „Finanzie¬ 
rungsvorbehalt“ und dem gemeinsa¬ 
men Bekenntnis zur „konsequenten 
Einhaltung der Schuldenbremse“. Si¬ 
cher sind nur die Ministerposten der 
neuen Regierung. 

Wer jetzt einwendet, dass jetzt we¬ 
nigstens „dank“ der SPD wenigstens 
der gesetzliche Mindestlohn kommt, 
hat Recht und eben auch nicht. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
schreibt: „Die seit 2006 anhalten¬ 
de Kampagne des DGB und seiner 
Mitgliedsgewerkschaften hat sich 
gelohnt. Die Richtung stimmt. Gut 
für Deutschland, gut für Millionen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh¬ 
mer. Endlich bekommt das ökono¬ 
misch stärkste Land in Europa einen 
gesetzlichen Mindestlohn. Die Be¬ 
schäftigten bekommen ihre Würde 
zurück.“ 

Mit 8,50 Euro und erst ab 2015? 
Der DGB vergisst zu sagen, dass ab 
2015 erst einmal nur die Beschäftig¬ 
ten mehr Geld erhalten werden, die 
bislang unter tariflich völlig unge¬ 
regelten Bedingungen arbeiten. Elf 
Prozent der geltenden Tarifverträ¬ 
ge in Deutschland schreiben Löhne 
unter 8,50 Euro, vor allem im Osten 
der Republik, fest. Und dennoch, 
selbst ein „Mindestlohn light“ von 
8,50 Euro bringt wenigstens ab dann 
4,1 Millionen regulär Beschäftigten 
und fünf Millionen Minijobbern, 


A 


also rund 9,1 Millionen Beschäftig¬ 
ten, mehr in ihre dann immer noch 
viel zu leeren Lohntüte. 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung berechnete Mit¬ 
te dieses Jahres, dass mit einem so¬ 
fort eingeführten, flächendeckenden 
Mindestlohn von 8,50 Euro die Aus¬ 
gaben für ALGII-Leistungen um bis 
zu einer Milliarde Euro zurückgehen 
würden und zu Mehreinnahmen bei 
der Einkommenssteuer von rund 800 
Millionen Euro und bei den Sozial¬ 
abgaben von knapp 1,7 Milliarden 
Euro führen würde. Denn „existenz¬ 
sichernd“, wie von den Koalitionären 
behauptet wird, sind 8,50 Euro aller¬ 
dings nicht. 

Der Mindestlohn kommt erst nächs¬ 
tes Jahr, flächendeckend aber erst ab 
2017. Wie viel kann man sich dann 
noch für 8,50 Euro kaufen? Erst ab 
1. Januar 2018 kann „von einer Kom¬ 
mission der Tarifpartner überprüft, 
gegebenenfalls angepasst“ werden. 
Der jetzt beabsichtigte Mindestlohn 
ist eine Mogelpackung, geschnürt 
von Leuten, die allein als Bundes¬ 
tagsabgeordnete 8 252 Euro mo¬ 
natlich einsacken. Die meisten von 
ihnen werden auch zustimmend im 
Parlament die Hand heben, wenn es 
nach der Regierungsbildung daran¬ 
geht, zur Umverteilung der „Lasten“ 
der sich sicher bald wieder verschär¬ 
fenden Krise neue soziale Grausam¬ 
keiten auf die „Menschen draußen 
im Land“ abzuwälzen. Insofern gilt 
Kanzlerin Merkels „Weiter so“. Doch 
es wird dennoch nichts bleiben wie 
es ist. Es liegt auch an uns, wohin die 
Reise künftig geht. 


2011 machte unter Gewerkschaftern 
eine alarmierende Meldung die Runde. 
D GB - Gewerkschaftsführungen hatten 
(unter dem Schlagwort „Tarifeinheit“) 
gemeinsam Hand in Hand mit Unter¬ 
nehmerverbänden eine Gesetzesiniti¬ 
ative zur Änderung des Streikrechtes 
vorgeschlagen. Demnach sollte für je¬ 
den Betrieb nur noch ein Tarifvertrag 
gelten, nämlich der von der Gewerk¬ 
schaft, die im Betrieb die meisten Mit¬ 
glieder hat. 

Welche Folgen das hat, zeigt sich an ei¬ 
nem Beispiel von verdi. Wenn in einem 
Krankenhaus die Ständeorganisation 
Marburger Bund einen Tarifvertrag 
abschließt, dann wären auch die verdi- 
Mitglieder an die „Friedenspflicht“ ge¬ 
bunden. Man/frau stelle sich vor, eine 
„gelbe“ Gewerkschaft vereinbart ei¬ 
nen niedrigen Tarifabschluss mit lan¬ 
ger Laufzeit, und wer während dieser 
für Lohnerhöhungen streikt, kann für 
den finanziellen Schaden regresspflich¬ 
tig gemacht werden. 

Man/Frau stelle sich die Schwierig¬ 
keiten bei der Mitgliedergewinnung 
vor, wenn jede Gewerkschaft in je¬ 
dem Betrieb dem Unternehmer ge¬ 
genüber nachweisen müsste, wer al¬ 
les Mitglied ist, um ihre Tarifhoheit 
zu beweisen. 


Gewerkschafter/Innen, gewerkschaftli¬ 
che Gliederungen und Gremien liefen 
gegen die geplante massive Einschrän¬ 
kung des (verfassungsrechtlich garan¬ 
tierten) Grundrechtes auf Koalitions¬ 
freiheit Sturm. Gemeinsam mit dem 
Gegner das Streikrecht noch weiter 
zu reglementieren, zu beschneiden, sei 
Verrat der Gewerkschaftsführungen, 
meinten Viele. 

Befürworter der Streikrechtsänderung 
unterstellten, Minderheitsgewerkschaf¬ 
ten würden sich vom vorhandenen (zur 
Verfügung stehenden) Verteilungsvo¬ 
lumen, aufgrund ihrer privilegierten 
Stellung an wichtigen Schalthebeln, 
ungebührlich viel erkämpfen, das dann 
den Anderen fehle - sie würden sich 
quasi auf Kosten der schlechter positi¬ 
onierten Kolleg/Innen bereichern. Das 
müsse man unterbinden. 

Die Gegner machten darauf aufmerk¬ 
sam, dass es ein gesetztes Verteilungs¬ 
volumen nur dann gibt, wenn man 
überhaupt nicht mehr in Erwägung 
zieht, die Profite der Kapitalseite zu 
beschneiden. Dass es eben nicht dar¬ 
um geht, das Stück vom Kuchen, das 
die Unternehmer den Beschäftigten 
zugedacht haben, gerecht zwischen 
diesen aufzuteilen, sondern den gan¬ 
zen Kuchen umzuverteilen zugunsten 


der Beschäftigten, zu Lasten der Un¬ 
ternehmer. 

Namhafte gewerkschaftliche Arbeits¬ 
rechtler, wie z.B. Wolfgang Deubler, 
erhoben schwere rechtliche Bedenken 
gegen das Vorhaben. 

Unter dem massiven Druck der Basis 
zogen die Gewerkschaftsführungen da¬ 
mals ihre Initiative zurück. Damit war 
die Gesetzesänderung vom Tisch - vor¬ 
läufig! 

Nun kommt der gleiche Angriff erneut. 
Diesmal in Form der Koalitionsverein¬ 
barung zwischen CDU/CSU und SPD. 
Offiziell sind die Gewerkschaften dies¬ 
mal nicht involviert. Das vermindert 
die Anfälligkeit gegen Basisproteste. 
Funktionäre (wie z.B. der neue IG- 
Metall-Vorsitzende Wetzel) klatschen 
diesmal aus der zweiten Reihe Beifall. 
Ein massiver Angriff auf die verfas¬ 
sungsmäßige Koalitionsfreiheit, auf das 
Streikrecht, auf das Kräfteverhältnis 
zwischen den Klassen bleibt das Vor¬ 
haben trotzdem. Grund genug, wieder 
massenhaft Widerstand zu organisie¬ 
ren. 

Manfred Jansen , Sprecher des Bezirks¬ 
vorstandes für Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit in Baden-Württemberg 
Olaf Harms, Sekretär für Betriebs- 
und Gewerkschaftspolitik im PV 


Arbeitskämpfe und ihre Erfolge bei VW machen Mut 

Einheitliche Aktionen können innerhalb des Kapitalismus zur Verschiebung von Kräfteverhältnissen beitragen 


I n einer Bildungsveranstaltung der 
DKP Schleswig-Holstein ging es am 
Sonnabend um die Frage „Kommu¬ 
nisten und Einheitsgewerkschaften? 
Uwe Fritsch, Mitglied des Parteivor¬ 
stands der DKP und Betriebsratsvorsit- 
zender bei VW in Braunschweig, ging in 
seinem Referat auf die verschiedenen 
Aspekte der Arbeit von Kommunistin¬ 
nen in Betrieb und Gewerkschaft ein. 
Zu Beginn stellte er fest, dass eine der 
Grundfragen kommunistischer Iden¬ 
tität die Klärung des Verhältnisses zur 
Einheitsgewerkschaft ist. Sie sei nicht 
nur von historischer Bedeutung, ge¬ 
wachsen aus den bitteren Erfahrun¬ 
gen der faschistischen Konzentrati¬ 
onslager, sondern eine Grundlage für 
die aktive und erfolgreiche Interessen¬ 
vertretung im Betrieb, in der Auseinan¬ 
dersetzung zwischen Kapital und Ar¬ 
beit, so Uwe Fritsch. 

Sie ist das Ergebnis der Erkenntnis, 
dass über Konfessionsgrenzen und 
ideologische Grenzen hinweg, die 
Durchsetzung der objektiven Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse nur mit der 
größtmöglichen Kraft gelingen kann. 
Die Einheitsgewerkschaften, auch aus 
den einzelnen ständischen Beruf sver- 
bänden heraus, waren eine Konse¬ 
quenz. Allerdings taugt sie weder als 
Monstranz, die z.B. am 1. Mai vor sich 
hergetragen wird, noch als Maulkorb 
gegen politische Debatten. 

In den Gewerkschaften sind arbei¬ 
tende (und von Arbeit ausgegrenz¬ 


te) Menschen mit unterschiedlichsten 
politischen Meinungen, Strömungen, 
Parteizugehörigkeiten, politischer und 
religiöser Weltanschauung. Ihr ge¬ 
meinsames Ziel ist die Vertretung und 
Durchsetzung der betrieblichen und 
gesellschaftlichen Interessen der Be¬ 
schäftigten und Arbeitssuchenden. 
Mit diesem Zusammenschluss sollten 
wir pfleglich umgehen, so Fritsch. Eine 
entscheidende Rolle bei der Entwick¬ 
lung von Forderungen, der Aufgaben¬ 
stellung in Betrieb und Gewerkschaft 
spielt dabei das Bewusstsein der Mehr¬ 
heit der gewählten Betriebsräte und 
Gewerkschaftsvorstände. 

Das Bewusstsein heute wird u. a. geprägt 
von Angst vor Arbeitslosigkeit, Armut 
und damit verbundener sozialer Aus¬ 
grenzung, aber auch Verzichtsmentali¬ 
tät mit der Hoffnung, den Arbeitsplatz 
erhalten zu können. Neoliberale Dema¬ 
gogie und damit verbundenes betriebs¬ 
wirtschaftliches Denken haben auch 
Einzug gehalten am Arbeitsplatz. Das 
Glaubwürdigkeitsproblem der Demo¬ 
kratie und des Parlamentarismus führen 
nach Meinung von Uwe Fritsch eher zu 
Rückzug und Resignation. Dagegen 
zu steuern ist nicht leicht. Zudem sind 
Kommunistinnen und Sozialistlnnen in¬ 
nerhalb der Belegschaften und Gewerk¬ 
schaften eine Minderheit. Dies bedeu¬ 
tet eine weitere Hürde, um Kollegin¬ 
nen von anderen politischen Zielen zu 
überzeugen, neue und alternative Ide¬ 
en zu entwickeln und diese gemeinsam 


umzusetzen. Um Mehrheiten der Kol¬ 
leginnen muss ständig neu mit Geduld, 
Beharrlichkeit und Überzeugungskraft 
gerungen werden. Festgestellt wurde, 
dass wir einen langen Atem brauchen. 
Aber auch unterschiedliche Auffassun¬ 
gen müssen ausgetragen, aber auch aus¬ 
gehalten werden. Vertrauen der Beleg¬ 
schaft und Kolleginnen in Betriebsrat, 
Vertrauensleute usw. kann nur in ge¬ 
meinsamer Diskussion und Handeln 
entwickelt werden. 

Die Bildung unterschiedlicher Listen 
ein und derselben Gewerkschaft bei 
Betriebsratswahlen, sieht Fritsch als 
Gefahr, durch interne Auseinander¬ 
setzungen nicht mehr Vertrauen zu 
Gewerkschaften oder Betriebsräten 
zu bilden, sondern eher weniger. Es 
kommt zur Zersplitterung und damit 
zur Schwächung der Gegenmacht. 

Am Beispiel des Kampfes um den Er¬ 
halt des VW-Gesetzes und gegen die 
Porsche-Übernahme wurde aufgezeigt, 
wie wichtig die Einheit und gemein¬ 
same Aktionen sind. Und auch, dass 
und wie diese Kämpfe international 
geführt werden. 

Dass einheitliche Aktionen bereits in¬ 
nerhalb des Kapitalismus zur Verschie¬ 
bung von Kräfteverhältnissen beitra¬ 
gen, wurde dabei ebenso erkannt, wie 
auch die Grenzen, die durch Eigen¬ 
tumsverhältnisse und Wettbewerb¬ 
sprinzip gesetzt sind. 

Wichtig ist für Linke, dass Betriebs¬ 
und Gewerkschaftsarbeit keine tak¬ 


tische Frage ist, wenn Arbeitsplätze 
erhalten, Betriebe gesichert und Ein¬ 
kommen erhöht werden können. Sie 
trägt dazu bei, heute schon besser le¬ 
ben und arbeiten zu können. 

Aktuelle Gewerkschaftsbeschlüsse 
sind eine Möglichkeit gemeinsam aktiv 
zu werden. Mit „Gerecht geht anders“ 
und „Kurswechsel für ein gutes Leben“ 
oder „Umverteilen“ können Kollegin¬ 
nen gewonnen werden, in Betrieb und 
auf der Straße Aktionen durchzufüh¬ 
ren. Denn Gewerkschaften, Arbeits¬ 
lose, Hartz-IV-Empfänger, Kirchen, 
Sozialverbände, Schüler, Studierende 
und Rentner sind für einen politischen 
Kurswechsel notwendig. Das ist eine 
Aufgabe, die unsere ganze Kraft und 
auch unsere Geschlossenheit benötigt, 
unabhängig von der jeweiligen politi¬ 
schen Ausrichtung. 

Im Anschluss an den Vortrag gab es 
eine Reihe von Fragen und Meinun¬ 
gen. Die Anerkennung von Beschlüs¬ 
sen, als Grundlage der gemeinsamen 
Arbeit, aber auch wie sie weiter disku¬ 
tiert werden können und müssen, war 
einer der Punkte. Insbesondere die 
Situation in Betrieben und Gewerk¬ 
schaften in kleinen Orten und in Flä¬ 
chenländern wurde dargestellt. Es wur¬ 
de diskutiert, wie dort, wo es teilweise 
keine Mitgliederversammlungen der 
Gewerkschaften mehr gibt, gewerk¬ 
schaftliche Arbeit organisiert werden 
kann. Hier zeigten sich deutlich die 
Unterschiede zwischen der Arbeit in 


einem Großbetrieb und in kleinen 
und mittelständischen Unternehmen. 
Auch die Rolle des DGB wurde hin¬ 
terfragt, der zwar keine eigenen Mit¬ 
glieder hat, aber dennoch die Chance 
zur gemeinsamen Arbeit und Debatte 
vor Ort gibt. 

Einige Teilnehmerinnen äußerten den 
Wunsch, auch in ihren Orten Veran¬ 
staltungen durchführen zu wollen. Be¬ 
dauert wurde, dass die jungen Genos¬ 
sinnen gefehlt haben, um gemeinsam 
auch über die gewerkschaftliche und 
betriebliche Jugendarbeit als Kom¬ 
munistinnen zu diskutieren. Die poli¬ 
tische Arbeit in den Gewerkschaften, 
mit der auch außerparlamentarische 
Kämpfe geführt werden, wurde the¬ 
matisiert, genauso wie die Fragen der 
Konversion und den Möglichkeiten 
der Umsetzung in der Automobilin¬ 
dustrie. 

Vor allen Dingen wurde immer wieder 
eingebracht, wie sich Kommunistinnen 
zu Wort melden und konstruktive Per¬ 
spektiven und Alternativen in die Dis¬ 
kussion mit Kolleginnen einbringen. 
Am Ende der Veranstaltung zog ein 
Genosse das Fazit: Auch wenn es bei 
uns vor Ort nur sehr wenig an gewerk¬ 
schaftlicher Arbeit gibt, sie schwer zu 
entwickeln ist, macht dieser Tag Mut. 
Denn die Kolleginnen von VW und 
ihre Erfolge zeigen, dass sich Kämp¬ 
fen lohnt - und davon profitieren auch 
wir und können daraus lernen. 

Bettina Jürgensen 
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Eitergeschwüre? 

Unternehmer des Einzelhandels warnen vor Streiks im Weihnachtsgeschäft 


S treiks seien das „Eitergeschwür 
der sozialen Frage“ schrieb die un¬ 
ternehmerische Zeitung „Der Ar¬ 
beitgeber“ am 16. September 1871. Sie 
wollte damit nicht nur das angeblich 
„Krankhafte“ dieser von den Beschäf¬ 
tigten gewählten Form der betriebli¬ 
chen und öffentlichen Auseinander¬ 
setzung bildlich machen. Darüber hi¬ 
naus beabsichtigten die Unternehmer 
damals, jede Arbeitsniederlegung zum 
Erreichen eines bestimmten Ziels für 
absolut sinnlos, ja sogar für völlig un¬ 
zulässig darzustellen. 

In dieser Tradition scheint der Han¬ 
delsverband Deutschland (HDE) heu¬ 
te immer noch zu stehen. Dies wurde 
nur selten deutlich, solange der Kon¬ 
flikt in Diskussionen über die Kündi¬ 
gung des Manteltarifvertrages und die 
daraus entstehenden Folgen für die 
Beschäftigten bloß die Gemüter der 
Betroffenen bewegte und die Unter¬ 
nehmer lediglich gezwungen waren, 
für ihre Politik des sozialpolitischen 
Kahlschlags lediglich „gute“ Argumen¬ 
te vorzutragen. 

Seit Beginn der etwas härteren Phase 
des Tarifkonflikts ist das anders: Mit 
den ersten Streiks durften die kämp¬ 
fenden wie die ab wartenden Beschäf¬ 
tigten im Einzelhandel lesen, dass alle 
Arbeitskämpfe nichts nützen würden. 
Später „entdeckten“ plötzlich man¬ 
che der immer mit angeblicher „Ge¬ 
lassenheit“ auf Arbeitsniederlegun¬ 
gen reagierenden Spitzenfunktionäre 
beispielsweise von H&M Hennes & 
Mauritz, Karstadt, Kaufhof, Kaufland 
und Real, dass von ver.di vor allem ihre 
Filialen bestreikt würden. Trotzdem 
machten sie sich noch häufig darüber 
lustig, die Streiks würden das laufen¬ 
de Geschäft weder einschränken noch 
behindern. Was sie der Öffentlichkeit 
natürlich bewusst vorenthielten: Ihr 
Erfolg gegen die Streikenden war in 
aller Regel nur durch den gezielten 
Einsatz von Streikbrechern aus an¬ 
deren Häusern (Karstadt, Kaufland, 
Rewe/Toom), betriebsratslosen Filia¬ 
len (H&M) oder der tarifvertragswid¬ 
rigen, also illegalen Verpflichtung von 
Leiharbeitern (Karstadt, Real) mög¬ 
lich. Und dennoch sorgten nicht weni¬ 
ge Arbeitsniederlegungen für verspä¬ 
tete Öffnungs- und frühere Schließ¬ 
zeiten der Geschäfte sowie besonders 
lange Kundenwartegemeinschaften an 
den „dünn“ besetzten Kassen. 
Insofern darf die Wirkung der bisheri¬ 
gen Streiks sowohl bundesweit als auch 
in Hessen nicht unterschätzt werden. 
Das wissen auch die Unternehmer, und 
deshalb beobachten sie sehr genau und 
beargwöhnen, wie beharrlich die Be¬ 
schäftigten bereit sind, ihre Tarifver¬ 
träge aktiv zu verteidigen, und wie es 
ver.di immer wieder gelingt, „neue“ 
Belegschaften in die Auseinanderset¬ 
zung einzubeziehen. Wenn diese Kraft 
und Ausdauer nach bald sechs Mona¬ 
ten regelmäßiger Streiks noch immer 


wurde den Kommunen schon von der 
Vorgängerregierung zugesagt. Kei¬ 
ne Zusage des Bundes gibt es für die 
Übernahme der Kosten für die Schul¬ 
sozialarbeit, deren Weiterfinanzierung 
Ende Dezember 2013 ausläuft. An der 
Abwälzung von Kosten des Bundes auf 
die Kommunen hat sich also nichts ge¬ 
ändert! 

Das konservative Gesellschaftsmo¬ 
dell von CDU/CSU wird im Koaliti¬ 
onsvertrag deutlich, wenn das früher 
auch von Ihrer Partei heftig kritisierte 
Elterngeld künftig erweitert wird. Das 


nicht abflacht, so kann die Ankün¬ 
digung, den Tarifkonflikt gezielt ins 
Weihnachtsgeschäft zu tragen, nicht 
mehr so einfach als „hohles gewerk¬ 
schaftliches Wortgewitter“ abgetan 
werden. Dann dürfen und müssen auch 
die Einzelhändler damit rechnen, dass 
streikende Beschäftigte sowohl auf die 


Kunden zugehen und um deren Solida¬ 
rität bitten, während des Arbeitskamp¬ 
fes anderswo einzukaufen, als auch für 
ein paar spürbare Turbulenzen im lau¬ 
fenden Geschäft sorgen, so dass die 
Kassen dadurch vielleicht nicht ganz 
so süß klingeln wie in den vorherge¬ 
henden Jahren. 

Mit dieser Aussicht auf punktuellen 
wirtschaftlichen Misserfolg in der Vor¬ 
weihnachtszeit ist die bislang hier und 
dort zur Schau getragene „Gelassen¬ 
heit“ der Unternehmer wie eine Seifen¬ 
blase geplatzt. Schon vor gut zwei Wo¬ 
chen mahnte der Präsident des HDE, 
Josef Sanktjohanser, bei ver.di „eine 
faire Tarifpartnerschaft“ („Lebens¬ 
mittel Zeitung“, 8. November 2013) 
an. Wenn solche Leute von „Fairness“ 
und „Partnerschaft“ sprechen, dann 
zeigt sich darin entweder eine tarif- 
und sozialpolitische Wirklichkeitsfer¬ 
ne oder der gezielte Versuch, sich als 
Verursacher des Tarifkonflikts aus der 
Verantwortung zu stehlen. 
Zwischenzeitlich geht Josef Sanktjo¬ 
hanser noch einen Schritt weiter und 
warnt ver.di „vor einem Arbeitskampf 
im Weihnachtsgeschäft. Wer die Unter¬ 
nehmen in dieser wichtigen Zeit belas¬ 
tet, spielt auch mit dem Schicksal der 
Beschäftigten.“ („Die Welt“, 20. No- 


Grundrecht auf Streik wird durch das 
Gesetz zur Tarifeinheit ausgehebelt, die 
Leiharbeit nicht verboten. Die Einfüh¬ 
rung der Vorratsdatenspeicherung ist 
ein Dammbruch für die informationei¬ 
le Selbstbestimmung. Die PKW-Maut 
für alle wird kommen. 

Nach der Befreiung vom Hitler-Fa¬ 
schismus waren Sozialdemokraten und 
Kommunisten gemeinsam der Auffas¬ 
sung, dass vom deutschen Boden nie 
wieder ein Krieg ausgehen darf. Die 
Große Koalition tritt dafür ein, dass die 
Bundeswehr auch künftig im Ausland 


vember 2013) Auch diese offene Dro¬ 
hung erfüllt ihren Zweck erst dann, 
wenn es dem HDE-Präsidenten damit 
gelingen sollte, die Gedanken der Be¬ 
schäftigten im Einzelhandel so zu „ver¬ 
nebeln“, dass sie nicht mehr erkennen 
und verstehen, wer tatsächlich mit ih¬ 
rem „Schicksal“ spielt: Josef Sanktjo¬ 


hanser & Konsorten, die mit allerlei 
Tricks und „schönen“ Worten wie das 
von der „Modernisierung“ der Tarif¬ 
verträge nichts anderes beabsichtigen, 
als die tariflichen Gehälter und Löh¬ 
ne von „Ungelernten“ und Auffüllern, 
manche Schutzrechte wie beispiels¬ 
weise das einer planbaren Arbeits¬ 
und Freizeit sowie die Zuschläge für 
Mehr-, Spätöffnungs- und Nachtarbeit 
dauerhaft zu verschlechtern oder ganz 
abzuschaffen. 

Wer sich von den HDE-Fürsten oder 
ihren örtlichen Sprachröhrchen auf 
diese Weise bluffen lässt und einen 
Arbeitskampf im Weihnachtsgeschäft 
ebenfalls für zu „riskant“ hält, der wird 
sich spätestens dann wundern, wenn 
die Unternehmer sich nach der um¬ 
satzstarken Zeit wieder genüsslich zu¬ 
rücklehnen und wie vorher behaupten, 
die Streiks seien in ihrer Wirkung sinn¬ 
los. Und ver.di müsse endlich deutlich 
machen, „dass der Manteltarifvertrag 
angepackt wird“ und sei es erst einmal 
nur in einigen wenigen Punkten. Vor¬ 
her aber werden wir uns keinen Mil¬ 
limeter bewegen“, wie es Josef Sankt¬ 
johanser schon jetzt erklärte. Was da¬ 
bei herauskommen soll, das ist doch 
sonnenklar: Der Manteltarifvertrag 
wird an „einigen wenigen Punkten“ 


die Interessen des deutschen Imperia¬ 
lismus militärisch sichern und durchset¬ 
zen soll. Im Koalitionsvertrag wird dies 
in die Worte gekleidet: „Wir bekennen 
uns zur NATO und zu ihrem neuen 
strategischen Konzept.“ Neue Kriege 
mit der Beteiligung der Bundeswehr 
zur Sicherung der Rohstoffinteressen 
sind fest eingeplant. 

Dies sind nur einige Beispiele aus den 
185 Seiten des Koalitionsvertrages zwi¬ 
schen CDU/CSU und Ihrer Partei. Für 
Kinder und Jugendliche, arbeitende 
Menschen, Erwerbslose und Rentner 


verschlechtert - „erst einmal“. Diesem 
Erfolg werden weitere Forderungen 
der Unternehmer nachgeschoben, bis 
die tariflichen Regelungen so „moder¬ 
nisiert“ worden sind, dass das „Schick¬ 
sal“ der Beschäftigten besiegelt, das 
heißt, ihre tarifliche soziale Sicherheit 
dauerhaft beseitigt ist. 


Das kann sich niemand leisten oder 
wollen, der darauf angewiesen ist, mit 
seiner Arbeit im Einzelhandel sich und 
die eigene Familie durchzubringen. Auf 
die Drohung der Unternehmer kann es 
deshalb nur eine richtige Antwort ge¬ 
ben: Die Kahlschlagpolitiker des HDE 
müssen dort und dann getroffen wer¬ 
den, wo und wann es am wehsten tut - 
im Weihnachtsgeschäft, wenn alle Wer¬ 
bung darauf abgestellt ist, den Kundin¬ 
nen und Kunden mehr Geld als sonst 
aus den Taschen zu ziehen. Gerade sie 
sollen beim Einkäufen erfahren, dass 
wie vor hundertzweiundvierzig Jahren 
nicht die Streiks, sondern die tagtägli¬ 
chen unsozialen Verhaltensweisen der 
Unternehmer gegenüber den Beschäf¬ 
tigten und ihre Angriffe auf die Tarif¬ 
verträge zu stinkenden „Eitergeschwü¬ 
ren“ der Gesellschaft geworden sind, 
die heute keine kaiserliche Diktatur 
mehr ist, sondern ein demokratischer 
und sozialer Rechtsstaat sein soll. 
Solche „ungesunden“ Verhältnisse 
können bekanntlich nur durch gezielte 
gemeinsame Arbeitspausen während 
der Ladenöffnung und die konsequen¬ 
te „Rosskur“ betrieblicher wie öffent¬ 
licher Aktionen „geheilt“ werden. 

Horst Gobrecht 


bedeutet die Große Koalition gesell¬ 
schaftlichen Rückschritt. Wollen Sie 
künftig dafür einstehen, dass Ihre Par¬ 
tei steht für Armut, Beseitigung demo¬ 
kratischer Rechte und Krieg? Wir ru¬ 
fen Sie auf, beim Mitgliederentscheid 
über den Koalitionsvertrag mit NEIN 
zu stimmen! 

Jörg Wingoldy 
DKP-Kreisvorsi tzender 

Michael Gerber ,; 

DKP-Fraktionsvorsitzender 


Sozialdumping stoppen 

Eine Alarmaktion „Stoppt Sozialdum¬ 
ping“ startet die Europäische Föderati¬ 
on der Bau- und Holzarbeiter (EFBH) 
anlässlich der Ministertagung der Eu¬ 
ropäischen Union am 9. Dezember in 
Brüssel. Hintergrund: Die Minister ta¬ 
gen am 9. Und 10. Dezember, um sich 
auf eine Kompromisslinie zur „Durch¬ 
setzungsrichtlinie“ zur Europäischen 
Arbeitnehmerentsenderichtlinie zu ei¬ 
nigen. Auf dieser Linie würde der Euro¬ 
päische Rat dann anschließend mit dem 
Europäischen Parlament verhandeln. 
Momentan sieht es so aus, dass die 
Richtlinie keineswegs die Durchset¬ 
zung der Rechte von entsandten Be¬ 
schäftigten und die Durchsetzung der 
Mindeststandards der Zielländer ge¬ 
genüber den Entsendefirmen erleich¬ 
tern würde. Vielmehr droht eine Schwä¬ 
chung der Kontrollrechte des realen 
Arbeitslandes, eine Schwächung unse¬ 
rer Generalunternehmerhaftung und 
eventuell sogar ein Herkunftslandprin¬ 
zip durch die Hintertür für besonders 
dreiste Gesetzesbrecher unter den Un¬ 
ternehmern. 

Die EFBH und einige andere Europäi¬ 
sche Gewerkschaftsföderationen rufen 
deshalb zu einer lautstarken Aktion am 
9. Dezember direkt vor dem Tagungs¬ 
gebäude der Arbeitsministertagung auf. 

Tarifergebnis bei 
Post-Unternehmen 

In den Entgelttarifverhandlungen für 
die Beschäftigten der beiden Unter¬ 
nehmen Deutsche Post InHaus Servi¬ 
ces GmbH und Deutsche Post E-Post 
Solutions GmbH ist ein Tarifergebnis 
erzielt worden. Danach bekommen die 
Beschäftigten der beiden zum Postkon¬ 
zern gehörenden Unternehmen zum 
1. Mai 2014 drei Prozent und zum 1. Juli 
2015 2,5 Prozent mehr Geld. Für die 
Monate von November 2013 bis April 
2014 gibt eine Einmalzahlung von 200 
Euro. Der Tarifvertrag hat eine Lauf¬ 
zeit von 28 Monaten bis 29. Februar 
2016. „Wir begrüßen, dass der Arbeit¬ 
geber den Weg zu konstruktiven Ver¬ 
handlungen zurückgefunden hat. Das 
ist ein guter Tarifabschluss, der der wirt¬ 
schaftlichen Lage und den Leistungen 
der Beschäftigten Rechnung trägt“, sag¬ 
te die stellvertretende Vorsitzende der 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) Andrea Kocsis. 

Die beiden Unternehmen mit insge¬ 
samt rund 3 900 Beschäftigten bieten 
verschiedene Dienstleistungen im Be¬ 
reich des Dokumentenmanagements, 
des Drückens von Sendungen und der 
Kundenberatung an und betreiben 
Poststellen für Dritte. 

ver.di fordert Tarifschutz 
bei Springer 

Nach der Ankündigung des Vorstands¬ 
vorsitzenden der Axel Springer AG, 
Matthias Döpfner, auch die derzeit 
noch tarifgebundenen Kernbereiche 
des Verlags in selbstständige Tochter¬ 
gesellschaften auszugliedern, forder¬ 
te der stellvertretende Vorsitzende 
der Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di), Frank Werneke, für die 
Beschäftigten aller Konzernbereiche 
eine umfassende tarifvertragliche Si¬ 
cherung. Nur so seien faire Arbeitsbe¬ 
dingungen und gerechte Entlohnung in 
dem hoch profitablen Konzern sicher¬ 
zustellen. 

„Hinter der glänzenden Fassade des di¬ 
gital ausgerichteten Medienunterneh¬ 
mens liegt allzu oft der dunkle Hinter¬ 
hof niedriger Gehälter, Druck auf die 
Beschäftigten und Arbeitsplatzabbau“, 
sagte Werneke unter Berufung auf Be¬ 
richte von Beschäftigten aus Tochterge¬ 
sellschaften der Axel Springer AG. Als 
Beispiel nannte er die Siegburger alles- 
klar.com AG, die das Internet-Anzei¬ 
genportal meinestadt.de betreibt. Dort 
verloren seit der Übernahme durch den 
Medienkonzern vor einem Jahr mehr 
als zehn Prozent der rund 300 Beschäf¬ 
tigten ihren Arbeitsplatz. Betriebsräte, 
die dies im Axel-Springer-Konzernbe- 
triebsrat berichtet hatten, wurden vom 
Management massiv unter Druck ge¬ 
setzt. 

ver.di werde deshalb die Beschäftigten 
bei der Durchsetzung der Forderung 
nach tariflich abgesicherten Arbeitsver¬ 
hältnissen in allen jetzigen und künfti¬ 
gen Einzelbetrieben in jeder Hinsicht 
unterstützen, kündigte Werneke an. 
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20. Friedenspolitischer 
Ratschlag in Kassel 

Die „Friedenspolitischen Ratschlä¬ 
ge“ sind das wohl wichtigste Forum in 
Deutschland, auf dem Friedenswissen¬ 
schaft, Politik und Bewegung Zusam¬ 
menkommen, um über den unfried¬ 
lichen Zustand der Welt zu diskutie¬ 
ren und Wege und Strategien zu einer 
friedlicheren Welt zu beraten. Das Mot¬ 
to des diesjährigen Kongresses (100 
Jahre Weltkriege -100 Jahre Friedens¬ 
bewegung: Umbrüche und Kontinui¬ 
tät - Niederlagen und Erfolge) spannt 
den Bogen von den beiden Weltkriegen 
über den „Kalten Krieg“ bis zu dem 
nicht enden wollenden „Krieg gegen 
den Terror“. Das Programm bleibt aber 
nicht in der Aufarbeitung des kriegeri¬ 
schen „Zeitalters der Extreme“ und der 
„Niederlagen“ der Zivilisation stecken, 
sondern widmet sich auch den Erfol¬ 
gen der Friedensbewegung, aus denen 
Chancen für eine bessere Zukunft er¬ 
wachsen. 

In vier Plenarveranstaltungen und 26 
thematischen Workshops und Diskus¬ 
sionsforen wird die aktuelle Agenda 
der Friedenswissenschaft und -bewe- 
gung ausgebreitet: Behandelt werden 
so brisante Themen wie 
★ die Konflikte im Nahen und Mittle¬ 



ren Osten, in Zentralasien und Afrika 
(vom israelisch-palästinensischen Kon¬ 
flikt bis zu Syrien, Iran, der Türkei und 
Afghanistan bis nach Mali), 

★ die drohenden Konflikte in Asien 
und im pazifischen Raum (China-Ja¬ 
pan-US A) sowie um die rohstoffrei¬ 
che Arktis, 

★ die „Hardware“ des Krieges, für die 
auch Deutschland in vielfacher Weise 
verantwortlich ist (Rüstungsprodukti¬ 
on und Waffenexport, die Ausbreitung 
von Killerdrohnen und die Automa¬ 
tisierung des Krieges, neue NATO- 
Kriegführungskonzepte oder die Mi¬ 
litarisierung des Weltraums). 

Hinzu kommen Vorträge über die 
„Software“ des Krieges, das heißt etwa 
über die ideologischen und psycholo¬ 
gischen Kriegsvorbereitungen und die 
weltumspannenden Spionage- und 
Abhöraktivitäten der Geheimdiens¬ 
te großer Mächte: So wird in einem 
Workshop die Rolle der Medien un¬ 
tersucht („Meinungsmacht für Kriegs¬ 
einsätze“), in einem anderen über die 
„Militarisierung der Hochschulen“ 
und in einem weiteren über die „Ge¬ 
heimdienste in der Neuen Welt(kriegs) 
Ordnung“ informiert. Veröffentlichun¬ 
gen der letzten Tage und Wochen ha¬ 
ben hierzu skandalöse Vorgänge pub¬ 
lik gemacht. Und wird nicht auch die 
Geschichte zurechtgebogen, wenn sich 
etwa Historiker unter dem Beifall des 
Mainstreams daran machen, die deut¬ 
sche Kriegsschuld am Ersten Weltkrieg 
in Frage zu stellen? 

Die Plenarvorträge setzen sich u.a. mit 
grundsätzlichen Fragen der Geschich¬ 
te des Imperialismus (Dr. David Salo- 
mon, Uni Siegen), des deutschen Mili¬ 
tarismus (Dr. Detlef Bald, München), 
des israelisch-palästinensischen Dauer¬ 
konflikts (Dr. Margret Johannsen, Uni 
Hamburg) sowie der Ursachen gegen¬ 
wärtiger Fluchtbewegungen (Prof. Dr. 
Arian Schiffe-Nasserie, Ev. Fachhoch¬ 
schule RWL, Bochum) auseinander. 
Selbstverständlich werden auch kriti¬ 
sche Fragen an den außen- und sicher¬ 
heitspolitischen Teil der Koalitionsver¬ 
einbarung gestellt. In einer abschlie¬ 
ßenden Podiumsdiskussion werden 
Prof. Dr. Norman Paech (Hamburg), 
Thomas Wagner (Berlin), Bruno Kern 
(Mainz) und Dr. Sabine Schiffer (Er¬ 
langen/Berlin) über Kontinuitäten und 
Umbrüche in der deutschen Geschich¬ 
te der letzten 100 Jahre diskutieren - 
natürlich nicht ohne auch einen Blick 
in die Zukunft zu wagen (Moderation: 
Anne Rieger, Graz). 


Innenpolitik unsere zeit m 

Energiekonzerne zerschlagen, die Scherben ans Volk! 

16 ooo Umweltaktivisten umzingeln das Kanzleramt 



„Wir sind der Strom!“ Lachend mach¬ 
ten sich 16 000 Aktivistinnen und Ak¬ 
tivisten von rund 60 demonstrierenden 
Umweltverbänden unter anderen diese 
Losung für den Auftakt der Kanzler¬ 
amtsumzingelung zu eigen. Sie wurde 
auf einem der Transparente mitgeführt 
und von der Bühnen-Moderatorin zi¬ 
tiert - eine geeignete Klammer nicht 
nur für die erfolgreiche Aktion vom 
30. November. Für eine tatsächliche 
„Energiewende der Bürger“ muss die 
nachfolgende Bewegung, wie sie jetzt 
schon beschworen wird, einfach über¬ 
all greifen. 

Mut dafür machte die von der Menge 
am Berliner Hauptbahnhof vertretene 
Breite, inhaltlich wie geografisch gese¬ 
hen auch in den Redebeiträgen. Wäh¬ 
renddessen entrollten zwei Kletterer 
an der 31 Meter hohen Lichtstele da¬ 
vor per Transparent ihren Kommentar 
zum Einknicken der SPD in den Ver¬ 
handlungen für eine Große Koalition. 
Weithin blieb über viereinhalb Stunden 
sichtbar: „Kohle-Kraft macht krank!“. 
Die Initiative gegen den weiter vor¬ 
rückenden Braunkohlenabbau in der 
Lausitz berichtete über ein zustande 
gebrachtes Anhörungsverfahren gegen 
die expansive Kohle-Verstromung von 
Vattenfall. Gleichzeitig kritisiert sie die 
de facto gegebene Bestandsgarantie für 
die fossile Energiewirtschaft, denn SPD 
und CDU wollen sie „übergangsweise“ 
neu subventionieren. Im Münsterland 
ist die Anti-Fracking-Bewegung ganz 
vorn, wenn es um das Verbot der ge¬ 
fährlichen und umweltzerstörenden 


Förderung von sogenanntem Schie¬ 
feröl und -gas geht. „Energierevoluti¬ 
on? Das machen wir!“ verkünden die 
Energierebellen aus dem Schwarzwald, 
denn sie betreiben die Elektrizitätswer¬ 
ke Schönau jetzt schon selbst und ver¬ 
treiben Ökostrom in alle Bundesländer. 
Lüchow-Dannenberg last but not least: 
Seit 35 Jahren mobilisiert die legendäre 
Bürgerinitiative beispielgebend gegen 
Atommülltransporte und -lager. Da¬ 
rum ist es vielleicht stiller, aber nicht 
besser geworden: Täglich geht ein 
Atommüll-Transport durchs Land. 
Gegen die Öko-Lyrik eines unver¬ 
bindlich herabgestuften „Klimaschutz- 


Plans“ forderten Netzwerk-Sprecher 
von Attac und Campact eine dezentrale 
Energieversorgung auf der Grundlage 
der erneuerbaren Energien in Bürge¬ 
rinnen- und Bürgerhand. „Keine Kohle, 
kein Atom - wir wollen echten Öko¬ 
strom!“ kam als skandiertes Echo zu¬ 
rück. 

„Keine Sonne strahlt wie ich“: Der 
Pseudo-Merkel-Claim vom „Büro für 
ungewöhnliche Maßnahmen“ nimmt 
auch Sozialdemokraten wie Hanne¬ 
lore „Kohle-Kraft“ und „Energiebün¬ 
del“ Gabriel hopp. Als Energiewende- 
Hälse von Merkels Gnaden haben sie 
sich wie gewöhnlich wieder einmal um¬ 


drehen lassen und nun auch noch die 
Stirn, sich das per SPD-Mitgliederbe- 
fragung möglichst bestätigen zu las¬ 
sen. Aber der politische Kampf muss 
breiter geführt werden. „Energiekon¬ 
zerne zerschlagen - die Scherben ans 
Volk! Bildet Energiegenossenschaf¬ 
ten“ war schon eine im Ansatz treffen¬ 
de Forderung, eine andere individuell 
zugeschnitten: „AKW abschalten, per¬ 
sönlich jetzt schon den Stromanbieter 
wechseln“, denn „Fukushima ist über¬ 
all“. Am 3. November beteiligten sich 
rund 600 000 Berliner am Volksent¬ 
scheid gegen den Senat und Vattenfall, 
83 Prozent von ihnen stimmten mit Ja, 
damit die städtische Energieversor¬ 
gung zurück in Bürgerhand kommt. 
Am Erfolg fehlten lediglich 21 000 
Stimmen, damit den Aktionären das 
Heft des Handelns genommen werden 
kann, stellten die Initiatoren vom Berli¬ 
ner Energietisch fest. „Trotzdem lassen 
wir uns die Energiewende von unten 
nicht wegnehmen und kaputtmachen! 
Wir werden sicht- und hörbar bleiben.“ 
Mit dieser Eigenschaft bewegte sich 
auch der riesenlange Demozug durchs 
Regierungsviertel, vorbei am Bundes¬ 
tag zum Amtssitz Merkels. Die Umzin¬ 
gelung des langen Gebäudekomplexes 
gelang mühelos. Wegen des Nieselre¬ 
gens drangen die extra gefertigten - 
und unbemannten - Papierdrachen von 
der Wiese davor nicht in solche Höhen 
vor, dass sie die vorbereiteten Wohl¬ 
taten der Großen Koalition ein biss¬ 
chen weiter hätten ausspähen können 

Hilmar Franz 


Das Klassenziel wurde nicht erreicht 


Zur Bildungsplanung im Koalitionsentwurf 



Symbol für die Bildungsverarmung: An der Kurt-Schwitter-Schule (Förderschwer¬ 
punkt Sprache) in Düsseldorf blättert die Farbe von der Frontfassade, Roststellen 
treten aus dem Stahlbeton. Förderprogramme des Bundes für benachteiligte 
Schulen und Schülerinnen gibt es nicht - wohl aber für die Eliteförderung. 


Die neue Bundesregierung von CDU 
und SPD lässt nicht erkennen, dass 
ihr gemeinsames Bildungsprogramm 
ein sozial gestalteter Zukunftsentwurf 
von guten Dichtern und konsequen¬ 
ten Denkern ist: Überlegungen zu ei¬ 
ner kompensatorischen Bildungspo¬ 
litik, die darauf ausgerichtet ist, dass 
niemand zurückgelassen wird und alle 
optimal gefördert werden, wurden mit 
dem Rotstift beseitigt. Für die Gewerk¬ 
schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) fällt die Bilanz „ernüchternd“ 
aus. Auch Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP, übt Kritik: „Eine schlechte 
Sozialpolitik paart sich hier mit einer 
schlechten Bildungspolitik. Das Ergeb¬ 
nis: CDU und SPD lassen die Uhren 
rückwärts laufen! “ 

Die Positionen der CDU finden sich 
im Koalitionsvertrag vielfach bestätigt. 


DKP: In der Schule wird weiter 
selektiert 


Und die Versprechungen der SPD ha¬ 
ben sich für die Wähler, die daran ge¬ 
glaubt haben, wieder einmal als Illusion 
erwiesen. Damit hat sich die angebliche 
Kernkompetenz der SPD, die Sozialpo¬ 
litik auch im Bildungsbereich, als „Un¬ 
genügend!“ gezeigt. Diese Note wird 
dann gegeben, wenn die Leistungen 
den Anforderungen nicht entsprechen 
und das Basiswissen so gering ist, dass 
die Mängel in absehbarer Zeit nicht be¬ 
seitigt werden können. Das bedeutet: 
Sitzenbleiben über eine Legislaturpe¬ 
riode von fünf Jahren. 

Aus der Mängelliste der GEW: Kein 
Ganztagsschulprogramm, kein Ausbau 
der Schulsozialarbeit, keine BaföG-Re- 
form. Geld fehlt dafür - und ist gleich¬ 
zeitig vorhanden: zwei Milliarden Euro 
jährlich für das Betreuungsgeld. Die 
CDU hat sich voll durchgesetzt. Und 
die SPD macht entgegen allen ihren 
Beteuerungen vor dem Wahltag flugs 
mit. 

Ein besonders krasses Beispiel: Das 
Kooperationsverbot zwischen Bund 
und Ländern in Bildungsangelegenhei¬ 
ten wird entgegen allen Forderungen 
auf Druck der CSU zementiert. Frank- 
Walter Steinmeier nannte das Verbot 
vor der Wahl „Blödsinn“. Der Blödsinn 
wird mit seiner Zustimmung nun fort¬ 


gesetzt. Niedersachsens SPD-Minister- 
präsident Stephan Weil bewertete das 
Verbot vor dem Wahltag als „vorsint¬ 
flutlich“. Auch er kommt zu einem Para¬ 
digmenwechsel und stimmt zu, dass die 
Flut weiter steigt. Die „Zeit“ erinnerte 
daran, dass Berlin die Schulen in Kabul 
fördern darf, nicht aber in Köln. 

Die Differenz zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit ist gewaltig. Die GEW- 
Vorsitzende Marlis Tepe warnte, „Bil¬ 
dung hat für die SPD immer viel bedeu¬ 
tet. Sie wird deshalb auch für die Mit¬ 
glieder in ihrer Entscheidung erheblich 
sein. Das sollten die Verhandlungspart¬ 
ner nicht vergessen.“ Köbele sagt: „Das 
haben die beteiligten SPD-Mitglieder 


in den Koalitionsverhandlungen längst 
vergessen.“ Nach den Verhandlungen 
gab es eine erste Probeabstimmung in 
der Bundestagsfraktion, bei der zwei 
Abgeordnete sich enthielten und kein 
einziger gegen dieses „Klassenbuch“ 
stimmte. Die eindeutige Haltung der 
SPD-Abgeordneten erinnert in ihrer 
zahlenmäßigen Dimension an die Be¬ 
willigung der Kriegskredite am 4. Au¬ 
gust 1914, als alle SPD-Reichtagsabge- 
ordneten zustimmten - bis auf einen: 
Karl Liebknecht. Einen Karl Lieb¬ 
knecht hat diese Fraktion nicht. 

Aber die SPD hat eine Hannelore 
Kraft, stellvertretende Parteivorsit¬ 
zende, Ministerpräsidentin im mitglie¬ 


derstärksten Bundesland NRW, vehe¬ 
mente Kritikerin einer großen Koa¬ 
lition vor der Wahl und engagierte 
Verteidigerin einer solchen Koalition 
nach der Wahl. Sie schrieb in ihrer ei¬ 
genen Regierungserklärung für NRW 
am 12. September 2012, dass „gute Bil¬ 
dung ... der Spaltung der Gesellschaft 
entgegenwirkt.“ Im Koalitionsvertrag 
für die neue Bundesregierung wird die 
„Stärkung der Chancengerechtigkeit 
durch Bildung“ im Vorwort gefordert. 
Aber die Spaltung wird zementiert, da 
sozialpolitische Komponenten nicht in 
die Bildungspolitik eingebaut wurden. 
Inklusion (die gemeinsame Unterrich¬ 
tung von behinderten und nichtbehin¬ 
derten Kindern), die flächendeckende 
Einführung von Ganztagsschulen und 
die hinreichende finanzielle Sicherung 
der Hochschulen und Studenten wur¬ 
den nicht angegangen. Kein Satz zur 
BAföG-Verbesserung. Der Bildungs¬ 
und Teilhabepakt, mit dem benachtei¬ 
ligte Schüler gezielt gefördert werden 
sollen, wurde gestrichen. 

Michael Gerber, DKP-Ratsherr in 
Bottrop und Vorsitzender des Schul¬ 
ausschusses, meint: „Wir haben von der 
neuen Bundesregierung keinen vor¬ 
wärtsweisenden Entwurf in der Schul¬ 
politik erwartet. Aber dass die SPD 
selbst auf ihre sozialdemokratische 
Bildungspolitik in so großem Umfang 
verzichtet, ist für die Kinder aus der 
Arbeiterklasse eine Katastrophe. Die 
verfehlte Schulpolitik von CDU und 
SPD in Berlin wird in Bottrop zu einer 
zusätzlichen Herausforderung für die 
Sozialberatung unserer DKP-Fraktion.“ 
Die GEW-Vorsitzende Marlis Tepe 
sieht einen deutlichen Bedarf für 
„Nachbesserungen“ im Koalitionsver¬ 
trag: „Das Thema Bildungsfinanzierung 
bleibt eine Baustelle. Die Menschen 
werden vier Jahre bildungspolitischen 
Stillstand einer Großen Koalition nicht 
nachsehen.“ Die SPD-Ministerprä- 
sidentin von Rheinland-Pfalz, Malu 
Dreyer, bei „Anne Will“ generell zur 
Koalitionsvereinbarung: Sozialdemo¬ 
kraten sind vertragstreu. Zum Schluss 
noch einmal Patrik Köbele: „Verträgen, 
die in keiner Weise haltbar sind, soll¬ 
te man gar nicht erst zustimmen. Jetzt 
sind die SPD-Mitglieder in der Verant¬ 
wortung - auch für die Konsequenzen.“ 
Uwe Koopmann 


















m unsere zeit _ Innenpolitik _ 

Sanierung verdrängt die Armen 

Große Koalition treibt Zwangssanierung voran 


D ie großen Parteien, CDU/CSU 
und SPD, sind in ihrem Koaliti¬ 
onsvertrag übereingekommen, 
den Energieverbrauch der Häuser 
weiter zu senken. Bis 2050 wollen sie 
einen nahezu klima-neutralen Gebäu¬ 
debestand in Deutschland haben. Dazu 
soll der Energieverbrauch gesenkt und 
die Nutzung Erneuerbarer Energien im 
Wärmesektor vorangetrieben werden. 
Erfolg verspricht dieses ehrgeizige Vor¬ 
haben aber nicht. 

Schon vor einem Jahr hatte das Bun¬ 
deswirtschaftsministerium in seinem 
Monitoring-Bericht „Energie für die 
Zukunft“ festgestellt, dass im Gebäu¬ 
debereich „sowohl die Energieeffizi¬ 
enz als auch der Einsatz erneuerbarer 
Energien deutlich zu steigern“ seien. 
Um einen klima-neutralen Gebäude¬ 
bestand zu erhalten, sei es notwendig, 
den Wärmebedarf drastisch zu senken, 
so dass der restliche Bedarf aus Er¬ 
neuerbaren Energien gedeckt werden 
kann. Außerdem sollte die Sanierungs¬ 
rate von einem Prozent der Gebäude 
pro Jahr auf zwei Prozent gesteigert 
werden. 

Die Umweltschutzorganisation 
Greenpeace gibt an, dass etwa 65 Pro¬ 
zent der Häuser in Deutschland als 


schlecht gedämmt gelten und etwa 
60 Prozent aller Fenster schlecht iso¬ 
liert seien. Ginge die Sanierung im 
selben Tempo weiter wie bisher, wür¬ 
de es mehr als 100 Jahre dauern, bis 
das Sanierungsziel erreicht sei. Nach 
Angaben der Deutschen Umwelthil¬ 
fe (DUH) werden in einem unsanier- 
ten Altbau 40 Liter und mehr Heizöl 


Viele Eigenheimbesitzer werden 
die nötigen finanziellen Mittel 
zur Sanierung nicht auf bringen 
können . 


pro Quadratmeter im Jahr verbraucht. 
Niedrigenergiehäuser verbrauchen da¬ 
gegen nur sieben Liter und Passivhäu¬ 
ser nur 1,5 Liter. 

Der Koalitionsvertrag sieht nun vor, 
dass der Kreditanstalt für Wieder¬ 
aufbau (KfW) mehr Geld zur Verfü¬ 
gung gestellt werden soll, um die För¬ 
derung auszubauen. Es ist allerdings 
fraglich, ob dies ausreichen wird. So 
kam eine Studie vom Fraunhofer-In¬ 
stitut für Bauphysik (IBP) und dem 
Forschungscenter Betriebliche Immo¬ 
bilienwirtschaft an der Technischen 
Universität Darmstadt (FBI) zu dem 


Schluss, dass sich der Energiever¬ 
brauch von Gebäuden bis 2050 nur um 
64 Prozent reduzieren lasse, wenn sich 
der Trend so fortsetze und die Leitlini¬ 
en der Bundesregierung nicht ändern. 
Ein weiteres Ergebnis der Studie: Die 
Kosten für das Wohnen werden auch 
erheblich steigen. 

Die volkswirtschaftlichen Kosten für 
die Gebäudesanierung belaufen sich 
demnach auf - inflationsbereinigt - 
1,7 bis 2,1 Billionen Euro bis zum Jahr 
2050. Die durchschnittlichen Kosten für 
ein Einfamilienhaus liegen bei 140 000 
Euro und für ein durchschnittliches 
Mehrfamilienhaus muss der Besitzer 
303 000 Euro aufwenden. Viele Eigen¬ 
heimbesitzer werden die nötigen finan¬ 
ziellen Mittel nicht aufbringen können, 
so die Studie weiter. 

Das Wohnen in einem Einfamilien¬ 
haus verteuere sich von der ersten 
Sanierungsmaßnahme bis zum Jahr 
2050 um durchschnittlich 260 Euro 
pro Monat, in einem Mehrfamilien¬ 
haus um 140 Euro pro Wohneinheit. 
Haushalte mit einem monatlichen 
Einkommen unter 2.000 Euro müs¬ 
sen laut Studie mit einer Kostenex¬ 
plosion zwischen 19,6 und 26,4 Pro¬ 
zent rechnen. Besonders betroffen 


seien Alleinstehende, Alleinerzie¬ 
hende und Rentner. „Haushalte mit 
einem monatlichen Nettoeinkommen 
von 900 bis 1300 Euro zahlen nach 
Sanierung die Hälfte ihres Einkom¬ 
mens für das Wohnen. Das ist drama¬ 
tisch und bricht den Sozialpakt“, sag¬ 
te Prof. Dr. Andreas Pfnür, Leiter des 
Forschungscenters Betriebliche Im¬ 
mobilienwirtschaft. 

Gleichzeitig stiegen die staatlichen 
Kosten für Wohngeld und Kosten der 
Unterkunft um bis zu 40 Prozent oder 
7,4 Milliarden Euro pro Jahr. Die Sanie¬ 
rung produziere neue Hartz-IV-Emp- 
fänger, sagte Pfnür weiter. Wer bisher 
nur knapp dem Hartz-IV entkam, wird 
nach der Sanierung ALG-II beantra¬ 
gen müssen. 

In den Koalitionsverhandlungen ist 
allerdings nichts beschlossen wor¬ 
den, was auf einen sozialen Ausgleich 
der Kosten hindeuten würde. Es deu¬ 
tet auch alles darauf hin, dass die öf¬ 
fentlichen Mehrkosten für Wohngeld 
und Kosten für die Unterkunft auf die 
Kommunen abgewälzt werden. Im Ko¬ 
alitionsvertrag fehlt ein Hinweis darauf, 
dass die Bundesregierung den Fehlbe¬ 
trag übernehmen wird. 

Bernd Müller 


Wer ist der Größte im Land? 

Die neuen Koalitionäre streiten über ihre Verdienste 



Herbert Wehner (SPD) sprach angesichts der Union noch verächtlich von einer 
„feixenden Meute“. Die Zeiten ändern sich. 


Auf der Bundespressekonferenz, auf 
der die Koalitionsvereinbarung vorge¬ 
stellt wurde, war offensichtlich partner¬ 
schaftliches Einvernehmen vereinbart. 
Die alte und zukünftige Kanzlerin, die 
bei der Bundestagswahl mit ihrer Par¬ 
tei 34,1 Prozent erreicht hatte und damit 
größter Partner wurde, gab sich betont 
zurückhaltend, aber durchaus konse¬ 
quent. Keine Steuererhöhung und kei¬ 
ne neuen Schulden, aber kompromiss¬ 
bereit, sagte Frau Merkel. Unionsfrakti¬ 
onschef Kauder sprach schon deutlicher 
aus, was Sache ist: Der Vertrag habe 
„klare Positionen zu Eckpunkten der 
Unionspolitik aufgenommen“. Nur drei 
Stimmen gab es in der Fraktion gegen 
das ausgehandelte Ergebnis: von den 
Mittelständlern Linnemann und von 
Stetten sowie dem CSUler Göppel. 
Der umworbene Bräutigam, der 
schwergewichtige Sigmar Gabriel, 
bringt immerhin 25,7 Prozent Wäh¬ 
lerstimmen auf die Koalitionswaage, 
mühte sich mit Mindestlohn, Renten¬ 
frage und doppelter Staatsbürgerschaft 
zu prahlen - alles Themen, die im Ko¬ 
alitionsvertrag keineswegs den Wahl¬ 
versprechungen seiner Partei entspre¬ 
chen. Seine ganze Funktionärsequipe 
ist jetzt im Einsatz, um die Mitglieder 
zu einem Ja zur Vereinbarung zu brin¬ 
gen. Da muss sich Parteichef Gabriel 
auch schon mal mit dem Hinweis an 
die Widersacher bemühen, sie mögen 
doch mal den FDP-Vorsitzenden in spe 
anrufen, der das Vertragswerk als „so¬ 
zialdemokratisch“ gewertet habe. Ein¬ 
stimmig hatte sich der SPD-Parteivor- 
stand und die SPD-Fraktion bei zwei 
Enthaltungen für eine Zustimmung 
ausgesprochen. 

Bei der CSU, dem mit 7,4 Prozent 
kleinsten Koalitionspartner, war die 
Sache längst ausgemacht. „Die Maut 
steht im Vertrag“, triumphierte Par¬ 
teichef Seehofer in der Bundespresse¬ 
konferenz. Unzweifelhaft sei die weiß¬ 
blaue Tinte in den Vereinbarungen er¬ 
kennbar. Das demonstrierte auch die 
einstimmige Zustimmung des CSU- 
Landesvorstandes. Die CSU-Familien- 
politikerin Bär sprach inzwischen sogar 
von einem „Beginn einer wundervol¬ 
len Freundschaft“ - vorausgesetzt, die 
SPD-Mitgliedschaft gebe ihren Segen. 
Auch aus dem Unternehmerlager war 
spürbares Aufatmen zu hören - „es hät¬ 
te schlimmer kommen können“, war zu 
hören. 

Zum behutsamen Umgang mit der SPD 
in der gegenwärtigen Situation rät denn 
auch der ehemalige CDU-Generalse- 


kretär Geißler, der seine Parteifreun¬ 
de davor warnte, zu triumphierend 
aufzutreten. „Die CDU-Leute müssen 
jetzt verhindern, dass die SPD zusätz¬ 
liche Schwierigkeiten bekommt“, sagte 
er in einem Interview. Das wäre „un¬ 
klug“. Geißler hält auch den Vorwurf an 
Merkel, sie habe für eine Sozialdemo¬ 
kratisierung der CDU gesorgt, für un¬ 
haltbar. Diese reichten in die Zeit der 


christlich-liberalen Regierungen zu¬ 
rück, als die CDU-Chefin rücksichts¬ 
los mehrere Positionen der Union aus 
realpolitischen Zwängen räumte. 
Schenkt man in diesen Tagen den Mei¬ 
nungsumfragen und Berichten in den 
Medien Glauben, so wird derzeit die 
kritische Meinung vieler SPD-Mitglie- 
der sowie ihrer Wählerinnen und Wäh¬ 
ler zur GroKo gekippt. Auch der DGB- 


Vorsitzende Sommer, der sich nicht mit 
der Agenda 2010 und der Rente ab 67 
abfinden wollte, sagt als SPD-Mitglied 
jetzt brav Ja zum Koalitionsvertrag. Von 
einem Politikwechsel ist schon lange kei¬ 
ne Rede mehr. Wer konnte auch von die¬ 
ser Partei erwarten - aber offensichtlich 
waren es laut Stimmenzahl viel zu vie¬ 
le -, dass sie sich dem Diktat der Ban¬ 
ken, Konzerne und Unternehmer wider¬ 
setzen wollten. Politikwechsel bedeutet 
für Linke, für Kommunisten, Sozialis¬ 
ten und andere Demokraten besonders 
auch eine Absage an die Kriegspolitik. 
Die neuen Koalitionsfreunde sind sich 
jedoch einig darin, dass Deutschlands 
Einflusssphären in aller Welt verteidigt 
werden müssen - mit deutschen Solda¬ 
ten und Waffen. Und diese sozialreakti¬ 
onäre und friedensgefährdende Politik 
wird die neue Regierung auch in Europa 
fortzusetzen suchen. 

Die Große Koalition kann, gestützt auf 
eine 80-prozentige Mehrheit der Par¬ 
lamentssitze im Bundestag, dort unge¬ 
stört ihre Politik entwickeln und Geset¬ 
ze schaffen. Sie wird, wenn sie denn von 
den SPD-Mitgliedern die Zustimmung 
bekommt, in vielen Politikfeldern auf 
energische Gegenwehr und auf Wider¬ 
stand stoßen. Rolf Priemer 


Koalition der Großkonzerne und Unternehmerlobby 

Gregor Gysi: Die soziale Spaltung im Land wird vertieft 


Der Fraktionsvorsitzende der Partei Die Linke hat die Koalitions¬ 
vereinbarung von CDU, CSU und SPD umgehend scharf kritisiert. 
Sie setze im „Kern die Politik von Schwarz-Gelb fort“. Hier der 
Wortlaut seiner Kritik: 

★ Mindestlohn soll erst 2015 und komplett frühestens 2017 
kommen, die Ausnahmen für Tarifverträge mit niedrigen Min¬ 
destlöhnen treffen vor allem den Osten, aber auch den Westen 
und bedeuten, dass es in vielen Branchen und vor allem im Osten 
eben gerade keinen Mindestlohn von 8,50 Euro geben wird. Dass 
es eine erste Anpassung erst 2018 geben soll, ist blanke Reali¬ 
tätsverweigerung. Danach wird der Mindestlohn 2017, wenn er 
dann wirklich für alle gelten soll, noch 8 Euro wert sein. So kann 
man Niedriglohn nicht bekämpfen. 

★ Keine Begrenzung der Managergehälter. 

★ Keine Steuergerechtigkeit. 

★ Rückstellungen der Atomkonzerne zur Bewältigung des Aus¬ 
stiegs bleiben in der Verfügung der Konzerne. Verzicht auf ein 
verbindliches Klimaschutzgesetz, stattdessen nur Ziele. 

★ Die Bedingungen für Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter wer¬ 
den nur kosmetisch verbessert, es bleibt moderne Sklavenarbeit. 
Die große Koalition ist ein bürgerrechtlicher Totalausfall 

★ Vorratsdatenspeicherung wird umgesetzt, sechs Monate sol¬ 
len alle Daten gespeichert werden, das ist eine Einladung an die 
NSA, sich weiter zu bedienen, und ein unausgesprochener Gene¬ 
ralverdacht gegen alle Bürgerinnen und Bürger. 

★ Die ausdrückliche rechtliche Gleichstellung von Lesben und 
Schwulen mit der Ehe bleibt aus. Es gibt kein explizites Adop¬ 


tionsrecht für eingetragene Partnerschaften. Statt politisch die 
notwendigen Schritte zu gehen, wartet die große Koalition auf 
das Bundesverfassungsgericht. 

★ Keine Volksentscheide auf Bundesebene. 

Die Koalition ändert nichts an der sich verschärfenden sozialen 
Ungerechtigkeit im Land. 

★ Keinerlei Änderungen am sinkenden Rentenniveau und an der 
Rente erst ab 67 - Altersarmut nimmt weiter zu, wie auch die 
Zahlen des aktuellen Sozialreports gezeigt haben: Twar kommt 
die so genannte Mütterrente und auch die Beschäftigten mit 45 
Beitragsjahren können vorerst mit 63 abschlagsfrei in Rente ge¬ 
hen, aber ausgerechnet die ohnehin unzureichende Solidarrente 
kommt erst 2017. Dadurch und auch hier bekommt der Osten 
solange weniger, bis die Rentenwerte angeglichen sind. Nach 
heutigen Rentenwerten würde diese Lebensleistungsrente im 
Westen Brutto 844,20 Euro und Netto 756 Euro betragen, im Os¬ 
ten aber nur Brutto 772,20 brutto und netto noch 691 Euro. Das 
liegt kaum noch über der heutigen Grundsicherung und ist weit 
weg von den 980 Euro, die der aktuelle Sozialreport als Armuts¬ 
risikorente definiert. 

★ Bei der Krankenversicherung bezahlen einzig die Arbeitneh¬ 
merinnen und Arbeitnehmer die Kosten des medizinischen Fort¬ 
schritts. 

★ Halbherzige Mietpreisbremse. 

★ Auch die soziale Ausgrenzung des Bildungssystems bleibt 
genauso bestehen wie die 16 Bildungssysteme in Deutsch¬ 
land. 
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Europas Zukunft mit 
oderohne Euro? 

Ist der Euro so zu gestalten, dass das 
Machtgefüge in Europa sozialistisch 
wird - oder ist Europa so zu revoluti¬ 
onieren, dass der Euro seinen augen¬ 
blicklichen Charakter verliert? Die¬ 
se Fragen bestimmten die Versuche, 
eine Alternative zu Europa und EU 
von linken Positionen her zu bestim¬ 
men. In Düsseldorf diskutierten dazu 
Özlem Alev Demirel (DIDF-Bundes- 
vorsitzende),Tina Sander (DKP), Wil¬ 
helm Landthaler (Antiimperialistische 
Koordination, Wien), MdEP Paul Mur¬ 
phy (Socialist Party, Irland) und Soti- 
ris Kontogiannis, Antarsya, Griechen¬ 
land). Lucas Zeise bot eine Einführung 
in die Ursachen und Auswirkungen 
der Krise. Andere Arbeitsgruppen 
untersuchten weltweite Brennpunk¬ 
te (ALBA, PIGS), Wege aus der Kri¬ 
se und Widerstandsformen. Ein wei¬ 
terer Aspekt galt der Abgrenzung zur 
rechtspopulistischen AfD. Überein¬ 
stimmendes Fazit: Eine grundlegende 
Veränderung wird es nicht durch das 
EU-Parlament geben. Dennoch zeig¬ 
te sich Sympathie für die DKP, die zur 
Europawahl antritt. Unterstützerunter¬ 
schriften für die DKP gab es auch hier 
aus dem Spektrum der Linkspartei. 

Erwartungen an die neue 
hessische Landesregierung 

Die Landesversammlung der hessi¬ 
schen Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes/Bund der Antifaschis¬ 
ten (VVN-BdA) erwartet „eine men¬ 
schenfreundliche Flüchtlingspolitik“ 
und eine „dauerhafte Unterstützung 
für Initiativen“ gegen Rechts von der 
neuen hessischen Landesregierung und 
den Abgeordneten des neu gewählten 
hessischen Landtages. Die Versamm¬ 
lung tagte am vergangenen Wochen¬ 
ende in Frankfurt am Main. 

Die Verfolgtenorganisation erwartet 
im einzelnen „eine uneingeschränkte 
und dauerhafte Unterstützung aller zi¬ 
vilgesellschaftlichen Kräfte, die sich ge¬ 
gen Neonazismus, Rassismus und An¬ 
tisemitismus engagieren“. Dazu gehö¬ 
re, dass die Mittel für Beratungsstellen 
und Initiativen nicht gekürzt werden. 
Ebenso erwartet die VVN von der Lan¬ 
desregierung und von den Abgeordne¬ 
ten des neuen Landtages, „dass sie alles 
unternehmen, um eine menschenwür¬ 
dige und menschenfreundliche Flücht¬ 
lingspolitik zu praktizieren“ Diese 
Zielsetzung gehöre „auch in das Koa¬ 
litionsabkommen, das gegenwärtig aus¬ 
gehandelt wird“. Das wäre nach Ansicht 
der Landesversammlung „ein deutliches 
Signal gegen rechtspopulistische und 
neofaschistische Stimmungsmache“. 
Die Verfolgten des Naziregimes seien 
froh und dankbar gewesen, „wenn sie 
die Möglichkeit fanden, in einem ande¬ 
ren Land Zuflucht zu finden und auf¬ 
genommen zu werden“. In Erinnerung 
daran, erwarte man, „dass Menschen, 
die ihre Heimat aus Not, Verzweiflung 
oder Verfolgung verlassen“, hierzulan¬ 
de „willkommen geheißen, anständig 
aufgenommen und menschenwürdig 
behandelt werden“. 

NPD-Verbotsverfahren kein 
Grund zum Zurücklehnen 

„Das jetzt von den Ländern beantragte 
NPD-Verbot ist überfällig. Ein solches 
Verbot würde die Nazis von staatlichen 
Geldern in Millionenhöhe für ihre ras¬ 
sistische Hetze abschneiden. Es würde 
deutlich machen, dass Faschismus eben 
keine legitime Meinung ist, sondern ge¬ 
ächtet werden muss“, erklärt Ulla Jelp¬ 
ke. Die Expertin für Innenpolitik der 
Fraktion die Linke weiter: 

„Das Verbotsverfahren sollte allerdings 
kein Signal an die Politik sein, sich jetzt 
zurückzulehnen. Zum einem gibt es kei¬ 
ne Garantie, dass sich die NPD diesmal 
tatsächlich verbieten lässt. Und zum an¬ 
deren werden sich die Nazis selbst bei 
einem erfolgreichen Verbotsverfahren 
nicht einfach in Luft auflösen. Parallel 
zum juristischen Vorgehen gegen die 
Nazipartei müssen bürgerschaftliche 
Projekte gegen Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit finanziell abgesi¬ 
chert und ausgebaut werden. Vor allem 
sollte endlich die Extremismusklausel, 
mit der antifaschistisches Engagement 
unter Generalverdacht gestellt und ge¬ 
schwächt wird, abgeschafft werden.“ 
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Rechte fordern „Volkskomitee“ 

Thailands Regierungschefin bietet Gespräche an 



In Thailand liefern sich schon in der 
dritten Woche Demonstranten, Si¬ 
cherheitskräfte und die regierungsnahe 
Bewegung der „Rothemden“ Straßen¬ 
schlachten. Immer wieder fliegen Stei¬ 
ne und Brandsätze, die Sicherheitskräf¬ 
te schossen Tränengaspatronen in die 
Menge. Nach Angaben von Fotogra¬ 
fen feuerten Polizisten auch mit Gum¬ 
migeschossen auf die Demonstranten. 
Der Anführer der Regierungsgegner, 
Suthep Thaugsuban, blies trotz der De¬ 
eskalationsversuche der Regierung am 
Montag zu einem neuen Sturm. 

Die Polizei verteidigte den mit zent¬ 
nerschweren Betonblöcken verbar¬ 
rikadierten Regierungssitz. Über das 
Regierungsviertel zogen dicke Tränen¬ 
gasschwaden. Ein Gericht stellte einen 
Haftbefehl gegen Suthep wegen Anzet¬ 
telung einer Revolte aus. Ein Haftbe¬ 
fehl aus der vergangenen Woche we¬ 
gen Eindringens in Staatseinrichtungen 
wurde bislang nicht vollstreckt. 
Ministerpräsidentin Yingluck Shina- 
watra bot in einer im Fernsehen über¬ 


tragenen Pressekonferenz mehrfach 
den Dialog an. Der konservativ-eli¬ 
täre Suthep will nicht nur den Sturz 
der Regierung, sondern das parla¬ 
mentarische System durch eine kon¬ 


stitutionelle Monarchie ersetzen. Er 
verlangt ein „Volkskomitee“, das die 
Regierungsgeschäfte übernehmen 
und eine neue Verfassung ausarbei¬ 
ten soll. 


Der Gipfel von Vilnius war 
eine Niederlage für die EU 

Aber auch Janukowitsch hat sich verrechnet 


Provokationen gegen China 

In offener Missachtung einer von Chi¬ 
na einseitig eingerichteten Zone zur 
Luftraumüberwachung im Ostchine¬ 
sischen Meer schickten Südkorea und 
Japan jeweils Militärflugzeuge in das 
Gebiet, Peking darüber zu informieren. 
Ähnlich wie nach dem provokatorischen 
Überflug durch US-Bomber am 26. No¬ 
vember reagierte China anfänglich zu¬ 
rückhaltend. Inzwischen verschärft Pe¬ 
king den Ton. Mit der Entscheidung, 
den zur chinesischen Verteidigungszo¬ 
ne erklärten Luftraum weiterhin un- 
angekündigt zu durchfliegen, habe die 
japanische Regierung den Konflikt „ab¬ 
sichtlich politisiert“, sagte ein Sprecher 
des Außenamts am Montag in Peking. 
Seoul plant, über dem Meer eine eige¬ 
ne Luftverteidigungszone einzurichten, 
Taiwan hat ebenfalls Kampfjets in das 
Gebiet geschickt. 

Massenausweisungen 
aus Saudi-Arabien 

Die Behörden des feudalmonarchisti¬ 
schen Regimes in Saudi-Arabien prak¬ 
tizieren seit Anfang November die mas¬ 
senhafte Ausweisung von Einwanderern 
aus Äthiopien und anderen Ländern Af¬ 
rikas und Asiens, die auf der Suche nach 
Arbeit in das Land gekommen sind, aber 
keine Arbeitserlaubnis bekommen ha¬ 
ben. Schätzungen sprechen von mehr 
als einer Millionen Menschen, die von 
der seit 4. November in Schüben voll¬ 
zogenen „Repatriierung“ betroffen sein 
könnten. 

Besonders betroffen sind rund 80 000 
Menschen, die auf der Suche nach Ar¬ 
beit aus dem auf der anderen Seite des 
Roten Meeres benachbarten Äthiopien 
nach Saudi-Arabien gekommen sind,. 
Die Mehrzahl der Betroffenen sind 
Frauen, die vielfach als Hausangestellte 
bei reichen Saudis oder in den zahlrei¬ 
chen Hotels Arbeit suchten. Viele muss¬ 
ten, da „unangemeldet“, noch schlechte¬ 
re Löhne als das übrige Personal und die 
miserabelsten Arbeitsbedingungen hin¬ 
nehmen und zusätzlich hatten sie unter 
ständigen Diskriminierungen zu leiden. 
Laut dem äthiopischen Außenministeri¬ 
um wird das „Repatriierungsprogramm“ 
für den erzwungenen Massenauszug von 
äthiopischen Einwanderern aus Saudi- 
Arabien den äthiopischen Staat 2,6 Mil¬ 
lionen Dollar kosten. 

Opfer der Krise 

Weil die Familie kein Geld für Strom 
oder Heizung hatte, ist ein 13-jähriges 
Mädchen in Griechenland an einer Ver¬ 
giftung durch Kohlenmonoxid ums Le¬ 
ben gekommen. Mutter und Tochter ver¬ 
suchten sich in ihrer Wohnung mit einem 
offenen Holzofen zu wärmen. 

Ostafrikanische Staaten 
vor Währungsunion 

Die fünf Staaten der Ostafrikanischen 
Gemeinschaft (EAC) möchten eine 
gemeinsame Währungsunion schaffen. 
„Wir haben nun den notwendigen Rah¬ 
men, um das Versprechen einer Integra¬ 
tion einzulösen“, betonte der Präsident 
Kenias, Uhuru Kenyatta, nach Unter¬ 
zeichnung eines entsprechenden EAC- 
Abkommens. 

Eine einheitliche Währung in Burun¬ 
di, Kenia, Ruanda, Tansania and Ugan¬ 
da binnen der kommenden zehn Jahre 
werde maßgeblich zum wirtschaftlichen 
Wachstum der Region und zu ihrer At¬ 
traktivität für Auslandsinvestitionen bei¬ 
tragen, betonte Kenyatta. Kenias Staats¬ 
chef wurde am Samstag auf dem EAC- 
Gipfel in Kampala auch zum neuen 
Vorsitzenden der Staatengemeinschaft 
mit insgesamt etwa 135 Millionen Ein¬ 
wohnern gewählt. In Ostafrika eben¬ 
so wie anderen Teilen des Kontinents 
gibt es mehr als ein Dutzend, sich zum 
Teil überschneidender, regionaler Wirt¬ 
schaftsgemeinschaften. 

Rebellen beenden 
Waffenstillstand 

Zwei Wochen vor dem zweiten Durch¬ 
gang der Parlamentswahl in Mali hat die 
Tuareg-Rebellenorganisation MNLA 
das Waffenstillstandsabkommen mit der 
Regierung aufgekündigt. Damit ist die 
angestrebte politische Aussöhnung ge¬ 
fährdet. Die UNO-Friedenstruppen in 
Mali nähmen diesen Schritt der Separa¬ 
tisten im Norden Malis sehr ernst, sagte 
ein Sprecher der UNO in Bamako. 


Der Gipfel der „Östlichen Partner¬ 
schaft“ in Vilnius ist vorbei. Noch vor 
wenigen Wochen wurde in Brüssel und 
Berlin von einem „historischen Gipfel“ 
getönt. Er sollte ursprünglich mindes¬ 
tens vier der sechs Staaten dieser „Part¬ 
nerschaft“ durch Assoziierungsabkom¬ 
men näher an die EU binden. Das mit 
Russland und Kasachstan in der Zoll¬ 
union verbundene Belarus, stand nicht 
zur Debatte, Aserbaidschan hatte kein 
Interesse gezeigt, Armenien im Vorfeld 
abgesagt und bewirbt sich stattdessen 
um Mitgliedschaft in der Zollunion. 
Unmittelbar vor dem Gipfel hat dann 
auch die Ukraine die Reißleine gezo¬ 
gen. Geblieben sind nur Georgien und 
Moldawien. Nach alledem lässt ich das 
Adjektiv „historisch“ für den Gipfel 
wohl nur verwenden, indem man von 
einer „historischen“ Niederlage für die 
EU spricht. Ähnlich sehen das selbst 
Kommentatoren bürgerlicher Medien. 
Besonders schmerzt Brüssel und Ber¬ 
lin der zumindest vorläufige Absprung 
der Ukraine. Handelt es sich doch um 
die zweitgrößte Republik unter den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion. 
Man träumte bereits von der Erobe¬ 
rung des riesigen ukrainischen Mark¬ 
tes durch die Unternehmen der EU- 
Länder unter den Bedingungen eines 
Freihandelsabkommens. Es geht aber 
keineswegs nur um Profitmaximierung 
für das EU-Kapital. Nicht minder wich¬ 
tig ist für Brüssel und Berlin das Ziel, 


die Ukraine aus den traditionellen Ver¬ 
bindungen mit Russland zu lösen und 
ihre Einbeziehung in die eurasischen 
Integrationsprozesse zu verhindern. 
Stattdessen soll die Ukraine unter die 
politische Regie der EU gebracht und 
letztlich auch in die Strategie der wei¬ 
teren militärischen Einkreisung Russ¬ 
lands einbezogen werden. Schließlich 
war EU-Mitgliedschaft immer auch mit 
NATO-Mitgliedschaft verbunden. 

Das alles liegt nun zumindest erst ein¬ 
mal auf Eis. Da ist es nicht verwunder¬ 
lich, dass die EU-Oberen wie geprü¬ 
gelte Hunde heulen. So bläst der Prä¬ 
sident der Europäischen Kommission, 
Barroso, die Backen auf und poltert mit 
„hochrotem Gesicht“ - wie man liest: 
„Das ist nicht hinnehmbar. Die Zei¬ 
ten der eingeschränkten Souveränität 
in Europa sind vorbei.“ Da kann man 
nur sagen, leider nicht. Es genügt das 
Diktat der Troika aus EU, EZB und 
Weltbank in Griechenland zu nennen. 
Und wie war das denn mit der Achtung 
der Souveränität der Ukraine vor dem 
Gipfel? Wurde diese nicht in eklatanter 
Weise verletzt, als die EU zur Bedin¬ 
gung für das Assoziierungsabkommen 
die Haftentlassung der von einem uk¬ 
rainischen Gericht verurteilten ehema¬ 
ligen Ministerpräsidentin Timoschenko 
verlangte. Das ist nicht nur schlechthin 
die Missachtung der Souveränität der 
Ukraine, und dies noch bevor sie sich 
in die Abhängigkeit von der EU bege¬ 


ben hat, sondern auch die direkte Ein¬ 
mischung in die Justiz eines anderen 
Landes. 

Es liegt auf der Hand, die EU hat zu 
hoch gepokert und verloren. Allerdings 
hat auch Janukowitsch mit zu hohem 
Einsatz gespielt und dabei sein Land 
fast in den wirtschaftlichen Abgrund 
gestürzt. Bis zur sprichwörtlich letzten 
Minute hat er versucht, Russland und 
die EU gegeneinander auszuspielen, 
um von beiden Seiten zugleich mög¬ 
lichst viel finanzielle Zugeständnisse 
abzugreifen. Daraus ist nichts gewor¬ 
den. Dennoch möchte er dieses Spiel 
weiter spielen. Nichts anderes bedeu¬ 
tet das „Aussetzen“ des Assoziations¬ 
abkommens. 

Die EU wird ihm dafür jedoch kaum 
Zeit lassen. 2015 sind Präsidenten¬ 
wahlen in der Ukraine. Brüssel, und 
nicht zuletzt das die EU dominierende 
Deutschland, dürften weder finanziel¬ 
le Mittel noch das direkte Eingreifen 
von deutschen und EU-Politikern in 
den Wahlkampf zugunsten der Geg¬ 
ner Janukowitschs scheuen, um diesen 
zu stürzen und damit den Weg für die 
Bindung des Landes an die EU doch 
noch frei zu machen. Die gegenwär¬ 
tigen Protestaktionen der ukraini¬ 
schen Troika aus Timoschenko-Partei, 
Klitschko-Partei und den Profaschisten 
der „Swoboda“ machen deutlich: Diese 
Schlacht hat schon begonnen. 

Willi Gerns 


Pseudogerechtigkeit 

Frauenquote 

Das EU-Parlament habe am 20. Novem¬ 
ber in der Geschlechtergleichstellungs¬ 
frage „eine Offensive gestartet“ war zu 
lesen. Es gehe um eine Konkretisierung 
der Strategie zur Gleichstellung von 
Männern und Frauen in der Wirtschaft. 
Seit 2011 nahm die EU gezielt Kontakt 
zu börsennotierten Konzernen auf, um 
diese auf freiwilliger Basis dazu zu be¬ 
wegen, den Anteil der Frauen in den 
Aufsichtsräten bis 2015 auf 30 Prozent 
und bis 2020 auf 40 Prozent zu erhöhen. 
Allerdings hatten bis 2012 zur gleichen 
Zeit erst 24 dieser Konzerne das aus¬ 
gearbeitete Abkommen unterzeichnet. 
Nun soll eine legislative Vorgabe her, die 
auf „Transparenz“ und „faire Auswahl¬ 
verfahren“ setzt. EU-Kommissarin Re- 
ding nannte dies ein „historisches Zei¬ 
chen“. 

Die Diskussion, ob es sich bei der Frau¬ 
enquote um ein Scheingefecht handelt, 
ist durchaus nicht frauenfeindlich. Frau¬ 
enquoten führen zu Quotenfrauen in 
den Aufsichtsräten und sorgen auch an 
den Arbeitsplätzen der Normalsterbli¬ 
chen keineswegs für Gerechtigkeit. Es 
muss, und dies lassen alle Fürsprecher 
der Quote nicht aus Versehen völlig au¬ 
ßer Acht, eine echte Gleichstellung ge¬ 
ben, wenn es um die Gleichberechtigung 
im gesellschaftlichen Leben geht. Da 
ist zunächst einmal die gleichgestellte 
Entlohnung zu erwähnen. Auch ist ein 
Wandel im althergebrachten bürgerli¬ 
chen und klerikal verseuchten Gesell¬ 
schaftsbild der Frau kaum möglich, ohne 
mit dem System an sich zu brechen. Wie 
bei so vielen Themen beißt sich die Kat¬ 
ze also am Ende bei der Systemfrage in 
den Schwanz. Besser und wirkungsvoller 
wären Anstrengungen zur Bekämpfung 
sozialer Missstände wie Arbeitslosigkeit, 
Sozialabbau oder Lohndumping. 

Die Gleichstellung der Frau in der Ge¬ 
sellschaft ist ein Mosaikstein im Kampf 
für soziale Gerechtigkeit und gesell¬ 
schaftlichen Fortschritt. Und da war sie 
wieder, die böse Systemfrage. 

Christoph Kühnemund 

Flüchtlingsabwehr 

Eurosur verstärkt Frontex 

Mit dem neuen Grenzüberwachungs¬ 
system Eurosur geht die EU verstärkt 
gegen illegale Einwanderung vor. Am 
Montag startete Eurosur, das vor allem 
den Luftraum über dem Mittelmeer 
etwa per Satelliten überwacht.Die 
EU-Länder teilen über das Kommu¬ 
nikationssystem Informationen über 
„verdächtige Bewegungen“ an den Au¬ 
ßengrenzen und auf See. Eurosur läuft 
unter der Federführung der EU-Grenz- 
schutzagentur Frontex. 

Die EU sieht Eurosur angeblich als 
Mittel, um Flüchtlingskatastrophen 
wie zuletzt vor Lampedusa mit min¬ 
destens 360 Toten zu verhindern. Die 
EU-Staats- und Regierungschefs hat¬ 
ten bei ihrem Gipfel im Oktober Euro¬ 
sur ausdrücklich als einen Beitrag dazu 
bezeichnet. 

Das neue System mit dem kompletten 
Namen „European Border Surveil- 
lance System“ startet zunächst in den 
Mittelmeerstaaten sowie in Osteuro¬ 
pa. Weitere EU-Staaten folgen in ei¬ 
nem Jahr. Knapp 250 Millionen Euro 
hat die EU dafür bereitgestellt. In einer 
ersten Phase werden nationale Systeme 
modernisiert und elektronisch vernetzt, 
um einen Überblick über das Grenzge¬ 
biet zu bekommen. 

So will die EU Flüchtlingsströme, aber 
auch Routen von Menschenhändlern 
und Schmugglern erkennen. 

Die Agentur Frontex ist für den 
„Schutz der EU-Außengrenzen“ zu¬ 
ständig, das heißt: für die Flüchtlings¬ 
abwehr. Das bedeutet vor allem, die 
illegale Einwanderung meist über die 
Mittelmeerländer Italien, Malta, Spa¬ 
nien und Griechenland zu verhindern. 
Zu diesem Zweck dirigiert Frontex na¬ 
tionale Einsatzkräfte bei der Küsten¬ 
überwachung. Flüchtlingsboote werden 
abgefangen und in die Gewässer afri¬ 
kanischer Staaten eskortiert. Finanziert 
wird die Agentur mit rund 300 Mitar¬ 
beitern zum größten Teil von der EU. 
Das Jahresbudget beläuft sich auf 85 
Millionen Euro. 



Für die EU sind ukrainische Neonazis, Anhänger der korrupten Julia Timoschenko und der aus Deutschland gesponserten 
Klitschko-Partei UDAR Feuer und Flamme. 
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Die Zentralafrikanische Republik im Fadenkreuz 

Französische Truppen wieder einmal im Dienst neokolonialer Wirtschaftsinteressen 


N ach der Intervention in Mali 
steht eine neue französische Mi¬ 
litärintervention in Afrika bevor. 
Diesmal in der „Zentralafrikanischen 
Republik“ (ZAR), der ehemaligen fran¬ 
zösischen Kolonie Ubangi-Shari. 

Am 7. Dezember soll im Pariser Elysee- 
Palast unter dem Vorsitz von Frank¬ 
reichs Staatspräsident Hollande ein 
„Gipfeltreffen“ afrikanischer Staats¬ 
chefs über „Sicherheit in Afrika“ statt¬ 
finden, an dem auch UNO-General- 
sekretär Ban Ki-Moon sowie der Pre¬ 
mierminister von Äthiopien und die 
AU-Kommissionspräsidentin Dlamini- 
Zuma als Vertreter der „Afrikanischen 
Union“ (AU) teilnehmen. Am Rand 
dieses Treffens ist auch eine gesonder¬ 
te Beratung über die Lage in der ZAR 
vorgesehen. Erwartet wurde, dass der 
UNO-Sicherheitsrat auf seiner Sitzung 
am 4./5.12. eine von Frankreich einge¬ 
reichte Resolution verabschiedet, die 
ein „robustes Mandat“ für einen fran¬ 
zösischen Einsatz in dem Land unter 
Erwähnung von Artikel 7 der UNO- 
Charta enthält. Damit wird militärische 
Gewaltanwendung ausdrücklich gestat¬ 
tet, und zwar nicht nur zur Selbstvertei¬ 
digung. Das UNO-Mandat soll den Ein¬ 
satz von 800 - 1000 zusätzlichen fran¬ 
zösischen Soldaten legitimieren. Damit 
soll die bereits vorhandene, bisher aus¬ 
schließlich von der „Afrikanischen Uni¬ 
on“ (AU) gestellte „Internationale Un¬ 
terstützungsmission für Zentralafrika“ 
(Misca, ca. 2500 Soldaten) verstärkt 
werden. 

Das Ergebnis dieser Tagungen vorweg¬ 
nehmend, hat das französische Vertei¬ 
digungsministerium aber bereits am 
29. November ein erstes Kontingent 
von 350 Soldaten in Douala/Kame- 
run zwischenstationiert. Am gleichen 
Tag wurden die 400 französischen Fall¬ 
schirmjäger, die schon seit längerem in 
der Nähe des Flughafens Bangui, der 
Hauptstadt der ZAR, in einem eigenen 
Camp stationiert sind, angeblich zum 
Schutz dortiger französischer Bürger, 
um 200 zusätzlich französische Solda¬ 
ten verstärkt. Zugleich flogen französi¬ 


sche Transportflugzeuge bereits Waffen 
und gepanzerte Fahrzeuge für den be¬ 
vorstehenden Einsatz in die ZAR. Die 
französischen Soldaten in Bangui sind 
dazu übergegangen, Patrouillenfahrten 
und Erkundungsmissionen in der Stadt 
und der Umgebung zu unternehmen. 
Als Grund für die erneute französische 
Intervention wird die Gefahr eines 
„Völkermords“ durch blutige Auseinan¬ 
dersetzungen zwischen verschiedenen 
Volksgruppen angegeben, die gleich¬ 
zeitig auch eine religiöse Färbung als 
Konflikt zwischen Moslems und Chris¬ 
ten annehmen. Angeblich hat es bei Zu¬ 
sammenstößen im Norden bereits hun¬ 
dert Tote gegeben. Tausende sollen auf 
der Flucht sein, um dem Gemetzel zu 
entgehen. 

Offenbar hat sich die Situation in den 
letzten Wochen verschlechtert. Seit 
Ende letzten Jahres stießen mehrheit¬ 
lich muslimisch geprägte Milizen aus 
dem Norden in den „christlichen“ Sü¬ 
den vor. Im März stürmte das Rebel¬ 
lenbündnisses „Seleka“ den Präsi¬ 
dentenpalast in Bangui. Der bisheri¬ 
ge Staatspräsidenten Bozize, der 2003 
durch einen Militärputsch an die Macht 
gekommen war, wurde gestürzt. Inzwi¬ 
schen scheinen die „Rebellengruppen“ 
aber der Kontrolle durch den von ihnen 
installierten neuen Staatschef Djoto- 
dia, den ersten Moslem in dieser Funk¬ 


tion in der ZAR, völlig zu entgleiten. 
Es wird berichtet, dass die Übergänge 
zwischen auf eigene Faust operierenden 
Milizen und rein kriminellen plündern¬ 
den Banden fließend geworden sind. 
Die Bildung von „Selbstverteidigungs¬ 
milizen“ der christlichen Bevölkerungs¬ 
teile trug zur weiteren Verschärfung der 
Lage bei. Die französische Regierung 
scheint darauf zu setzen, nun statt Djo- 
todia den von diesen eingesetzten Mi¬ 
nisterpräsidenten Tiangaye zum künf¬ 
tigen Herrscher (und willfährigen Hel¬ 
fer) in dem Land zu machen. 

Es wäre es natürlich blauäugig anzuneh¬ 
men, dass die französische Militärinter¬ 
vention nur aus humanitären Gründen 
erfolgt. Der Zusammenbruch der staat¬ 
lichen Ordnung in der ZAR ist viel¬ 
mehr ein eklatantes Beispiel für eine 
gescheiterte neokoloniale Politik, die 
von den Regierungen Frankreichs seit 
der „Entlassung“ Zentralafrikas in die 
„Unabhängigkeit“ im Jahre 1960 betrie¬ 
ben worden ist. Stets hatte Paris dafür 
gesorgt, in Bangui Regierungen an die 
Macht zu bringen, die sich den Interes¬ 
sen der ehemaligen Kolonialmacht und 
der Weiterführung der einträglichen 
Geschäfte der ausländischen Konzerne 
nicht in den Weg stellten. So blieb die 
ökonomische Entwicklung der ZAR 
neben der primitiven Selbstversorungs- 
Landwirtschaft der großen Mehrheit der 


Bevölkerung auf den Anbau von Baum¬ 
wolle, Tabak und Kaffee für den Export 
und vor allem auf den Abbau von Bo¬ 
denschätzen wie Diamanten, Gold und 
Uran durch multinationale Konzerne 
beschränkt. Hinzu kommen die eben¬ 
falls interessenbestimmten Einmischun¬ 
gen der dem Kapitalismus verbundenen 
Oberschichten der Nachbarstaaten der 
ZAR, besonders aus dem Tschad. In der 
letzten Zeit sollen im Schatten der Be¬ 
teiligung Südafrikas an der „Misma“- 
Mission auch südafrikanische Konzer¬ 
ne für die Übernahme von Lizenzen zur 
Förderung von Bodenschätzen Interes¬ 
se gezeigt haben. Der Online-Informa- 
tionsdienst „Jeune Afrique“ verwies in 
einem Bericht vom 30. November auf 
ein Projekt des französischen Atomkon¬ 
zerns Areva zur Eröffnung einer Uran¬ 
mine im Südosten Zentralafrikas, das im 
September 2012 wegen zu großer Unsi¬ 
cherheit suspendiert wurde. 

Der „sozialistische“ französische Staats¬ 
präsident Hollande und seine Minister 
scheinen entschlossen, sich umso mehr 
als Vorkämpfer für die alte „Größe 
Frankreichs“ im ehemaligen Kolonial¬ 
reich zu präsentieren, je mehr sie im In¬ 
neren an Unterstützung in der franzö¬ 
sischen Bevölkerung verlieren und die 
französische Wirtschaft infolge enor¬ 
mer Krisenprobleme stagniert. 

Pierre Poulain 



Die Soldaten sind da, ihr Auftrag folgt. 


Ein „Museum zur Geschichte der UdSSR“ 

Die KPRF übt scharfe Kritik an dem Projekt 


Die Gründung der Union der Sozialis¬ 
tischen Sowjetrepubliken am 30. De¬ 
zember 1922 durch die Vereinigung der 
Russischen Sozialistischen Föderativen 
Sowjetrepublik, der Ukrainischen So¬ 
zialistischen Sowjetrepublik, der Be¬ 
lorussischen Sozialistischen Sowjetre¬ 
publik und der Transkaukasischen So¬ 
zialistischen Sowjetrepublik jährt sich 
2022 zum hundertsten Mal. Aus diesem 
Anlass soll im Jubiläumsjahr in Ulja¬ 
nowsk, der Geburtsstadt Lenins, ein 
Museum zur Geschichte der Sowjetuni¬ 
on eröffnet werden. Eigentlich handelt 
es sich dabei um einen Museums-Kom- 
plex aus Gebäuden, Parks und Freiflä¬ 
chen. Er soll ein Territorium von etwa 
170 Fußballfeldern umfassen. Das Pro¬ 
jekt wurde vom Gouverneur des Ge¬ 
biets Uljanowsk initiiert und wird von 
der russischen Regierung unterstützt. 
Über das geplante Vorhaben berichtete 
der Direktor des Uljanowsker Gebiets- 
Entwicklungszentrums für Tourismus, 
Sergej Lakowski, am 7. November auf 
einer Pressekonferenz. Nach seinen 
Worten gibt es in Russland Museums- 
Komplexe zum Erbe der alten RUS 
und zum imperialen Russland. Einen 
vollwertigen, einheitlichen Museums- 
Komplex zur sowjetischen Epoche gibt 
es dagegen nicht. Das „Museum der 
UdSSR“ soll nun die Fragmente die¬ 
ser Geschichtsperiode sammeln und 
zusammenführen, um „all das zu de¬ 
monstrieren, was diese Epoche zu ei¬ 
ner großen Epoche gemacht hat.“ 

Mit dem Museum werde ein gesell¬ 
schaftliches Zentrum zum Studium und 
zur Nutzung der sozialen, wirtschaftli¬ 
chen und kulturellen Erfahrungen der 
Sowjetepoche entstehen. Der Komplex 
solle aus kulturell-gesellschaftlichen, 
wissenschaftlichen und touristischen 
Komponenten bestehen. Geplant sei¬ 
en offene Diskussionsforen, ein wissen¬ 


schaftliches Forschungszentrum und 
Museen. Das seit langem bestehende 
Lenin-Museum in Uljanowsk werde 
dabei in den Komplex integriert. Vor¬ 
gesehen sei auch ein „Park der Völ¬ 
kerfreundschaft“ zur Erinnerung an 
den Vielvölkerstaat UdSSR. Im wis¬ 
senschaftlichen Forschungszentrum, 
so Lakowski, sollen führende Wissen¬ 
schaftler auf der Grundlage der Erfah¬ 
rungen der UdSSR Empfehlungen für 
die Regierung der Russischen Födera¬ 
tion sowie für aktuelle gesellschaftliche 
Projekte erarbeiten. 

Der Sondergesandte Präsident Pu¬ 
tins für internationale und kulturelle 
Zusammenarbeit, Michail Schwyrkoi, 
sprach u.a. darüber, dass Russland eine 
Geschichte habe, wie sie eben war, mit 
guten und schlechten, großen und pro¬ 
blematischen Seiten. Man müsse sie ab¬ 
solut nüchtern betrachten. Und weiter: 
„In Uljanowsk existiert eine sehr gute 
Gedenkstätte für Lenin auf dem Niveau 
internationaler Standards. Sie kann 
obendrein sehr leicht transformiert 
werden und es darf unter keinen Um¬ 
ständen vergessen werden, dass hier der 
Ort ist, an dem Lenin geboren wurde.“ 
Der Stellvertretende Direktor des Ins¬ 
tituts für russische Geschichte bei der 
Russischen Akademie der Wissenschaf¬ 
ten, Sergej Shurawljow, unterstrich, dass 
das Projekt die Kontinuität der Gene¬ 
rationen und die Einheit der russischen 
Geschichte wiederherstellen solle. Nach 
seiner Meinung ist die vollwertige Ein¬ 
beziehung der sowjetischen Epoche 
in die russische Geschichte eine der 
grundlegenden Bedingungen für eine 
künftige dynamische Entwicklung. 

Er betonte, dass die Geschichte des 20. 
Jahrhunderts immer Anlass für hitzi¬ 
ge Diskussionen gegeben habe. Dabei 
sei es allerdings unzulässig, davon zu 
sprechen, dass es nötig sei die sowje¬ 


tische Periode zu vergessen und auszu¬ 
streichen. Ganz gleich, wie wir uns zu 
ihr verhalten, ohne sie kann von einer 
umfassenden, einheitlichen Geschich¬ 
te keine Rede sein. Mit diesem Pro¬ 
jekt (dem Museum der Geschichte der 
UdSSR) müssten die unterschiedlichen 
Seiten dieser Geschichte gezeigt wer¬ 
den, forderte der Wissenschaftler. 

Bei alledem sei jedoch zu beachten, 
dass mit der Errichtung des Museums¬ 
komplexes noch nicht begonnen wurde, 
betonte Lakowski. Das Vorhaben be¬ 
finde sich noch in der Planungsphase. 
Bevor mit dem Bau begonnen werde, 
müsse noch eine umfangreiche Arbeit 
zur wissenschaftlichen Konzeption des 
Projekts geleistet werden und ein brei¬ 
ter Diskussionsprozess stattfinden. 

Die KPRF blockiert 

Dieser hat allerdings bereits begonnen. 
Mit einem Artikel von Wiktor Trusch- 
kow, der am 12. November unter der 
Überschrift „Nichts Gutes zu erwar¬ 
ten“, in der „Prawda“, dem Organ des 
Zentralkomitees der KPRF, erschienen 
ist, hat sich auch die KPRF eingeschal¬ 
tet. Darin wird das geplante Museum 
der UdSSR in Bausch und Bogen ver¬ 
dammt. 

In dem Beitrag heißt es u.a., im Kreml 
habe man entschieden, „erstens das 
Depot für die Exponate schön klingend 
und populistisch-anziehend Museum 
der UdSSR zu nennen und zweitens 
die Aufmerksamkeit von den Fälschun¬ 
gen der sowjetischen Geschichte ab¬ 
zulenken, indem man auf Projekte der 
,Musealisierung‘ der sowjetischen Ge¬ 
schichte umgeschaltet hat.“ Und wei¬ 
ter: „Diese propagandistische Provo¬ 
kation hat schon zu wirken begonnen. 
Die ersten im Internet veröffentlichten 
Umfragen machen das deutlich. So ant¬ 
worteten auf die Frage:,Brauchen wir 


ein Museum der UdSSR? 4 87 Prozent 
der Befragten mit ,Ja 4 . Mit ,Nein 4 ant¬ 
worteten 11 Prozent und nur 2 Prozent 
enthielten sich.“ 

Dass es „eine Provokation“ sein soll, 
wenn die Geschichte der UdSSR auf 
dem Feld der Museumsarbeit aus der 
„Schmuddelecke“, in die sie ihre Geg¬ 
ner verbannen wollen, auf die Ebene 
gehoben werden soll, die ihr in der rus¬ 
sischen Geschichte zukommt, ist nicht 
nachzuvollziehen. Auch war bisher 
nicht bekannt, dass die KPRF die Prä¬ 
sentation von Geschichte in Museen als 
„Musealisierung“ abtut. War dies doch 
gerade in der Sowjetunion weit verbrei¬ 
tet. Offenbar scheint der Grund für die 
Totalablehnung des Projekts eher dar¬ 
in zu liegen, dass deren Initiatoren und 
Organisatoren angekündigt haben, die 
Geschichte der UdSSR so präsentieren 
zu wollen, wie sie war, mit ihren groß¬ 
artigen Leistungen, aber auch mit ihren 
Schattenseiten. 

Bei der Gewichtung dieser beiden As¬ 
pekte in der inhaltlichen Konzeption 
und ihrer praktischen Umsetzung wer¬ 
den Interessen aufeinanderprallen. 
Das zeichnet sich bereits ab. Wäre es 
da nicht angebracht, sich anstelle einer 
Blockade um die Mitarbeit von der 
KPRF angehörenden oder ihr nahe¬ 
stehenden Wissenschaftlern in der zu¬ 
ständigen Kommission zu bemühen? 
Wäre es nicht angebracht, mit Hilfe 
kompetenter Wissenschaftler eigene 
Vorschläge der KPRF für die Kon¬ 
zeption des Vorhabens zu erarbeiten 
und in die öffentliche Debatte einzu¬ 
bringen? Diese müssten allerdings der 
realen Geschichte der Sowjetepoche 
angemessen sein und die Leistungen 
der Völker der Sowjetunion würdigen, 
ohne dunkle Kapitel wie Repressalien 
und Verbrechen zu verschweigen oder 
herunterzuspielen. Willi Gerns 


Ex-Premier droht 
mit „Umsturz“ 

Berlusconi aus Senat 
ausgeschlossen 

Der italienische Senat hat am 27. Novem¬ 
ber den wegen Steuerbetrugs in Millio¬ 
nenhöhe zu vier Jahren Haft verurteilten 
Ex-Premier Silvio Berlusconi aus dem 
Senat ausgeschlossen. Damit verliert 
er auch ab sofort die parlamentarische 
Immunität. Für den Ausschluss stimmte 
eine Mehrheit der Senatoren der Demo¬ 
kratischen Partei (PD), der Fünf-Sterne- 
Bewegung (M5S), der Linkspartei (SEL) 
und der von Übergangspremier Mario 
Monti gebildeten Bürgerliste. Nach Be¬ 
kanntwerden der Senatsentscheidung 
kam es vor dem Palazzo Grazioli, dem 
Wohnsitz Berlusconis in Rom, zu tu¬ 
multartigen Protesten von etwa 5000 
Anhängern seiner Partei Forza Italia 
(FI), die aus ganz Italien herangekarrt 
wurden. Der Ex-Premier rief seine grö¬ 
lenden Fans zum Widerstand gegen sei¬ 
ne Verurteilung auf, die er „politischen 
Mord“ nannte. Über dem Balkon prang¬ 
te dazu ein riesiges Transparent „Das 
ist ein Staatsstreich“. In hemmungsloser 
Demagogie verglich Berlusconi sich mit 
dem 1978 einem von der CIA inszenier¬ 
ten Mordanschlag zum Opfer gefalle¬ 
nen christdemokratischen Parteiführer 
Aldo Moro. Richter und Staatsanwälte, 
die „den Staat beherrschten“, diffamierte 
er als Vertreter „der Ideen der extremis¬ 
tischen Roten Brigaden“. Seine Anhän¬ 
ger schwenkten Transparente mit dem 
bekannten Bild mit dem fünfzackigen 
Stern der Brigate Rosse, auf dem über 
der Unterschrift „Prigioniero politico“ 
(Politischer Gefangener) statt des Fo¬ 
tos von Moro das von Berlusconi prang¬ 
te. Eine nicht zu überbietende Perfidie. 
Berlusconi kündigte an, er bleibe politi¬ 
scher Führer der Rechten, dies sei „erst 
der Anfang“. Dass Berlusconis Drohun¬ 
gen ernst genommen werden, zeigten 
starke Polizeiaufgebote vor Berlusconis 
Palazzo als auch am Sitz des Senats, der 
Abgeordnetenkammer, des Staatspräsi¬ 
denten und weiterer staatlicher Gebäu¬ 
de und über Rom kreisende Helikopter. 
Mit dem Ausschluss folgte der Senat 
dem Antikorruptionsgesetz vom De¬ 
zember 2012, nach dem zu mehr als zwei 
Jahren Haft verurteilte Straftäter nicht 
Mitglied des Parlaments sein dürfen. 
Außerdem wird ihnen bis zu sechs Jah¬ 
re untersagt öffentliche Ämter zu beklei¬ 
den. Das Ämterverbot hat ein Mailänder 
Berufungsgericht bereits auf zwei Jahre 
festgelegt. Das bedeutet, dass Berlusco¬ 
ni bei von ihm angestrebten Neuwah¬ 
len nicht selbst kandidieren darf. Seine 
Tochter Marina, Chefin seines Konzerns, 
die für ihn antreten sollte, hat abgelehnt. 
Ergebnis der bisherigen Auseinander¬ 
setzung um das politische Schicksal 
Berlusconis ist, dass sich dessen Partei 
gespalten hat. Um als Leitfigur zu über¬ 
leben, taufte der Medientycoon die von 
ihm 1994 gegründete Forza Italia, die er 
selbst 2007 in Partei des Volks der Frei¬ 
heit (PdL) umbenannt hatte, auf den 
alten Namen zurück. Angelino Alfano, 
bis dahin von Berlusconi ernannter PdL- 
Chef und Vizepremier in der von der PD 
geführten Regierung Enrico Letta, und 
seine Gefolgschaft lehnten das als „zu 
extremistisch“ ab. Nachdem Berlusco¬ 
ni Alfano abgesetzt und dessen Anhän¬ 
gern als „Verrätern“ den Ausschluss an¬ 
gekündigt hatte, gründeten diese eine 
neue Rechtspartei, Nuovo Centro Des- 
tra (NCD), die einen „moderaten“ Kurs 
verkündete. Am 7. Dezember soll die 
NCD offiziell gegründet werden. Die 
NCD nahm an den Protesten der FI 
nicht teil. Alfano nannte sie eine „Sabo¬ 
tage, die ein Irrtum“ sei. Die „Duce“-En¬ 
kelin Alessandra Mussolini, die zu den 
übelsten Faschistenführern gehört, ist 
der FI beigetreten und sicherte Berlus¬ 
coni Unterstützung zu. 

Die parlamentarische Unterstützung 
für die Regierung Letta (PD) erklärte 
Berlusconi für beendet. Da die NCD 
Letta weiter unterstützt, verfügt dieser 
über die erforderliche Mehrheit im Par¬ 
lament. Die linke „Unita“ nannte die 
Reaktionen Berlusconis „eine Orgie 
umstürzlerischer Äußerungen“. Staats¬ 
präsident Napolitano nannte dessen 
Ausfälle „in Ton und Inhalt skandalös“ 
und lehnte eine Begnadigung ausdrück¬ 
lich ab. Gerhard Feldbauer 
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Kommentare / Jugend 


unsere zeit 


CE 


Jugend vereint gegen Imperialismus - 
für eine Welt des Friedens, der Solidarität 
und der sozialen Gerechtigkeit! 

18. Weltfestspiele der Jugend und Studierenden finden in Ecuador statt 


V om 7. bis 13. Dezember treffen 
sich wieder mehr als zehntau¬ 
send fortschrittliche Jugendliche 
aus der ganzen Welt zu den Weltfest¬ 
spielen der lernenden und arbeitenden 
Jugend, dieses Mal in Quito, Ecuador. 
Eine Woche bestreiten Jugendliche aus 
kommunistischen und demokratischen 
Jugend- und Studierendenorganisatio¬ 
nen, aus Gewerkschaftsjugenden und 
Schülerinnengruppen, aus Frauen- und 
Friedensorganisationen sowie aus na¬ 
tionalen Befreiungsbewegungen ge¬ 
meinsame Diskussionsrunden und 
Konferenzen, verbunden mit einem 
Sport- und Kulturprogramm. Und na¬ 
türlich feiern sie zusammen. Tausende 
Jugendliche berichten über ihre Le¬ 
bens- und Arbeitsbedingungen, über 
ihre Kämpfe gegen Unterdrückung 
und Ausbeutung, gegen Imperialismus 
in Krieg. Und werden auch aus diesen 
Weltfestspielen wieder gestärkt her¬ 
vorgehen und den Kampf intensivie¬ 
ren. Denn überall auf der Welt kämpft 
die Jugend für ihre Rechte auf ein Le¬ 
ben in Sicherheit und Frieden, gegen 
Ausbeutung und Armut, für Gesund¬ 
heit und kulturelle Entfaltung. Ihre 
Gegner haben vielleicht verschiedene 
Namen, aber es sind immer die Inte¬ 
ressen der Banken und Konzerne, ihr 
Profitstreben und ihre Kämpfe um den 
Weltmarkt, die unseren Interessen ent¬ 
gegenstehen. Die Jugend der Welt setzt 
dem ihre Solidarität und Geschlossen¬ 
heit entgegen. 

Von 1945 bis heute 

Im Jahr 1945 gründete sich der Welt¬ 
bund der demokratischen Jugend. Ziel 
war und ist bis heute, durch internati¬ 
onale Solidarität, Völkerverständigung 
und regelmäßige Zusammentreffen 
fortschrittlicher Jugendlicher aus der 
ganzen Welt einen weiteren Weltkrieg 
zu verhindern und den antiimperialis¬ 
tischen Kampf zu stärken. 

1947 fanden die ersten Weltfestspiele 
der Jugend und Studierenden in Prag 
statt, über 17 000 Jugendliche aus über 
70 Ländern kamen dort zusammen. 
Die Weltfestspiele 1951 in Berlin/DDR 
fielen zeitlich mit dem Verbot der FDJ 


in Westdeutschland zusammen. Sie wa¬ 
ren den westdeutschen Imperialisten 
ein Dorn im Auge, sie kriminalisierten 
die Teilnahme westdeutscher Jugend¬ 
licher. Über 30 000 junge Menschen 
schafften es dennoch illegal in die 
DDR, weit mehr waren von Repres¬ 
sionen betroffen, einige ertranken bei 
dem Versuch, an den Weltfestspielen 
teilzunehmen. 

Mit der vorübergehenden Niederlage 
des Sozialismus drohten die Weltfest¬ 
spiele zur Geschichte zu werden. Un¬ 
abdingbar für die Durchführung der 
Weltfestspiele ist die Unterstützung 
durch einen Staat. Unabdingbar ist 
auch, dass ein solcher Staat zumin¬ 
dest in gewissem Umfang antiimperi¬ 
alistische Positionen offensiv vertritt 
und sich so der Solidarität durch den 
WBDJ und seiner Mitgliedsorganisa¬ 
tionen sicher sein kann. 

1997 fand sich dann Kuba bereit, die 
14. Weltfestspiele in Havanna auszu¬ 
tragen und somit die Tradition der 
Weltfestspiele auch über die Konter¬ 
revolution hinaus zu sichern. Aber¬ 
mals kamen über 12 000 Jugendliche 
aus der ganzen Welt zusammen. Seit¬ 
dem finden sie ungefähr alle vier Jah¬ 
re statt - das letzte Mal in Tshwane, 
Südafrika. Die deutsche Delegation, 
vor allem organisiert von den Ge¬ 
werkschaftsjugenden und der SDAJ, 
war mit mehr als 40 Jugendlichen in 
Südafrika vertreten. Die SDAJ hob in 
ihrem Material vor allem die Betei¬ 
ligung des deutschen Imperialismus 
an der massiven Unterdrückung wäh¬ 
rend der Zeit der Apartheid hervor 
und benannte die dahinterstehenden 
Interessen: Es waren auch deutsche 
Großkonzerne, wie beispielsweise 
Daimler-Benz, die daraus ihren Pro¬ 
fit schlugen. Internationale Solidari¬ 
tät heißt dementsprechend auch, die¬ 
se Interessen offen zu benennen und 
den Imperialismus im eigenen Land 
zu bekämpfen. 

Ecuador - auf dem Weg wohin? 

Mit der Bolivarianischen Allianz für 
die Völker unseres Amerika - ALBA - 
haben sich die fortschrittlichen Staa¬ 
ten eine wirtschaftliche und politische 


Organisation geschaffen. Unter Füh¬ 
rung des sozialistischen Kuba und des 
bolivarianischen Venezuela wurde ein 
neuer Anlauf auf dem Weg zu einem 
vereinten Lateinamerika im Interesse 
der lernenden und arbeitenden Men¬ 
schen gestartet. Nicht zufällig stehen 
die diesjährigen Weltfestspiele des- 


und Bildung wurden festgeschrieben. 
Zwar wurde eine staatliche Souverä¬ 
nität über „strategische Ressourcen“ 
festgelegt, eine klare Beantwortung 
der Eigentumsfrage blieb aber bisher 
rechtlich wie praktisch aus. 

Und es blieb nicht nur bei mehr Rech¬ 
ten auf dem Papier. Unter der Regie¬ 
rung Correa wurden auch praktische 
Verbesserungen für die Bevölkerung 
Ecuadors durchgesetzt. Über eine 
Millionen Ecuadorianer wurden aus 
der Armut geholt, die Einkommens¬ 
konzentration reduziert, durch Mittel 
wie Steuerreformen eine durchaus nen¬ 
nenswerte Umverteilung erreicht. Von 
Enteignung spricht jedoch noch nie¬ 
mand. Gleichzeitig kam es zu Verbes- 
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Gastkolumne von Georg Fülberth 


Verantwortung 


Die Bereitschaft der SPD-Führung, 
mit der Union über eine gemeinsame 
Regierung zu verhandeln, begründet 
sie mit ihrer staatspolitischen Ver¬ 
antwortung. 

Lassen wir dahingestellt, ob dies die 
Hauptaufgabe einer sozialdemokra¬ 
tischen Partei sein muss. Sie hat sich 
seit 1914 nun einmal dafür entschie¬ 
den, und jeder Versuch, sie davon 
abzubringen, wäre Zeitvergeudung. 
Dies vorausgesetzt, lässt sich fragen: 
Wird die zweitstärkste Partei, die 
gerade eine Wahl verloren hat, ihrer 
staatspolitischen Verantwortung da¬ 
durch gerecht, dass sie eine Koalition 
mit der Siegerin eingeht? Einer ih¬ 
rer großen Männer von einst, Carlo 
Schmid, sagte einmal,die Opposition 
sei „der andere Beweger der Politik“. 
Hat sie, wie Grüne und Linkspartei 
nach dem 22. September 2013, nur 
ca. 20 Prozent der Mandate (und 
17 Prozent der Stimmen), dürfte dies 
schwer fallen. Man könnte auch sa¬ 
gen: die SPD-Führung hat sich der 
staatspolitischen Verantwortung, für 
eine auch quantitativ tragfähige Op¬ 
position zu sorgen entzogen. 

Sigmar Gabriel und die Seinen 
machten geltend, sie wollten mit der 
Großen Koalition Mindestlohn und 
doppelte Staatsbürgerschaft durch¬ 
setzen. Das hätten sie mit Rot-Rot- 
Grün ebenfalls haben können, und 
zwar ohne die von der Union ver¬ 


langten Abstriche und ohne Bon¬ 
bons für die bayerische CSU. 

Die SPD-Mitglieder wurden zum 
Basisentscheid aufgerufen. Das ist 
demokratisch. Zugleich kommt hier 
zum Ausdruck, dass die Führung die 
Große Koalition letztlich doch für 
eine faule Sache hält und dass sie 
dafür Mitschuldige sucht. Den Mit¬ 
gliedern wurde nahegelegt, mit ei¬ 
nem etwaigen Nein ruinierten sie die 
SPD. Hier verwechselt sich die Füh¬ 
rung mit der Partei. Seit nunmehr 
acht Jahren - seit dem Ende der rot¬ 
grünen Koalition - drücken sich die 
Verantwortlichen vor den Konse¬ 
quenzen, die sie einst gemeinsam mit 
Schröder und Clement angerichtet 
haben. Was für sie selbst tatsächlich 
zum Desaster werden könnte - der 
Sturz der alten Garde -, wäre viel¬ 
leicht auch ein Neuanfang. Der kann 
nur in der Opposition beginnen und 
wäre sogar ein aussichtsreicher Start: 
Über den Bundesrat hätte die SPD 
nicht nur die Möglichkeit, der Regie¬ 
rung das Leben schwer zu machen, 
sondern sie könnte dort das versu¬ 
chen, was sie angeblich am liebsten 
tut: Gestalten. 

In den letzten Jahren hat die Sozi¬ 
aldemokratie sich in Ländern und 
Gemeinden teilweise neu aufgebaut. 
Durch ihre Altlasten wird das noch 
verdeckt und gehemmt. Vielleicht 
ändert sich dies ja einmal. 


halb auch im Zeichen des Gedenkens 
an den Anfang des Jahres verstorbe¬ 
nen früheren venezolanischen Präsi¬ 
denten Hugo Chävez. Chävez’ Regie¬ 
rung hatte die Gründung von ALBA 
maßgeblich zu verantworten. „Unsere 
politischen Führer gehen von Gipfel 
zu Gipfel, aber unsere Völker gehen 
von Abgrund zu Abgrund“, so Chävez 
auf einem Weltgipfel der Gruppe der 
„Entwicklungsländer“. ALBA sollte ein 
Schritt sein, dies zu beenden. Zu die¬ 
sem Bündnis gehört auch Ecuador. 
2007 wurde dort Rafael Correa zum 
Präsidenten gewählt und ist seitdem, 
das letzte Mal im Februar 2013, bestä¬ 
tigt worden. Correa war bereits unter 
der vorhergehenden Regierung Ecua¬ 
dors Finanzminister, legte sein Amt je¬ 
doch aufgrund von großen Differenzen 
mit der Regierung bezüglich der Ölpo¬ 
litik mit Venezuela nieder. Er gründe¬ 
te nach seiner Wahl das Mitte-Links- 
Bündnis „Alianza pafs“ das politisch 
aus durchaus verschiedenen Gruppen 
besteht und stark von der Präsenz sei¬ 
ner Person abhängt. Dieses Bündnis 
war nicht unmittelbar Ergebnis einer 
vorherigen sozialen Bewegung, son¬ 
dern wurde von oben gegründet als 
politische und organisatorische Voraus¬ 
setzung für die kommenden Reformen. 

Reformen im Innern 

Kurze Zeit nach Amtsantritt Corre- 
as fand eine Volksbefragung über die 
Frage statt, ob eine verfassunggeben¬ 
de Versammlung einberufen werden 
soll. Die Zustimmung war deutlich, 
nur 12,4 Prozent stimmten dagegen. 
Die neue Verfassung beinhaltet we¬ 
sentliche Neuerungen: Sie enthält kla¬ 
re Bezüge auf die indigene Kultur, die 
Ausrichtung der Wirtschaftsform wur¬ 
de von „markwirtschaftlich“ zu „soli¬ 
darisch“ geändert, soziale Grundrech¬ 
te wie die auf Ernährung, Gesundheit 


serungen im Bildungsbereich, der In¬ 
frastruktur sowie im Gesundheitssys¬ 
tem - bspw. gibt es aktuell Pläne, 1 000 
kubanische Ärzte einzusetzen. 

Antiimperialismus nach außen 

Die inneren Reformen im Sinne der 
ecuadorianischen Bevölkerung sind 
verbunden mit einem antiimperialisti¬ 
schen Kurs in der Außenpolitik gegen¬ 
über den USA. Ein Abkommen über 
den Erhalt einer Militärbasis wur¬ 
de nicht erneuert, der US-Botschaf- 
ter nach den Wikileaks-Enthüllungen 
über ein US-Ausbildungszentrum, in 
dem Paramilitärs und Armeeangehö¬ 
rigen verschiedener Militärdiktaturen 
das Foltern und Morden beigebracht 
wurde, des Landes verwiesen. 

Seit 2012 gewährt Ecuador Julian As- 
sange politisches Asyl, seither lebt er 
in der Londoner Botschaft des Lan¬ 
des. Weiter übt Correa scharfe Kritik 
am Internationalen Währungsfonds 
und an der Weltbank, ein angebotener 
Weltbankkredit wurde abgelehnt, ei¬ 
ner ihrer Repräsentanten des Landes 
verwiesen. 

Regierung Correa 
unter Beschuss 

Diese Entwicklungen werden von den 
reaktionären Kräften in Ecuador ange¬ 
griffen, was in einen Putschversuch im 
Herbst 2010 mündete, der aber durch 
loyale Teile des Militärs schnell abge¬ 
wehrt werden konnte. Die ecuadoria- 
nische Reaktion kann dabei auf einen 
breiten Erfahrungsschatz bezüglich der 
Destabilisierung fortschrittlicher Re¬ 
gierungen Lateinamerikas zurückgrei¬ 
fen und sich der Unterstützung durch 
die Imperialisten gewiss sein. 
Gleichzeitig wird Correa auch aus den 
eigenen Reihen kritisiert - unter an¬ 
derem von indigenen Kräften Ein ent¬ 
scheidender Bestandteil der Auseinan- 


nnn 

derset- * zungen ist 

das Verhält- nis zur Natur. 

Rechtlich hat Letztere unter der Regie¬ 
rung Correa eine herausragende, welt¬ 
weit einzigartige Stellung bekommen. 
Die Natur wurde zum Rechtssubjekt 
erklärt. Praktisch kommt es dabei 
dennoch immer wieder zu großen 
Problemen. So liegen beispielswei¬ 
se bedeutende Erdölvorkommen in 
einem bisherigen Nationalpark, der 
auch Lebensraum für die indigene 
Bevölkerung bietet. Der Abbau der¬ 
artiger Ressourcen ist zwar einerseits 
für die Besserung der Lebensverhält¬ 
nisse bedeutsam, aber andererseits 
mit einer Konfrontation mit der indi¬ 
genen Bevölkerung verbunden. Der 
Lösungsversuch der Regierung Cor¬ 
rea, das Versprechen, diese Ressour¬ 
cen unangetastet zu lassen, wenn die 
internationale Staatengemeinschaft 6 
Milliarden Dollar spendet und Ecua- 
> ^ dor dafür den Nationalpark erhält, ist 
^ * gescheitert. Nicht mehr als ein paar 
Millionen sind zusammengekommen. 

Sozialismus 

^ Proklamiertes Ziel der derzeitigen 
ecuadorianischen Regierung ist ein 
„moderner Sozialismus“. Die durch¬ 
geführten Reformen zeigen, genauso 
wie die scharfen Angriffe von rechts, 
dass der Weg in die richtige Richtung 
geht. Die Lebensverhältnisse der ar¬ 
beitenden Bevölkerung wurden stark 
verbessert, der Abhängigkeit vom 
US-Imperialismus der Kampf an¬ 
gesagt. Unter den gegebenen Aus¬ 
gangsbedingungen - massive Armut, 
jahrzehntelange politische Instabili¬ 
tät und direkte politische Einfluss¬ 
nahme durch die USA - ist es nicht 
verwunderlich, dass es eines breiten, 
teils auch diffusen, bis ins bürgerliche 
Lager hineinreichende politischen 
Bündnisses bedarf, das zunächst die 
nationale Souveränität herstellt und 
progressive Veränderungen in einzel¬ 
nen Bereichen herbeiführt. Bei der 
Diskussion um den Charakter darf also 
einerseits nicht vergessen werden, dass 
die klare und endgültige Beantwortung 
der Eigentumsfrage zwar nicht als ers¬ 
tes auf der Tagesordnung steht, dass 
diese aber andererseits zum richtigen 
Zeitpunkt dennoch beantwortet wer¬ 
den muss. Die Kommunistische Par¬ 
tei Ecuadors unterstützt die „Alianza 
Pafs“. Sie steht, wie so viele kommunis¬ 
tische Parteien in Lateinamerika, vor 
der schwierigen Aufgabe, einerseits 
diesen progressiven Prozess zu unter¬ 
stützen und gleichzeitig auf den nöti¬ 
gen revolutionären Bruch hinzuarbei¬ 
ten. 

Nach Ecuador und 
wieder zurück 

Von der Arbeit unter diesen Bedin¬ 
gungen - die einerseits hoffnungsvoll 
stimmt und gleichzeitig große Proble¬ 
me und Schwierigkeiten aufwirft - kön¬ 
nen wir nur lernen. 

Rund 30 fortschrittliche Jugendliche 
aus Deutschland fliegen nächste Wo¬ 
che nach Ecuador, um an den Welt¬ 
festspielen teilzunehmen. Sie haben 
einerseits die Gelegenheit, mit tausen¬ 
den Jugendlichen aus aller Welt ihre 
Erfahrungen auszutauschen und an¬ 
dererseits, den antiimperialistischen 
Kampf Ecuadors und den Kampf für 
die Rechte der arbeitenden und lernen¬ 
den Bevölkerung in Ecuador genauer 
kennenzulernen. Ihre Aufgabe ist es 
auch, das gewonnene Wissen und die 
gewonnene Erfahrung im Anschluss an 
die Weltfestspiele hier in Deutschland 
weiterzugeben und damit ihren Anteil 
dazu beizutragen, den Kampf der ler¬ 
nenden und arbeitenden Jugend hier 
und gleichzeitig dem antiimperialisti¬ 
schen Kampf in Lateinamerika den Rü¬ 
cken zu stärken. M.M. 
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Die Atom- und Kohlelobby 
hat sich durchgesetzt 

Keine wirksamen Schritte gegen den Klimawandel 


I m Koalitionsvertrag wird Umwelt¬ 
politik scheinbar großgeschrieben. 
Die Absichten klingen gut: „Die 
Energiewende ist ein richtiger und 
notwendiger Schritt auf dem Weg in 
eine Industriegesellschaft, die dem 
Gedanken der Nachhaltigkeit und der 
Bewahrung der Schöpfung verpflich¬ 
tet ist. Sie schützt Umwelt und Klima, 
macht uns unabhängiger von Importen, 
sichert Arbeitsplätze und Wertschöp¬ 
fung in Deutschland. Eine der Haupt¬ 
aufgaben der Großen Koalition ist es 
deshalb, engagierten Klimaschutz zum 
Fortschrittsmotor zu entwickeln und 
dabei Wohlstand und Wettbewerbsfä¬ 
higkeit zu stärken. Wir wollen die Ent¬ 
wicklung zu einer Energieversorgung 
ohne Atomenergie und mit stetig wach¬ 
sendem Anteil Erneuerbarer Energi¬ 
en konsequent und planvoll fortführen. 
Wir bekräftigen unseren Willen, die in¬ 
ternationalen und nationalen Ziele zum 
Schutz des Klimas einzuhalten, uns in 


der Europäischen Union für 2030 für 
ambitionierte Ziele auf der Grundla¬ 
ge der weltweiten langfristigen Ziele 
für 2050 einzusetzen und wir werden 
uns auch international für ambitionier¬ 
te Klimaschutzziele und verbindliche 
Vereinbarungen engagieren.“ Doch es 
heißt da auch, die „Erreichung ambiti¬ 
onierter europäischer Klimaschutzziele 
darf nicht zu Nachteilen für energiein¬ 
tensive und im internationalen Wettbe¬ 
werb stehende Industrien führen 4 . 4 
In ihrem Koalitionsvertrag erklären 
Union und SPD zwar, die Treibhaus- 
gas-Emissionen bis 2020 um mindes¬ 
tens 40 Prozent und bis 2050 um 80 bis 
95 Prozent verringern zu wollen. Für 
die erneuerbaren Energien ist jedoch 
nur noch ein Anteil von 55 bis 60 Pro¬ 
zent bis 2035 vorgesehen. Die SPD hat¬ 
te zuvor noch 75 Prozent bis 2030 ge¬ 
fordert. Zudem sollen die Fördersätze 
für Windenergie an Land gesenkt, Aus¬ 
bauziele für Offshore-Anlagen redu¬ 


ziert werden, um „die Kostendynamik 
zu begrenzen 44 . 

Weiter heißt es ausdrücklich auch mit 
Blick auf den Klimakiller Braunkohle: 
„Die konventionellen Kraftwerke als 
Teil des nationalen Energiemixes sind 
auf absehbare Zeit unverzichtbar.“ Ver¬ 
zichtet wird dagegen auf das von der 
SPD zuvor geforderte Klimaschutzge¬ 
setz, das die deutschen Klimaziele und 
die Wege dorthin hätte festschreiben 
sollen. 

Die Atom- und Kohlelobby hat sich 
durchgesetzt. 

★ 

Deshalb forderten 16 000 Menschen 
am 30. November 2013 in Berlin von 
der künftigen Bundesregierung, die 
Energiewende mit Sonne und Wind 
zu gestalten und Fracking, Kohle und 
Atom aufs Abstellgleis zu stellen {sie¬ 
he Seite 4). Die Empörung über die ge¬ 
plante Energiepolitik ist groß. nh 


Übersicht über Klimaveränderungen 

Nicht nur die Zahl und Intensität von Stürmen hat zugenommen ... 



Wassertemperatur: Die Wassertemperaturen sind global von 1970 bis 2010 um 0,4 Grad gestiegen. 
Gletscher: 81 Prozent der weltweit untersuchten Gletscher ziehen sich aktuell zurück. 

Saure See: Der Säuregehalt der Meere liegt bei pH 8,06 und damit niedriger als in den letzten 800 000 Jah¬ 
ren. 

Antarktis: Zwischen 1992 und 2011 hat die Antarktis im Mittel jährlich 71 Milliarden Tonnen Eis verloren. 
Arktis: Das Eismaximum der Arktis im Winter ist in den letzten 35 Jahren von 16,2 Mio. Quadratkilometer auf 
14,5 Mio. Quadratkilometer zurückgegangen. 

Grönland: Grönland verliert jährlich 100 bis 350 Mrd. 

Tonnen Eis. 

Hitzerekorde: Die Hitzerekorde in Deutschland haben 
sich in den letzten 15 Jahren im Vergleich zu den 15 Jah¬ 
ren davor verdoppelt. 1980 bis 1996 im Mittel 27 Deka¬ 
denrekorde,1997 bis 2012 traten im Mittel 54 Dekaden¬ 
rekorde an 60 Stationen des Deutschen Wetterdiens¬ 
tes auf. Eine Dekade entspricht loTagen eines Monats. 

In 75 Prozent der untersuchten Eisbärpopulationen 
gehen die Bestände zurück. 

Stürme: Die mittlere Zahl der schweren Stürme über 
dem Nordatlantik ist von 4,7 im Jahre 1986 auf 9,5 im 
Jahr 2012 angestiegen (bei sehr hoher Variabilität). In 
der Nordsee ist keine Windzunahme festzustellen. 

Hochwasser: Die Zahl der Wetterlagen mit hohem 
Hochwassergefahrenpotenzial (5b, Tief für Mitteleu¬ 
ropa) hat sich im Mittel vom Ende des 19. Jahrhunderts 
von 2,7 auf 9 im Jahre 2009 erhöht. 

CO2: In diesem Jahr wurden erstmals 400 ppm gemes¬ 
sen, die höchste CÜ2-Konzentration seit mindestens 
800 000 Jahren. (40 Prozent über der vorindustriellen 
Zeit). Etwas 1/3 der C02-Emissionen werden aktuell von 
den Ozeanen aufgenommen. 

Meeresspiegel: Der Meeresspiegel ist global von 

1993 bis 2013 Um etwa 60 Millimeter gestiegen. Foto: NASAGoddardMODIS Rapid Response Team/ flickr.com (CC BY 

Entwaldung: Borneo: 80 Prozent Entwaldung zwischen 2 °) 

1980 und 2010. - Südostasien: 33 Prozent Entwaldung von 1973 bis 2009. - Amazonasbecken: Entwaldung 
in der Größenordnung der Fläche Deutschlands binnen zehn Jahren. 


(siehe auch Seite 10) 



Bild ganz oben links: Braunkohlekraftwerk Niederaußem bei Köln 


Bild ganz oben rechts: 16 000 Menschen gingen am 30. November 2013 in Berlin 
auf die Straße... 

Bild oben. Installation eines Windrades 
Bild unten: Solarthermisches Kraftwerk 



Bild links: Der Taifun Haiyan erreicht Vietnam. (NASA-Aufnahme) 


Bild unten: Nach dem Taifun ... 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Nicht die Natur spielt verrückt, 
sondern der Kapitalismus 

Aus dem Eingangsreferat zum Klima-Seminar an der Karl-Liebknecht-Schule 23./24.11.2013 • Von Hans-Peter Brenner 



Berlin, 30. November 2013:15 000 demonstrieren in Berlin gegen die Pläne der Großen Koalition. 


D ie noch vor die kapitalistische Produktions¬ 
weise reichende Kritik der marxistischen 
Klassiker am sträflichen Umgang der Gat¬ 
tung Mensch mit der Natur hat - seit Beginn der 
Industriellen Revolution schon im 18. Jahrhun¬ 
dert - eine neue Qualität erreicht. Seit dem führt 
„homo oeconomicus“ ein „unerhörtes Großex¬ 
periment mit unserem Planeten“ durch, schrieb 
Hans Joachim Schellnhuber, Leiter des Potsdam- 
Instituts für Klimaforschung, bereits im Jahre 
2002. (H.J. Schellnhuber: Nicht das Klima spielt 
verrückt, sondern der Mensch. In: Kenntemich, W. 
(Hg.), Die Jahrhundertflut, Bertelsmann, München, 
2002,227-244) 

Natur als Tauschwert im kapitalisti¬ 
schen Produktions- und Warenzyklus? 

Schellnhubers Wort hat Gewicht; er ist Mitglied 
des UNO-Klimarates IPCC und muss sicherlich 
in seinen Darstellungen der Wirkungen des Kli¬ 
mawandels ernst genommen werden. Es ergeht 
ihm in seiner Analyse dann doch so wie sehr vie¬ 
len anderen bürgerlichen und doch seriösen Wis¬ 
senschaftlern, die eine sachlich fundierte Mei¬ 
nung zum Ausmaß der Belastung der Atmosphä¬ 
re durch Schadstoffe und deren Folgewirkungen 
für den Planeten Erde vorlegen. 

Auch Schellnhuber benennt im Folgenden nur die 
materiellen Auswirkungen eines ökonomischen 
Prinzips, durch das natürliche Produkte wie Holz, 
Öl, Gas, Wasser, Eisen, Gold und andere Rohstof¬ 
fe zum Gegenstand einer Produktionsweise wer¬ 
den, der es gar nicht um die stoffliche Qualität, den 
Gebrauchs- und Nutzwert dieser Gegenstände 
und Rohstoffe geht, sondern um deren Verwand¬ 
lung in Tauschwerte auf dem kapitalistischen Na¬ 
tional- oder Weltmarkt. 

Die Transformation von Teilen der Natur in den 
kapitalistischen Austausch- und Warenzyklus - 
und zwar auf der Stufe ihrer industriell organi¬ 
sierten Ausnutzung - sprengt alle Dimensionen 
vorangegangener Umwelt“ Sünden“, selbst wenn 
diese bereits teilweise verheerende klimatische 
Auswirkungen hatten, wie z.B. das Abholzen der 
Gebirge der Mittelmeerländer und in Mesopota¬ 
mien im Altertum. 

Es war Friedrich Engels, der schon auf diese Lang¬ 
zeitfolgen unökologischen Wirtschaftens hinwies: 
„Schmeicheln wir uns indes nicht zu sehr mit un- 
sern menschlichen Siegen über die Natur. Für je¬ 
den solchen Sieg rächt sie sich an uns. Jeder hat in 
erster Linie zwar die Folgen, auf die wir gerechnet, 
aber in zweiter und dritter Linie hat er ganz and¬ 
re, unvorhergesehene Wirkungen, die nur zu oft 
jene ersten Folgen wieder aufheben. (...) Und so 
werden wir bei jedem Schritt daran erinnert, dass 
wir keineswegs die Natur beherrschen, wie ein Er¬ 
oberer ein fremdes Volk beherrscht, wie jemand, 
der außer der Natur steht - sondern dass wir mit 
Fleisch und Blut und Hirn ihr angehören und mit¬ 
ten in ihr stehn, und dass unsre ganze Herrschaft 
über sie darin besteht, im Vorzug vor allen andern 
Geschöpfen ihre Gesetze erkennen und richtig an¬ 
wenden zu können.“ (Friedrich Engels, MEW 20, 
Seite 452f.) 

Engels, was auch wir Marxisten und Kommunis¬ 
ten lange übersehen haben, war bereits als sehr 
jüngerer Mann derjenige unter den damaligen 
Sozialisten, der die Auswirkungen der Industrie- 
alisierung auf das Mensch-Natur-Verhältnis sehr 
früh begriffen. 

Ich habe in den vergangenen zwei Jahren in meh¬ 
reren Vorträgen und Artikeln darauf hingewiesen: 


Die Skandale in der Agrarindustrie der BRD: sei 
es die Verseuchung von Tierfetten durch Dioxin 
getränktes Industriefett, seien es die tierfeindli¬ 
chen Zustände in den Agrarfabriken, seien es die 
menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen in die¬ 
sen Fleischfabriken, sie sind nur ein kleiner Teil 
der katastrophalen Auswirkungen der dem reinen 
kapitalistischen Profitprinzip folgenden Argrar- 
und Lebensmittelkonzerne. 

Wo Mensch und Tier, ja die gesamte Umwelt, nur 
nach dem Prinzip der Warenproduktion und der 
Mehrwerterhöhung angesehen und „benutzt“ 
werden, nimmt die Entfremdung zwischen dem 
arbeitenden Menschen und der für ihn lebens¬ 
wichtigen natürlichen Grundlagen einen irrepa¬ 
rablen Schaden an. 

Stoffliche und gesellschaftliche 
Ursachen der Ökologie-Krise 

Die ökologische Krise - und wir haben dies als 
DKP bereits vor über 20 Jahren so formuliert - 
„hat stoffliche wie gesellschaftliche Ursachen. Um 
eine ökologische Katastrophe zu verhindern, sind 
Veränderungen der stofflichen Seite der Produk¬ 
tivkräfte wie gesellschaftspolitische Maßnahmen 
erforderlich. 

Stoffliche Seite:.... Nicht vermeidbare Abfälle 
müssen systematisch als neue Ausgangsstoffe der 
Produktion genutzt, umweltgefährdende Substan¬ 
zen verboten und wenn nötig und sinnvoll, ersetzt 
werden. In die Natur dürfen nur noch Stoffe abge¬ 
geben werden, die von ihr auch verwertet werden 
oder von denen man schon heute mit Sicherheit 
weiß, dass sie in ihrer Gesamtheit keine, die Exis¬ 
tenz der Menschheit gefährdenden Auswirkungen 
haben.... 

Gesellschaftliche Seite: Die meisten heute genutz¬ 
ten Produktionsmittel wurden von ihren Grund¬ 
prinzipien her unter kapitalistischen Eigentums¬ 
verhältnissen entwickelt. Dass viele die Umwelt 
vergiften und nicht abfallfrei funktionieren, hat 
auch gesellschaftliche Ursachen.“ (Broschüre: Zur 
Abfallwirtschaft. Hrsg. PV der DKP August 1988, 

S. 20) 

Auch für das Verständnis der Ursachen des künst¬ 
lich forcierten Klimawandels der Gegenwart gilt 
noch immer die folgende Grunderkenntnis des 
Marxismus: „Die kapitalistische Produktion ent¬ 
wickelt die Technik ..., indem sie zugleich die 
Springquellen alles Reichtums untergräbt: die 
Erde und den Arbeiter (K. Marx: Kapital Band 
I, S. 529/530) 

Daraus folgt dann auch für die Ökologie- und Kli¬ 
mapolitik der DKP, dass 

Erstens: Umweltpolitische Fortschritte gegen die 
Profitinteressen der Konzerne und deren politi¬ 
schen Sachwalter erkämpft werden müssen. 
Zweitens: Bereits unter kapitalistischen Verhält¬ 
nissen Bedingungen erkämpft werden müssen, bei 
denen die grundsätzlichen Interessen der Men¬ 
schen an einer nicht bedrohlichen Klimasituation, 
an sauberer Luft, sauberem Wasser, sauberer und 
gesunder Nahrung garantiert werden. 

Drittens: Dies muss sowohl durch nationale wie 
auch internationale Bewegungen und Aktionen 
erkämpft werden. Zur Sicherung der Lebens¬ 
grundlagen der Menschheit müssen in der gan¬ 
zen Welt Maßnahmen gegen Um weit Vergiftung, 
Rohstoffvergeudung, Luftverschmutzung, Zer¬ 
störung der atmosphärischen Schutzhülle unse¬ 
res Planeten oder deren künstliche Aufheizung 
durchgesetzt werden. 


Viertens: Dazu müssen sowohl die derzeitigen po¬ 
litischen Machtverhältnisse wie auch die kapita¬ 
listischen Eigentumsverhältnisse bekämpft und 
Schritt für Schritt überwunden werden. Eine öko¬ 
logische Revolution bedarf der politischen und 
ökonomischen Umwälzung; bedarf einer gesell¬ 
schaftlichen Planung und gesellschaftlich verant¬ 
worteter Nutzung der natürlichen Ressourcen und 
deren Schutzes. 

Mit einem Wort: sie bedarf der Einordnung in eine 
antimonopolistische politische Strategie des „He¬ 
rankommens zum Sozialismus“. 

Neue Dimension der 
Umweltproblematik 

Die im Kapitalismus generell neue Dimensiona- 
lität der Umweltproblematik unterscheidet sich 
laut einer schon 1977 in der DDR erschienen Stu¬ 
die „Umweltprobleme und staatsmonopolitischer 
Kapitalismus (IPW-Forschungshefte 1/1977) in 
mehrfacher Hinsicht qualitativ von der Art sorg¬ 
losen und unbedachten Umgangs mit der Natur, 
die im eingangs erwähnten Engels 4 -Zitat zum 
Ausdruck kommt.: 

1. Der Stoffwechselprozess zwischen Gesellschaft 
und Natur hat quantitativ und qualitativ bisher 
nicht gekannte Dimensionen und Intensität an¬ 
genommen. 

2. Alle Teile der Erde sind praktisch in die Tätig¬ 
keit des Menschen einbezogen worden. 

3. Der Zeitpunkt ist nicht mehr fern, da sämtliche 
reproduzierbaren Ressourcen nahezu vollständig 
durch den Menschen genutzt werden. 

4. Obwohl die nicht reproduzierbaren Ressour¬ 
cen nach wie vor bedeutend sind, muss dennoch 
ihre relative Begrenztheit in Rechnung gestellt 
werden, zumal ihre Inanspruchnahme seit den 
50er Jahren des vergangenen Jahrhundert schnell 
wächst. Daran ändern auch nichts die durch die 
wissenschaftlich-technische Revolution geschaf¬ 
fenen neuen technologischen Möglichkeiten neue 
Materialien und Energieträger zu schaffen. 

5. Die Belastung der Umwelt durch teilweise nur 
sehr langsam oder auch gar nicht abbaubare Ab¬ 
produkte erreicht neue Qualitäten, die besorgnis¬ 
erregende Folgen für das ökologische Gleichge¬ 
wicht haben. 

6. Die Umgestaltung der natürlichen Umwelt 
durch Abholzung von Wäldern, Urbarmachung 
von Feuchtgebieten, Trockenlegung von Sümp¬ 
fen und Mooren, durch Städte- und Straßenbau 
hat Größenordnungen erreicht die die natürlichen 
Umweltveränderungen deutlich übersteigen. 

7. Der (gestörte) Stoffwechsel zwischen Mensch 
und Natur schafft eine neue Form von Problemen 
globalen Charakters. 

8. Mit den begonnenen und von der kapitalisti¬ 
schen Produktionsweise verursachten Klima-Ver¬ 
änderungen bekommen diese globalen Probleme 
den Charakter einer lebensgefährdenden Katas¬ 
trophe für Millionen Menschen. 

Dies wurde - mit Ausnahme von Punkt 8 - bereits 
1977 von DDR-Forschern so festgestellt. Und die¬ 
se Aussagen haben sich erhärtet und die dem zu¬ 
grunde liegende Fakten haben sich verschlimmert. 

Zusätzliche Front des Klassenkampfes 

Seit 1977 hat sich die Gefährdung der Mensch¬ 
heit durch den Raubbau an der Natur, deren Ver¬ 
schmutzung - besonders der Luft durch die klima¬ 
verändernden Schadstoffe - so stark verschärft, 
dass sich die Warnung von 1977 völlig bewahrhei¬ 
tet hat: 

Alle diese regionalen oder auch globalen Um¬ 
weltprobleme sind eng mit den ökonomischen 
und sozialen Widersprüchen des Kapitalismus der 
Gegenwart verbunden. „Der Kampf um ihre Lö¬ 
sung stellt eine neue, zusätzliche Front des Klas¬ 
senkampfes dar und ist auf mehrfache Weise eng 
mit dem revolutionären Weltprozess verflochten. 
...Die Systemeigenschaften des Kapitalismus er¬ 
weisen sich als ein schwerwiegendes Hemmnis für 
die Bewältigung der Probleme und Widersprüche 
zwischen Natur und Gesellschaft. Denn Gefahren 
für die Umwelt erwachsen nicht schlechthin aus 
der Intensivierung des Stoffwechsels zwischen Na¬ 
tur und Gesellschaft, sondern aus seiner spezifisch 
kapitalistischen Form der Unterordnung der Na¬ 
turaneignung unter die Zwänge der Kapitalver¬ 
wertung, des Raubbaus and der Natur und ihren 
Reichtümern sowie der Unfähigkeit des Kapita¬ 
lismus, die Umweltprobleme und Widersprüche 
zwischen Natur und Gesellschaft auf eine dem ge¬ 
genwärtigen Niveau und der Qualität des Stoff¬ 
wechselprozesses entsprechende Art und Weise zu 
lösen, die zugleich die Interessen künftiger Gene¬ 
rationen in Rechnung stellt.“ (IPW-Forschungsheft 
1/77, S. 8f.) 

Es ist die kapitalistische Produktions-, Austausch¬ 
und Lebensweise, die systematisch und gesetzmä¬ 


ßig gegen den von Karl Marx formulierten ökolo¬ 
gischen Imperativ verstößt, der da lautet: „Selbst 
eine ganze Gesellschaft, eine Nation, ja alle gleich¬ 
zeitigen Gesellschaften zusammengenommen, 
sind nicht Eigentümer der Erde. Sie sind nur ihre 
Besitzer, ihre Nutznießer, und haben sie als boni 
patres familias (gute Familienväter) den nachfol¬ 
genden Generationen verbessert zu hinterlassen.“ 
(Karl Marx, Das Kapital, Band III, MEW Bd. 25, 
S. 784) 

Der Raubbau an der Natur, die Verschmutzung 
der Weltmeere und die Verschlechterung des Zu¬ 
standes der Atmosphäre können angesichts der 
wachsenden weltwirtschaftlichen Verflechtung, ih¬ 
rer Auswirkungen auf das Leben der Menschen 
anderer Länder und Kontinente und der Verant¬ 
wortung gegenüber den kommenden Generatio¬ 
nen keinem Kommunisten, keiner Kommunistin 
gleichgültig sein. 

Umweltprobleme haben insofern globalen Cha¬ 
rakter, als sich Umweltschäden vielfach nicht ter¬ 
ritorial begrenzen lassen, ihre Lösungen verlangen 
vielmehr gemeinsame Anstrengungen aller Völker 
und - unter kapitalistischen Verhältnissen - in¬ 
ternationale Zusammenarbeit von Staaten unter¬ 
schiedlicher Gesellschaftsordnung auf der Grund¬ 
lage der friedlichen Koexistenz. 

„Von der Bewältigung der Umweltprobleme 
hängt daher die weitere Entwicklung aller Völker 
und der gesamten Menschheit ab.“ (IPW, a. a. O., 
S. 9) 

Dramatische Verschlechterung 
der Öko-Bilanz 

Dies wurde fast alles - wie gesagt - geschrieben 
lange vor dem Kollaps des realen Sozialismus 
in Europa und der UdSSR. Die Ökologie- und 
Klimabilanz hat sich seitdem dramatisch ver¬ 
schlechtert. 

Allein mit dem Verbrauch von Energieträgern wie 
Erdöl in Motoren und Heizungen werden zur Zeit 
allein mehr als 25 Milliarden Tonnen Kohlendi¬ 
oxid (C0 2 ) jährlich in die Atmosphäre ausgesto¬ 
ßen. 

Dies hat eine lange Vorgeschichte, die eng mit der 
industriellen Nutzung der fossilen, nicht-regene¬ 
rativen Brennstoffe verbunden ist. 

Prof. Schellnhuber schrieb dazu: „Als im 18. Jahr¬ 
hundert die Wälder Europas kahlgeschlagen wa¬ 
ren, suchte man verzweifelt nach einer neuen 
Energiequelle für die abendländische Zivilisa¬ 
tion. Die Lösung hieß Kohle, welche im Verein 
mit bahnbrechenden technischen Neuerungen 
die moderne Gesellschaft mit ihrem beispiello¬ 
sen Wohlstand hervorbrachte. Einen zusätzlichen 
Entwicklungsschub lieferte die Erschließung gi¬ 
gantischer Erdölreservoire nach dem 2. Weltkrieg, 
wodurch die Globalisierung mit ihrem weltweiten 
Transport von Personen und Gütern überhaupt 
erst möglich wurde. 

Fossile Brennstoffe, die sich über viele Millionen 
Jahre im Schoße der Erde gebildet haben, stellen 
also den Lebenssaft der Industriegesellschaft dar. 
Als die OPEC-Länder in den 70er-Jahren des letz¬ 
ten Jahrhunderts wegen des Nahostkonflikts die 
großen Ölkrisen heraufbeschworen, stotterte der 
Motor der Weltwirtschaft. Die Sorge um die künf¬ 
tige Verfügbarkeit von Kohle, Erdgas und Erdöl 
wurde daraufhin zum überragenden politischen 
Thema. Auch heute ist diese Sorge keinesfalls 
gegenstandslos, denn die politischen Kontrollen 
über die fossilen Energieressourcen sind höchst 
ungleich verteilt, und die konventionellen Lager¬ 
stätten werden in spätestens 200 Jahren vollkom¬ 
men erschöpft sein.“ (H.J. Schellnhuber: Nicht das 
Klima spielt verrückt, sondern der Mensch, a. a. O.) 

Einseitige Energiepolitik 

Diese einseitige Orientierung auf fossile Ener¬ 
gieträger führt wie Fidel Castro vor einem Jahr 
in einem Grundsatzartikel zur globalen Klima¬ 
situation ausführte, zu einem Zustand, den sich 
vor 30 Jahren noch niemand so richtig vorstellen 
konnte. „Die Idee der Erderwärmung als Damok¬ 
lesschwert, das über dem Weiterbestehen unserer 
Gattung hängt, war vor kaum 30 Jahren für die 
riesige Mehrheit der Erdbevölkerung nicht einmal 
bekannt; selbst heute ist noch sehr große Ignoranz 
und Verwirrung über diese Themen vorhanden. 
Wenn man die Sprecher der Transnationalen und 
ihrer Medien hört, dann leben wir in der besten 
der Welten: eine vom Markt beherrschte Wirt¬ 
schaft, mehr transnationales Kapital, mehr hoch 
entwickelte Technologie bedeuten ein stetiges 
Wachstum der Produktivität, des BIP, des Lebens¬ 
niveaus und aller Träume der Welt für die mensch¬ 
liche Gattung. Der Staat soll bei nichts eingreifen, 
er sollte sogar besser nicht vorhanden sein, ausge¬ 
nommen als Instrument des großen Finanzkapi¬ 
tals.“ (Fidel Castro. Granma 8.5.2007) 
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„Kinder ohne Eltern“ 


Der Komponist und 
seine Gehilfen 


A uf Elfriede Brünings Lesereise 
zum 103. Geburtstag war das erst 
im Oktober eröffnete Berliner 
Marx-Engels Zentrum nur eine - schon 
mit Bedacht gewählte - Station. Die Mo¬ 
deratorin Sabine Kebir, Ko-Autorin des 
Porträtfilms „Und außerdem werde ich 
hundert“ (2010), begleitete sie. 

Um in der Spielhagenstraße von Char- 
lottenburg-Wilmersdorf marxistische 
Schulungsarbeit zu beleben, gehört 
die letzte lebende Zeitzeugin aus dem 
„Bund proletarisch-revolutionärer 
Schriftsteller“ zur ersten Wahl, so fit wie 
sie ist. Sozialisiert in einfachen Verhält¬ 
nissen im Prenzlauer Berg, begann sie 
schon 1926 mit ersten Berlin-Reporta¬ 
gen und als junges KPD-Mitglied für 
Arbeiterinnen einen autobiografisch 
geprägten Roman zu schreiben. 1935 
verhaftet, kam sie aus den Fängen der 
Gestapo wieder frei. 

Mit berufstätigen Frauen in der jun¬ 
gen DDR diskutierte sie in Foren vor 
allem Fragen der Gleichberechtigung, 
der schwierigen Vereinbarkeit von Ar¬ 
beit, Partnerschaft und Familie, und ge¬ 
wann sie so allmählich auch als Leserin¬ 
nen. 1967 veröffentlichte Elfriede Brü¬ 
ning beim Mitteldeutschen Verlag Halle 
den einzigen in der DDR erschienenen 
Reportagenband über sozial auffällige 
Eltern und Jugendliche, über Probleme 
der Jugendstrafjustiz, der Jugendwerk- 
höfe und der Heimerziehung für Kinder, 
die zeitweise in Obhut kamen. Im 1992 
„nachgeschobenen“ Zeitthemen-Band 
„Kinder im Kreidekreis“ untersuch¬ 
te sie dann behutsam, was dran ist am 
West-Vorwurf über politisch motivierte 
Zwangsadoptionen in der DDR bei ge¬ 
richtlich verfolgter Republikflucht der 
Eltern. 

Die Reportagen bieten eine aussage¬ 
kräftige Auswahl an Einzelfällen auf der 
ganzen Breite der Felder von Jugend¬ 
hilfe, inbegriffen fachliche Dialoge zur 


Elfriede Brüning las Sozialisationsreports aus der DDR 


Erläuterung und Wertung. Ob Sorgebe¬ 
rechtigte 1961 auf dem endgültigen Trip 
gen Westen ihre Kinder allein zurück¬ 
ließen, mitunter ohne Aufsicht; ob ille¬ 
gal ausreisende Mütter „Fluchthelfer“- 
Anweisungen befolgten und ihre ver¬ 
steckten Kinder mit Beruhigungsmitteln 
schädigten oder ob die Jugendhilfe bei 
Beziehungsabbrüchen in Familien ein- 
schreiten musste, um den gesetzlichen 
Erziehungsanspruch von unterversorg¬ 
ten, manchmal auch psychisch kranken 
Minderjährigen durchzusetzen - die en¬ 
gagierte Autorin appelliert permanent, 
ob ausgesprochen oder unausgespro¬ 
chen: Die Verantwortung für dein Kind, 
junge Mutter, junger Vater, nimmt dir 
letztlich niemand ab. 

Doch im Interesse des Kindeswohls ist 
jede Gesellschaft dazu verpflichtet, man¬ 
ches zu korrigieren, nötigenfalls durch 
zeitweiliges Herausnehmen aus dem 
häuslichen Milieu und Vermittlung in 
Gemeinschaftsunterbringung oder in 
Pflegschaften. Auch nach dem 1991 in 
der Bundesrepublik eingeführten Kin¬ 
der- und Jugendhilfegesetz sind die Min- 
dest-Existenzbedingungen festgeschrie¬ 
ben, unter denen die Heranwachsenden 
befähigt werden sollen, ihr Leben zu 
bewältigen. Jeder junge Mensch hat ein 
Recht auf Förderung seiner Entwick¬ 
lung, ebenso auf Erziehung zu einer ge¬ 
meinschaftsfähigen und allseitigen Per¬ 
sönlichkeit. 

Zehn Jahre früher als die in den 70er 
Jahren im Westen einsetzende Reform¬ 
bewegung hatte die DDR 1965 ihre gel¬ 
tenden Regelungen - seit 1947 in der 
SBZ bzw. seit 1952 in der Republik - zu 
einem Verordnungswerk zusammenge¬ 
fasst und dabei sozialpädagogisch mo¬ 
dernisiert. Flankierend dazu trat 1966 
das neue Familiengesetzbuch der DDR 
in Kraft. In ihm hat das Wohl des Kin¬ 
des als gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
Vorrang vor den Elternrechten. Mit der 


Gleichberechtigung der Frau inner- und 
außerhalb der Familie, einer allgemei¬ 
nen Berufstätigkeit von Männern und 
Frauen wurde die Grundnorm und öko¬ 
nomische Basis des elterlichen Erzie¬ 
hungsrechts festgelegt. Im Zusammen¬ 
wirken mit Kinderkrippe, Kindergarten, 
mit Schule und Hort, aber auch mit Nor¬ 
mal-, Spezial- und Sonderheimen der Ju¬ 
gendhilfe sollten u.a. die sozialistische 
Einstellung zum Leben und zur Arbeit, 
zur Achtung vor den arbeitenden Men¬ 
schen, zur Einhaltung der Regeln des 
sozialistischen Zusammenlebens geför¬ 
dert werden. Zugleich wurden die letz¬ 
ten noch geltenden familienrechtlichen 
Bestimmungen aus dem alten Reichsju¬ 
gendwohlfahrtsgesetz außer Kraft ge¬ 
setzt. 

Die Jugendhilfe-Praxis zur an sich be¬ 
grüßenswerten Beziehung - „ein Bein 
in der sozialen Daseinsvorsorge, das an¬ 
dere Bein aber in der Erziehung und 
Bildung“, wie es fortschrittliche Prak¬ 
tiker fordernd in und für Westdeutsch¬ 
land formulierten - verlief auch in der 
sozialistischen Gesellschaft nicht kon¬ 
fliktlos. Wie die zu jenem Zeitpunkt er¬ 
scheinenden Reportagen von Elfriede 
Brüning thematisierten das sehr viel 
später DEFA-Spielfilme wie „Sabine 
Wulff“ (Regie Erwin Stranka, 1978) um 
eine Wiedereingliederung aus dem Ju¬ 
gendwerkhof oder „Bürgschaft für ein 
Jahr“ (Regie Hermann Zschoche, 1981, 
Silberner Bär 1982) um die einstweili¬ 
ge Verfügung eines gesellschaftlichen 
Jugendhilfeausschusses. Einer alko¬ 
holkranken Mutter wird das Sorgerecht 
für ihre beiden Kinder entzogen mit der 
Folge einer Heimeinweisung und einer 
Adoptionsfreigabe. In der DDR wurde 
nie ein Hehl daraus gemacht, dass das 
Aufwachsen in der eigenen, unter Um¬ 
ständen in einer pflege- und evtl, später 
auch adoptionswilligen fremden Familie 
allemal günstiger ist als Heimerziehung, 


auch wenn diese mit allseitiger Schul- 
bzw. Berufsausbildung einherging. 

Das Mainstream-Thema eines politisch 
motivierten Kindesentzugs beschäf¬ 
tigte Elfriede Brüning 1991. In Fällen 
von „Transitwegemissbrauch“ oder von 
Grenzverletzungen, bei denen Kinder 
unwägbaren Gefährdungen ausgesetzt 
waren, trug das abgesprochene Erzie¬ 
hungsrecht für inhaftierte und später 
„abgeschobene“ Väter bzw. Mütter zu¬ 
sätzlichen Sanktionscharakter. Laut Ei¬ 
nigungsvertrag waren 1 395 Kinder seit 
1965 zu ihren Eltern in die Bundesrepu¬ 
blik ausgereist. Wer in der DDR anonym 
in neues familiäres Klima vermittelt und 
später von den wahlverwandten Eltern 
an Kindes Statt angenommen worden 
war, dem konnte es jetzt aufgrund ei¬ 
nes aufgehobenen Adoptionsbeschlus¬ 
ses passieren, als fremdes „Kind“ bei 
der fremden leiblichen Mutter in West¬ 
deutschland einzuziehen - ohne sich de¬ 
ren Zuwendung sicher zu sein. Elfrie¬ 
de Brüning in dieser Zeit ablaufender 
Fristen: „Dass viele von ihnen, die in¬ 
zwischen erwachsen sind, gar keine Än¬ 
derung mehr wünschen, steht auf einem 
anderen Blatt.“ Hilmar Franz 
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ln der Schlinge 

Ridley Scotts postzivilisatorischer Mafiafilm „The Counselor“ 


Es ist weiß. Nahezu unschuldig weiß. 
Ein schönes Paar liebt sich unter ei¬ 
nem weißen Laken. Langsam, genie¬ 
ßerisch. Die Kamera verzichtet auf 
jede Zudringlichkeit. Der Blick auf 
die Bewegungen im Gesicht der Frau 
reicht aus. Diese fast keusche Anmut 
wird in einem Berg von Unrat versin¬ 
ken. 

Die Welt, in welcher der - namenlo¬ 
se - Counselor (Michael Fassbender), 
eine Mischung aus Anwalt und Bera¬ 
ter, sich bewegt, ist nicht ganz so sauber 
wie seine Bettlaken. Dafür allerdings 
umso teurer. Der Warenfetischismus 
des kostspieligen Bling-Bling, das phy¬ 
sisch recht ausdruckstarke weibliche 
Interieur, die zur Schau getragene Läs¬ 
sigkeit lassen ihn nicht unbeeindruckt. 
Die Liga der bösen Mädchen und ge¬ 
fährlichen Jungs, in der er, zumindest 
was das Geld angeht, doch auch so gern 
mitspielen möchte. Ein 3,7-Karäter für 
seine Laura (Penelope Cruz), das muss 
es schon sein. 

Wie meistens in solchen Fällen, decken 
sich die neuentdeckten Ansprüche 
nicht so ganz mit dem eigenen Einkom¬ 
men. Ein Zubrot muss her. Einmalig, 
klar. Ein profitables Investment („300 
Prozent ...“). Das Investment ist ein 
Drogendeal. 

Rollen 20 Millionen Dollar über die 
Straße kommt es leicht zu widersprüch¬ 
liche Interessen. Der Drogen-Lkw wird 
gestohlen, zurück“erobert“. Eine Men¬ 
ge Tote liegen auf den Straßen. Eini¬ 
ge erschossen. Einer ohne Kopf. Dum¬ 
merweise ein Mandant des Counselors. 
Plötzlich gehen die guten Freunde, die 
den Deal eingefädelt hatten, spürbar 
auf Distanz. Wenn dem Drogenkartell 
20 Millionen abhanden kommen hört 
die Freundschaft erkennbar auf. Wäh¬ 
rend der sonst so entspannte Westray 
(Brad Pitt) nun auf einmal seine Fä¬ 
higkeit betont, plötzlich verschwinden 
zu können, scheinen der parvenühaft¬ 


protzige Reiner (Javier Bardem) und 
mehr noch die dunkel-gefährliche Mal- 
kina (Cameron Diaz) ihre ganz eigenen 
Interessen zu verfolgen. 

Pünktlich 2001 hatte Ridley Scott, mit 
dem nicht minder einschlägig bekann¬ 
ten Produzenten Jerry Bruckheimer, 
einen Propagandafilm der besonderen 
Art hergestellt. Die Army unterstützte 
den Film „Black Hawk Down“, bei dem 
es um den gescheiterten US-Überfall in 
Mogadischu 1993 ging, ganz selbstlos 
mit Waffen, Hubschraubern und ande¬ 
rem Großgerät sowie zahlreichem Per¬ 
sonal. 

Der Film zelebriert aus der Perspektive 
der als verzweifelt kämpfenden Selbst¬ 
verteidiger verklärten, zurückgeschla¬ 
genen Angreifer das monströse Ab¬ 
schlachten von rund tausend, natürlich 
gesichtslosen, Somaliern. Die Einstim¬ 
mung auf das, was bald kommen sollte. 
Die Bedrohung in „The Counselor“ ist 
ebenfalls anonym. Sie scheint sowohl 
omnipräsent als auch omnipotent. Hier 
gibt es keinen nostalgisch-wehmüti¬ 
gen Paten. Allenfalls die brutal-effizi¬ 
enten Hilfskräfte und Agenten treten 
ins Bild. Es scheint kein Entrinnen zu 
geben. Für niemanden. Nirgendwo. 
„Wenn wir dich haben wollen, kriegen 
wir dich“ - lautet die Botschaft. Und 
was dann kommt, ist nicht sehr schön. 
Scott hält sich dieses Mal mit der von 
ihm gewohnten Darstellung exzessiver, 
ritualisierter Gewalt beinahe noch zu¬ 
rück. Er lässt durch die Erzählungen 
Westrays eine Imagination entstehen, 
was sich, als es dann Laura tatsächlich 
erwischt, wohl abspielen dürfte. Die 
„Beweis-DVD“, dem verzweifelten 
Counselor zuspielt, kann als die unent¬ 
rinnbare wie ultimative Strafe gelten. 
Trotz seines Glamour-Ambientes ver¬ 
breitet der Film eine bedrückend düs¬ 
ter-zynische Grundstimmung. Es gibt 
in dieser Glitzer-Welt nichts als Geld 
und Gewalt. Die eher zurückgenom¬ 


mene, etwas schüchtern-religiöse Lau¬ 
ra ist hier nur Opfer. Alle Zwischen¬ 
menschlichkeit ist auf „das nackte In¬ 
teresse, die gefühllose ,bare Zahlung 4 “ 
reduziert. Alle postsozialistische Fort¬ 
schrittsrhetorik „im eiskalten Wasser 
egoistischer Berechnung ertränkt“. 
Die Liebesbeziehung in den tausch¬ 
wertkonformen Sex aufgelöst. Im „Ge¬ 
schlechtsakt“ Malkinas auf der Wind¬ 
schutzscheibe eines Ferrari grotesk auf 
den Begriff gebracht. Hier ist der Libe¬ 
ralismus, sind die gelobten freien, unre¬ 
gulierten Märkte zu sich selbst gekom¬ 
men. Hier funkt kein Staat dazwischen. 
Hier genau liegt die Zukunft. 

2007, viele wollten den Ausbruch der 
große Krise noch nicht wahrhaben, 
brachten die Coen-Brüder den Film 
„No Country for Old Man“ heraus. 
Auch da ein missglückter Drogendeal. 
Ein lakonisch-brachialer Einzelgänger 
(Javier Bardem) und ein Killer des 
Drogenkartells (Woody Harrelson) 
hinterlassen eine Blutspur im mexi¬ 
kanisch/US-amerikanischen Grenzge¬ 
biet. Die Todeszone Wüste, ein Ort der 
vergeblichen Hoffnung, der Entzivili- 
sierung. Während sich der düstere Pes¬ 
simismus der Coen-Brüder noch auf 
der Ebene der Underdogs entwickelte, 
begibt sich Scott mitten in die Ödness 
der Schicki-Micki-Gesellschaft. Der 
Gewinner. 

„The Act of Killing“ kam vor zwei 
Wochen - leider nur in wenige Kinos. 
Der Dokumentarfilm Josuah Oppen¬ 
heimers zeigt entgegen der ablenken¬ 
den Werbung keinen „Genozid“, son¬ 
dern so etwas wie einen physischen 
Klassenkampf. Besser: Klassenmord. 
Es ging 1965 um die umfassende Aus¬ 
rottung aller Kader der indonesischen 
Arbeiterbewegung, der linken Intel¬ 
lektuellen, der antiimperialistischen 
Kräfte. Rund eine Million wurden als 
Kommunisten umgebracht. Was 1927 
in Shanghai begann, bekam hier natio¬ 


nales Format. Die Botschaft hieß (und 
heißt): „Im Zweifel bringen wir Euch 
alle um!“ Dieses war die „Djakarta“- 
Botschaft in Vietnam/Indochina, in 
Afrika wie auch in Südamerika. Und 
sie hat nur deshalb die atomar-globale 
Ebene nicht erreicht, weil es nach dem 
„Sputnik-Schock“ für die hochdeko¬ 
rierten Killer ausnahmsweise einmal 
selbst bald zu brenzlig wurde. Der 
Film zeigt die Freude und den Stolz der 
hochgeschätzten Mörder. Sie waren die 
Gewinner. Wahrscheinlich wären von 
den Mengeles, Bogers und Mulkas; den 
Höß 4 , den Göths und den Eichmännern 
auch so launige Mordberichte zu be¬ 
kommen gewesen - wenn sie gewon¬ 
nen hätten. 

Der brutale Zynismus mit dem der 
Imperialismus in die Welt trat hat im 
Neoliberalismus seine marktkonforme 
Prägung erhalten. Die neo-neokolonia- 
len Kriege um strategische Ressourcen, 
Gebiete und Verkehrswege sind längst 
zur Alltagsnormalität geworden, die 
tausenden Opfer des ungehemmten, 
staatlichen Menschenschießens keine 
Schlagzeile mehr wert, die Millionen 
Hungernden, Verhungernden nicht 
einmal ein Achselzucken. Der prot- 
zend-obszöne Reichtum verhöhnt das 
grassierende Elend durch seine Lohn- 
und Krawalljournaille als Sozialneider. 
Die „Umwertung aller Werte“ hat die 
Entrechteten und Beleidigten längst zu 
unverschämten Sozialparasiten biologi- 
siert und ihre gierigen Ausbeuter, wenn 
sie denn einige Brosamen von ihrem 
Tisch fallen lassen, zu edlen Wohltä¬ 
tern der Menschheit geliftet. Im Krieg 
verkommen die Menschen. Der Impe¬ 
rialismus führt seine 30-jährigen Kriege 
seit einem Jahrhundert. 

Ridley Scott hat in „Hannibal“ (2001) 
einen Kannibalen zu seinem Star ge¬ 
macht. Omnipräsent und omnipotent 
und daher ebenso metaphorisch. Der 
Film besteht aus einer Aneinanderrei¬ 
hung monströser Scheußlichkeiten. Ein 
phantastisch-prophetischer Film. Der 
„Counselor“ ist ein Schritt weiter. In 
die Wirklichkeit. 

Klaus Wagener 


Zu Entstehung und Edition 
der drei Eisler-Klaviersonaten 

Die neue Hanns-Eisler Gesamtausgabe 
wächst über Jahre im Verlag Breitkopf 
und Härtel. Gestützt auf Zeugnisse aus 
dem Besitz Stephanie Eislers sowie auf 
die Stiftung Archiv der Akademie der 
Künste Berlin veröffentlicht die her¬ 
ausgebende Internationale Hanns Eis¬ 
ler Gesellschaft seit den 90er Jahren 
nach und nach sämtliche erreichbaren 
Kompositionen, Schriften und Brie¬ 
fe des Komponisten. Die darin doku¬ 
mentierten Veränderungen von Eislers 
Hand stellen die historisch-kritischen 
Ausgaben als einen fortschreitenden 
Schaffensprozess dar. In unterschied¬ 
lichen Fassungen des gleichen Werkes 
können so punktuell Eislers ästheti¬ 
sche und zeitgeschichtliche Positionen 
kenntlich werden. An die in der DDR 
1968 begonnene, nicht mehr vollendete 
Ausgabe „Eisler - Gesammelte Werke“ 
des Leipziger VEB Deutscher Verlag 
für Musik knüpft die Edition der neuen 
Gesamtausgabe nicht nur textkritisch, 
sondern auch weitergreifend an. Durch 
neu erschlossene Zugänge u. a. in den 
USA wird 2014 die wissenschaftliche 
Aufbereitung seiner Filmmusiken in 
drei Bänden vorliegen. 

Christoph Keller, Eisler-Interpret und 
Mitherausgeber des vorbereiteten Ban¬ 
des Klaviermusik, sprach am 28. No¬ 
vember vor vollem Saal, als er im Mu¬ 
sik- und Medienwissenschaftlichen 
Institut der Berliner Humboldt-Univer¬ 
sität einen Einblick in die Forschungs¬ 
werkstatt zu den drei Klaviersonaten im 
Oeuvre gab. Diesem in seinem Schaffen 
sekundären Genre wandte sich Hanns 
Eisler mit op. 1 und op. 6 in der ersten 
kompositorischen Durchbruchs- und 
Durchgangsphase 1923-25 zu, erläu¬ 
terte Keller mit liebenswertem Zür¬ 
cher Dialekt. Die dritte Sonate ohne 
Opuszahl entstand hingegen - Eislers 
Bemerkung zu Hans Bunge zufolge - 
zur Vertreibung der Langeweile 1943 
im USA-Exil, da äußere Bedingungen 
politische Musik nicht zuließen. 

1925 beim Wechsel von Wien nach Ber¬ 
lin war das anders. Keller: „Eisler kam 
aus der Schule Arnold Schönbergs, für 
die die Isolierung von der Öffentlichkeit 
beinahe zu einer Voraussetzung für mu¬ 
sikalische Qualität geworden war, und 
er wurde zum Protagonisten einer Be¬ 
wegung, welche diese Isolierung nicht 
einfach rückgängig machen, sondern ra¬ 
dikal durchbrechen wollte. Es handelte 
sich also nicht darum, durch etwelche 
Kompromisse das traditionelle Konzert¬ 
publikum zu gewinnen, sondern Eisler 
ging davon aus, dass die moderne Musik 
ebenso in den letzten Zügen liege wie 
die bürgerliche Gesellschaft und dass 
die Isolation der zeitgenössischen Mu¬ 
sik nur durchbrochen werden könne, in¬ 
dem diese sich am Aufbau einer neuen, 
sozialistischen Gesellschaft beteilige.“ 
Seinen kritischen Werk- und Revisions¬ 
bericht erläuterte Christoph Keller auch 
am Klavier - anhand von fortschreiten¬ 
den Auszügen aus Autographen, aus 
willkürlich verändernden Autorkorrek¬ 
turen in Vorstufen früherer Druckle¬ 
gung und bisher nicht immer eindeuti¬ 
gen Noteneditionen. Opus 1 ist nicht nur 
dem protegierenden Lehrer Schönberg 
gewidmet, sondern folgt dessen früher, 
nicht zwölftöniger Kompositionsme¬ 
thode in handwerklich-ästhetischer wie 
auch in klanggestischer Hinsicht. Dem¬ 
gegenüber sei Opus 6 ein Werk, in dem 
sich Schönbergs inzwischen kreierte 
Reihentechnik und die von ihr abstam¬ 
mende klassische Variationentechnik 
„berühren“. Eislers widersprüchliche 
Eingriffe, die Schönbergs Technik von 
der musikalischen Expression trennen, 
deutete Keller als einen härteren, ver¬ 
gröbernden Wechsel aus der „Neuen 
Wiener Schule“ zu einem Bartok-ähnli- 
chen Stil ä la barbaro hin. Diese Schaf¬ 
fens-Metamorphose wird editionstech¬ 
nisch dokumentiert. In der 3. Sonate, so 
urteilt Christoph Keller, „kommen die 
verschiedenartigen musikalischen Er¬ 
fahrungen des Schönberg-Schülers und 
Brecht-Vertoners Eisler zu einer Syn¬ 
these; in diesem Sinne ist sie sein eigen¬ 
ständigstes und wohl auch bedeutends¬ 
tes Klavierwerk“. H.F. 
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EU-Wahl 


unsere zeit m 


Anregungen für die Bearbeitung des 
Entwurfs zum Wahlprogramm 

Von Willi Gerns 


N achdem ich mich gründlich 
mit dem Entwurf befasst habe, 
möchte ich dazu meine Meinung 
äußern. 

Erstens. Den Aussagen zum imperia¬ 
listischen Charakter und zum Klassen¬ 
wesen der jetzigen Europäischen Uni¬ 
on sowie zur Dominanz des deutschen 
Imperialismus in der EU stimme ich 
ebenso voll und ganz zu wie den Dar¬ 
legungen zu unseren grundsätzlichen 
antimonopolistischen, auf das Ziel ei¬ 
nes sozialistischen Europas gerichteten 
Alternativen Das gilt auch für die Aus¬ 
einandersetzung mit der reaktionären 
Politik der EU auf den verschiedenen 
Politikfeldern. 

Zweitens. Meine Einwände und An¬ 
regungen zur Überarbeitung des Ent¬ 
wurfs betreffen a) den Umfang des 
Entwurfs und im Zusammenhang da¬ 
mit die Ausführlichkeit der Behand¬ 
lung aller möglichen Politikfelder so¬ 
wie b) das Fehlen ganz konkreter For¬ 
derungen für die wir hier und heute in 
der EU-Wahl-Kampagne und darüber 
hinaus mit der Arbeiterklasse und als 
Teil der demokratischen Bewegungen 
kämpfen wollen. Die Forderungen im 
Entwurf sind meiner Ansicht nach zu 
allgemein und setzen keine Schwer¬ 
punkte. 

Was den Umfang des Entwurfs und 
die Ausführlichkeit der Behandlung 
aller möglichen Politikfelder betrifft, 
so müsste meiner Meinung nach dar¬ 
über nachgedacht werden, ob dies der 
tatsächlichen Bedeutung der Wahlen 
zum EU-Parlament entspricht. Es geht 
ja nicht um die Wahl der wirklich ent¬ 
scheidenden Organe der EU. Diese 
entziehen sich ja dem Votum der euro¬ 
päischen Völker. Die Kompetenzen des 
Europäischen Parlaments sind dagegen 
äußerst begrenzt. 

Zugleich erschwert der Umfang des 
Entwurfs die praktische Arbeit mit 


dem Wahlprogramm. Man wird es 
kaum bei den Infoständen als Material 
nutzen können. Ich würde realistischer 
weise sogar davon ausgehen, dass nicht 
wenige unserer Mitglieder ein so langes 
Papier nicht lesen oder nur überfliegen. 
Auch für das Auftreten der Kandida¬ 
tinnen und Kandidaten sehe ich den 
praktischen Nutzen geringer, als wenn 
sie ein kürzeres Papier zur Verfügung 
hätten, das Schwerpunkte setzt. 

Ganz konkrete Forderungen für das 
Hier und Heute halte ich für unver¬ 
zichtbar. Selbst für jene Menschen, die 
wir am Infostand, in Versammlungen 
oder bei Hausbesuchen ansprechen 
und die dabei Sympathien für unsere 
grundsätzlichen Alternativen zeigen, 
dürfte klar sein, dass zwischen den 
Wahlen zum EU-Parlament und die¬ 
sen Alternativen weite Zeiträume lie¬ 
gen. Sie wollen von uns wissen, wofür 
schon heute gekämpft werden soll und 
was bei entsprechender Mobilisierung 
im gemeinsamen Handeln auch eine re¬ 
ale Chance auf Erfolg haben könnte. 
Drittens. Die Quintessenz aus meinen 
Einwänden: Ich würde es begrüßen, 
wenn es gelänge, 

ein wesentlich kürzeres Dokument zu 
erarbeiten. 

Dabei bin ich mir aus jahrzehntelan¬ 
ger Erfahrung als Leiter oder Mitglied 
der Kommissionen des Parteivorstands 
zur Erarbeitung von Programmen oder 
programmatischen Dokumenten unse¬ 
rer Partei bewusst, wie schwierig es ist, 
diesen Vorschlag umzusetzen. Es ist uns 
nie gelungen, im Zuge der Parteidiskus¬ 
sion zur Kürzung des ursprünglichen 
Entwurfs zu kommen. Stattdessen ha¬ 
ben zusätzliche Forderungen immer zu 
Verlängerungen geführt. Ich rate trotz¬ 
dem zu dem vorgeschlagenen Versuch. 
Meiner Meinung nach wird dies aber 
kaum möglich sein, wenn nicht ein neu¬ 
er wesentlich kürzerer Entwurf erar¬ 


beitet und zur Diskussion in der Partei 
gestellt wird. 

Darin könnte eine kurze Darstellung 
der Hoffnungen, die die Menschen mit 
einem vereinten Europa verbunden 
hatten, zum Ausgangspunkt genommen 
werden, der die Realität des Charak¬ 
ters der vom deutschen Imperialismus 
dominierten EU und der gravierends¬ 
ten Beispiele der sozialreaktionäreren, 
antidemokratischen und kriegerischen 
Interventionspolitik durch eine kurze 
Darstellung gegenübergestellt wird. 
Darauf müssten knapp unsere grund¬ 
sätzlichen Alternativen und schließlich 
die zehn, fünfzehn wichtigsten konkre¬ 
ten Forderungen für das Hier und Heu¬ 
te folgen. 

Dabei wird es jetzt und in nächster 
Zeit vor allem um die Verteidigung 
der durch den Kampf der Arbeiter-, 
und demokratischen Bewegungen in 
der Geschichte auf nationaler Ebene 
erreichten Errungenschaften gegen die 
im Interesse des internationalen Mo¬ 
nopolkapitals liegenden reaktionären 
Angriffe der EU gehen müssen. Bei 
Reformforderungen sollten wir darauf 
bedacht sein, auf solche zu verzichten, 
die in nationaler Kompetenz liegende 
Fragen betreffen, um den Eindruck zu 
vermeiden, dass wir die Kompetenzen 
der EU auf Kosten nationaler Zustän¬ 
digkeit erweitern wollten. Unser An¬ 
liegen sollte es sein, nicht nur gegen 
die Erweiterung von EU-Kompeten- 
zen zu kämpfen, sondern auch dafür, 
angemaßte EU-Kompetenzen in nati¬ 
onale Zuständigkeit zurückzuführen. 
Schließlich ist bei aller Beschränktheit 
der Einflussnahme der Arbeiter- und 
demokratischen Bewegungen, bei ent¬ 
sprechender Mobilisierung die Mög¬ 
lichkeit politischer Einwirkung auf der 
nationalen Ebene immer noch eher 
gegeben, als auf der mehr anonymen 
Ebene der EU. 


DKP-Kandidatinnen und -kandidaten 

für die Wahlen zum Europäischen Parlament 

Paul Rodermund, Student...: 
Ich kandidiere, weil... 


ich den Jugendlichen in Deutschland 
zeigen möchte, dass es eine ernsthaf¬ 
te Alternative zum kapitalistischen 
Einheitsbrei gibt - Die DKP. 

Die Politik der EU bekommen ins¬ 
besondere junge Menschen hart zu 
spüren. Während in Spanien und 
Griechenland bereits über die Hälf¬ 
te der Jugendlichen erwerbslos sind, 
greift auch in Deutschland Perspek- 
tivlosigkeit und Zukunftsangst um 
sich. 1,5 Millionen Jugendliche ste¬ 
hen ohne Berufsabschluss da. Pre¬ 
käre Beschäftigungsformen wie 
Leiharbeit, Praktika oder Minijobs 
haben seit der Krise Hochkonjunk¬ 
tur, der unbefristete Arbeitsvertrag 
gehört praktisch der Vergangenheit 
an. Die Politik der EU trifft uns un¬ 
mittelbar, sei es durch massenhafte 
Privatisierungen, die Bolognareform, 
oder den sozialen Kahlschlag durch 
die Troika - sie nütztvor allem den 
deutschen Banken und Konzernen. 
Die dramatische Lage der Jugendli¬ 
chen in Südeuropa wird hierzulande 
gleichzeitig als Druck- und Drohpo¬ 
tential genutzt. Das deutsche Kapi¬ 
tal baut darauf, dass eine Generation 
heran wächst die nie gelernt hat zu 
kämpfen und die aus schierer Angst 
vor weiteren Sparmaßnahmen still 
hält. Wir bauen hingegen darauf, 
dass die steigende Unzufriedenheit 
mehr und mehr zu Solidarität und 
Widerstand gegen die Verursacher 
der Misere führt. Wir rufen die Völ¬ 
ker Europas auf sich zu erheben. 
Als SDAJ unterstützen wir die Kan¬ 
didatur der DKP. 

Wir wollen den Jugendlichen Mut 
machen und ihnen zeigen, dass es 
eine Kraft gibt die konsequent für 
die Interessen aller Lohnabhän¬ 


gigen eintritt. Wer ernsthaft etwas 
gegen Zukunftsangst, Armut und 
Krieg unternehmen will, der sollte 
sich hüten ,mehr Europa zu wagen 4 . 
Die EU, mit ihren festgeschriebe¬ 
nen marktwirtschaftlichen Freihei¬ 



ten bietet uns in keiner Spielart eine 
Perspektive. Wir stehen für einen 
Bruch mit der Festung Europa, der 
europäischen Krisenpolitik und dem 
Europa der Monopole. Wir stehen 
für internationale Solidarität und 
den gemeinsamen Kampf gegen die 
Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen. Unsere Zukunfts¬ 
perspektive ist der Sozialismus. Wer 
den Widerstand gegen die EU und 
das deutsche Kapital stärken möch¬ 
te sollte die DKP unterstützen, auf 
dem Wahlzettel, im Betrieb, auf der 
Straße. 


Kritische Anmerkungen zum EU-Wahlprogramm 

Von Georg Polikeit 


D er zur Diskussion gestellte Ent¬ 
wurf für das Wahlprogramm 
der DKP zur EU-Wahl 2014 
wirft Fragen auf, bei denen es nicht 
nur um einzelne Formulierungen 
geht. 

Es wäre dringend nötig und im Sinne 
innerparteilicher Demokratie gebo¬ 
ten gewesen, das Für und Wider einer 
Eigenkandidatur der DKP in einer 
umfassenden Parteidiskussion gründ¬ 
lich zu erörtern. Das ist nicht gesche¬ 
hen. Was erwarten sich die Befürwor¬ 
ter eigentlich als konkretes politisches 
Ergebnis von dieser Kandidatur? 


Angesicht der weiteren Verschärfung 
der sozialreaktionären und demokra¬ 
tiefeindlichen Politik der Herrschen¬ 
den im Zeichen der Krise und dem be¬ 
absichtigten weiteren Ausbau der Be¬ 
fugnisse er EU-Zentralen gegenüber 
den Mitgliedstaaten wäre es meiner 
Ansicht richtiger gewesen, den Gedan¬ 
ken der Zusammenführung und Bün¬ 
delung der linken und demokratischen 
Kräfte auch in diesem Wahlkampf in 
den Vordergrund zu stellen. Also wie 
bei der zurückliegenden Bundestags¬ 
wahl auch bei der EU-Wahl zur Wahl 
der Linkspartei aufzurufen. Nicht zu¬ 


letzt, um damit auch zur wünschens¬ 
werten Verstärkung der Linksfraktion 
im EU-Parlament als der konsequen¬ 
testen Oppositionskraft in diesem Gre¬ 
mium beizutragen. 

Mein Hauptkritikpunkt an dem vor¬ 
liegenden Entwurf ist, dass er sich im 
Kern auf die Parole „Nein zu dieser 
EU 44 beschränkt. Da wird in ausufern- 
der Breite auf mehr als sieben Seiten 
zwölf Mal in Zwischenüberschriften 
das „Nein zu dieser EU 44 hervorgeho¬ 
ben, um dann auf knappen zwei Seiten 
etwas zu „unseren Antworten - unse¬ 
ren Zielen 44 zu sagen. 

Das ist eine Gewichtung, die sich von 
der DKP-Wahlplattform zur EU- 
Wahl 2009 deutlich unterscheidet. Es 
stimmt nicht, dass der jetzige Entwurf 
„in der Tradition der bisherigen Wahl¬ 
programme 44 der DKP steht, wie Hans 
Peter Brenner im Referat auf der 4. 
PV-Tagung sagte. Und diese Nein- 
Zentrierung wird auch dadurch nicht 
wesentlich gemildert, dass gegenüber 
den Vorentwürfen nun im Titel ein „Ja 
zum Europa der Solidarität und des Wi¬ 
derstands 44 und eine andere Einleitung 
vorangestellt wurden. 

Steckt hinter dieser Gewichtung die 
Überlegung, wir könnten damit an der 
stärker gewordenen Anti-EU-Stim- 
mung in manchen bürgerlichen und 
kleinbürgerlichen Kreisen anknüp¬ 
fen und der „AfD 44 beim „Nein zur 
EU 44 Konkurrenz machen? Dann wäre 
das eine Fehlspekulation. Die Anti- 
EU-Stimmung derjenigen, die den 
rechtspopulistischen Demagogen auf 
den Leim gehen, ist mit ausländerfeind¬ 
lichen und rassistischen Ressentiments 
vermengt. Das lässt sich nicht einfach 
„nach links umlenken 44 
Welche Vorstellungen für eine alter¬ 
native Politik zur heutigen EU werden 
in dem Text entwickelt? Auf den knap¬ 
pen zwei Seiten dazu heißt es: „Eine 


soziale, ökologische und demokratische 
Umgestaltung in Europa setzt einen re¬ 
volutionären Bruch mit den kapitalisti¬ 
schen Fundamenten der EU und einen 
Bruch mit den bisherigen Machtstruk¬ 
turen des Groß- und Finanzkapitals 
und seiner Machtapparate voraus... 
Ein anderes Europa braucht mit an¬ 
deren Worten als Voraussetzung eine 
antimonopolitische und - in der Per¬ 
spektive - sozialistische Umwälzung 44 . 
Leider steht dies nun aber in nächs¬ 
ter Zeit nicht in Aussicht. Dafür wären 
ganz andere Kräfteverhältnisse nötig. 
Es ist gut, dass nicht die kurzschlüssi¬ 
ge Parole „Raus aus der EU 44 abgelei¬ 
tet worden ist. Die Alternative zur EU 
kann auf keinen Fall eine Rückkehr 
zu den Nationalstaaten sein, wenn da¬ 
mit nicht gleichzeitig eine erhebliche 
Veränderung der inneren Kräfte- und 
Machtverhältnisse nach links verbun¬ 
den ist. 

Offen bleibt in dem Entwurf aber, für 
welche Ziele und Forderungen wir in 
der Zwischenzeit kämpfen, so lange 
Kapitalismus und EU noch fortbeste- 
hen. 

Es stimmt übrigens nicht, dass ein 
„anderes Europa 44 nur nach einer so¬ 
zialistischen Umwälzung entstehen 
kann. Auch im Rahmen eines kapita¬ 
listischen Europa könnten soziale, de¬ 
mokratische, ökologische oder andere 
gesellschaftspolitische Reformforde¬ 
rungen durchgesetzt werden, die die 
Lebensverhältnisse und Kampfbedin¬ 
gungen der arbeitenden Menschen 
verbessern, wenn sich dafür die erfor¬ 
derlichen Kräfteverhältnisse herausbil¬ 
den. Die Durchsetzung solcher Forde¬ 
rungen und Reformen im Sinne realer 
sozialer und demokratischer Fortschrit¬ 
te könnte im Unterschied zur heuti¬ 
gen EU sehr wohl zu einem stärker 
sozial und ökologisch ausgerichteten, 
friedensorientierten „anderen Euro¬ 


pa 44 führen, auch wenn die Fundamen¬ 
te des kapitalistischen Systems damit 
noch nicht überwunden sind. Nach al¬ 
len Erfahrungen werden sich aber erst 
in Kämpfen um solche Forderungen für 
soziale und demokratische Fortschritte 
die Bewegungen und Kräfte herausbil¬ 
den, die dann auch für weitergehende 
Ziele wirksam werden können. 

Wieso verzichten wir darauf, den Auf¬ 
ruf zu einem „Europa der Solidari¬ 
tät und des Widerstands 44 mit solchen 
konkreten sozialpolitischen und demo¬ 
kratischen Forderungen zu verbinden? 
Zum Beispiel der Forderung nach ei¬ 
nem EU-weiten gesetzlichen Mindest¬ 
lohn. Oder nach Einführung einer EU¬ 
weit verbindlichen „Jugendgarantie 44 
wonach die Staaten verpflichtet sind, 
jedem arbeitslosen Jugendlichen in¬ 
nerhalb von drei Monaten einen Ar¬ 
beitsplatz zu garantieren. Oder der 
Forderung nach dem Rückzug aller 
Truppen aus EU-Auslandseinsätzen 
und die Auflösung der EU-Militär- 
strukturen. 

Der Wahlprogrammentwurf lässt sol¬ 
che in den Gewerkschaften und EU¬ 
kritischen Bewegungen schon ent¬ 
wickelte Forderungen links liegen. 
Stattdessen wird offenbar Wert darauf 
gelegt, vor allem das zu betonen, wor¬ 
in sich die DKP von allen anderen lin¬ 
ken und demokratischen Kräften un¬ 
terscheidet. 

In unserem Parteiprogramm ist die 
Gewichtung anders. Da heißt es: „In 
der vor uns liegenden Etappe kommt 
es darauf an, gesellschaftliche Kräfte 
weit über die Linke hinaus (!) im Wi¬ 
derstand gegen die neoliberale Politik 
zu bündeln 44 . Dabei entstehende Alli¬ 
anzen verschiedener sozialer und ge¬ 
sellschaftlicher Kräfte seien die Vor¬ 
aussetzung, damit „die gesellschaftli¬ 
chen Kräfteverhältnisse so verändert 
werden, dass der Kampf um gesell¬ 
schaftliche Alternativen eine reale Per¬ 
spektive bekommt. 44 
Sollte diese strategische Orientierung 
nicht auch für den EU-Wahlkampf gel¬ 
ten? 
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Mordaktionen aus der Luft 

UZ-lnterview mit Jürgen Rose vom Darmstädter Signal zum Kampfeinsatz mit Drohnen 

und dem derzeit laufenden Kundus-Prozess in Bonn 



Jürgen Rose ist im Vorstand des 
Arbeitskreises Darmstädter Signal, 
dem „kritischen Forum für Staats¬ 
bürger in Uniform“, auch Soldaten 
genannt, www.darmstaedter-signal 
de 


UZ: Laut der Studie „ Living under dro- 
nes“ starben zwischen Juni 2004 und 
September 2012 allein in Pakistan zwi¬ 
schen 2500 und 3300 Menschen durch 
Drohnenangriffe ... 


Jürgen Rose: Ja, die Zahlen sind sehr 
hoch. Der Anteil an getöteten Zivilper¬ 
sonen, also Menschen, die gar nichts 
mit Terrorismus oder organisierter Kri¬ 
minalität zu tun haben, wird auf bis zu 
90 Prozent geschätzt. Der springende 
Punkt ist, dass alle diese Mordaktio¬ 
nen - so muss man Drohnenangriffe 
richtigerweise bezeichnen - im Rah¬ 
men eines völkerrechtswidrigen und 
damit illegalen Krieges, des sogenann¬ 
ten „Krieges gegen den Terror“, geführt 
werden. Dahinter steckt nichts anderes 
als die Anmaßung der USA jederzeit 
in jedem beliebigem Land intervenie¬ 
ren zu dürfen; auf jede beliebige Art 
und Weise Menschen zu ermorden, zu 
verschleppen, zu foltern, zu verstüm¬ 
meln. Für diese illegalen Zwecke wer¬ 
den auch Drohnen benutzt. Das macht 
diese Drohneneinsätze - genau wie 
jede andere Art der Gewaltanwen¬ 
dung, ob mit bemannten Kampfflug¬ 
zeugen, mit Marschflugkörpern oder 
mit Spezialeinsatzkommandos - ille¬ 
gal und völlig inakzeptabel. 


„Kollateralschäden sind also - 
egal wie präzise gemordet wird - 
gar nicht zu vermeiden 


UZ: Es wird behauptet Kampfdroh¬ 
nen seien eine sehr präzise Waffe mit 
der sich Kollateralschäden vermeiden 
lassen ... 

Jürgen Rose: Dieser Mythos betrifft 
die so genannten Präzisionswaffen. 
Es ist in der Tat so, dass man mit ih¬ 
nen - egal ob bemannt oder unbe¬ 
mannt - sehr genau treffen kann. Man 
kann sozusagen durchs Fensterkreuz 
schießen. Das Problem besteht aller¬ 
dings nicht in der Präzision, sondern 
in der Detonationswirkung des benutz¬ 
ten Gefechtskopfes. Das heißt: Egal 
wie genau ich treffe, gibt es in einem 
Umkreis von 100,200 oder sogar 1 000 
und mehr Metern - abhängig von der 
Größe des Gefechtskopfes - eine De¬ 
tonationswirkung. Damit gefährde ich 
automatisch und unvermeidlich alle 
Menschen, die sich in diesem Umkreis 
befinden. Kollateralschäden sind also - 
egal wie präzise gemordet wird - gar 
nicht zu vermeiden. 

UZ: Wo liegt der Nutzen für die US- 
Regierung im Einsatz der Kampfdroh¬ 
nen? 

Jürgen Rose: Das Wichtige ist, dass 
die Drohneneinsätze hauptsächlich 
vom US-Geheimdienst CIA geführt 
werden. Dieser und die von ihm aus¬ 
geführten Operationen werden nicht 
demokratisch kontrolliert. Präsident 
Obama, den man getrost als Massen¬ 


mörder bezeichnen kann, wenn nicht 
sogar muss, setzt sich jeden Dienstag 
in seinem „Oval Office“ hin und arbei¬ 
tet die so genannte „Kill-List“ ab, die 
ihm sein Geheimdienst vorgelegt hat. 
Der Präsident entscheidet also höchst¬ 
persönlich, wer ermordet wird durch 
seine Morddrohnen. Dazu gehören 
auch US-Staatsbürger. Diese Drohnen 
werden also benutzt, weil man damit 
Kriegs- und Mordaktionen durchfüh¬ 
ren kann - ohne dass es demokratisch 
kontrolliert werden kann. 

Aus militärischer Sicht liegt ein wei¬ 
terer Vorteil der Drohnen in ihrer un¬ 
glaublich langen Verweildauer in der 
Luft. Dadurch lassen sie sich hervor¬ 
ragend für Langzeitbeobachtungen 
einsetzen. Außerdem werden bei ih¬ 
rem Einsatz keine Piloten gefährdet. 
Hier muss unbedingt angemerkt wer¬ 
den, dass die Drohnen in der Regel nur 
auf dem Gebiet von Staaten eingesetzt 
werden, die über keine effektive Luft¬ 
verteidigung verfügen - oder dort, wo 
die Regierungen der betroffenen Staa¬ 
ten mit den USA kollaborieren. Die 
unbemannten Flugkörper sind nämlich 
extrem empfindlich gegen militärische 
Verteidigungsmaßnahmen. Man kann 
sie im Prinzip sehr leicht abschießen. 


„Es ist extrem wichtig, dass es 
Leute wie Bradley Manning 
und Edward Snowden gibt, 
die Regierungsverbrechen 
auf decken/' 


UZ: Amnesty International hat 
Deutschland in Pakistan Mitschuld am 
Morden mit Drohnen gegeben, weil es 
entsprechende Daten geliefert haben 
soll. Wie läuft die Zusammenarbeit? 

Jürgen Rose: Darüber lässt sich lei¬ 
der nur spekulieren. Es ist aber eini¬ 
ges ans Tageslicht gekommen, was da¬ 
rauf hindeutet, dass von Deutschland 
aus, genauer vom United States Africa 
Command (AFRICOM) in Stuttgart- 
Möhringen, Drohneneinsätze gesteu¬ 
ert werden. Das hieße, dass die Bun¬ 
desregierung an illegalen Mordaktio¬ 
nen beteiligt wäre. Das ist allerdings 
schwer zu beweisen, solange sich US- 
Regierung und Bundesregierung auf 
die militärische Geheimhaltung beru¬ 
fen. Insofern ist es extrem wichtig, dass 
es Leute wie Bradley Manning und 
Edward Snowden gibt, die die ganzen 
Regierungsverbrechen aufdecken und 
benennen. 

UZ: Wie steht es um die Bundeswehr? 

Jürgen Rose: Die Bundeswehr be¬ 
sitzt schon sehr lange Drohnen. Schon 
während des Kalten Krieges wurden 
Drohnen zur Aufklärung eingesetzt. 
Bereits damals entwickelten deutsche 
Rüstungsfirmen unter der Projektbe¬ 
zeichnung „Taifun“ auch Kampfdroh¬ 
nen. Diese sollten sich kamikazeartig 
auf sowjetische Panzerverbände stür¬ 
zen und diese vernichten. Das Projekt 
wurde nach Ende des Kalten Krieges 
abgeblasen. 


Heute setzt die Bundeswehr verschie¬ 
dene Kleindrohnen ein, aus eigener 
Produktion, aber auch größere, von Is¬ 
rael geleaste Drohnen. Über bewaff¬ 
nete Kampfdrohnen verfügt sie noch 
nicht, aber das ist ja zur Zeit im Ge¬ 
spräch. Und wenn man sich die welt¬ 
weite Entwicklung vor Augen führt, 
wo immer mehr Staaten zum Teil schon 
über hunderte verschiedener Droh¬ 
nenarten verfügen, dann ist diese tech¬ 
nische Entwicklung nicht aufzuhalten. 

UZ: Geht es also um ein generelles Ver¬ 
bot von Drohnen? 

Jürgen Rose: Bevor man pauschal jeg¬ 
lichen Einsatz von Drohnen verbieten 
will, muss man sich Gedanken darüber 
machen, ob es nicht auch im zivilen 
Bereich sinnvolle Einsatzmöglichkei¬ 
ten geben kann. Beispiele wären etwa 
Einsätze zur Überwachung von Land¬ 
wirtschaft oder in Küstengebieten. 
Die Drohnentechnologie an sich wird 
nicht mehr aufzuhalten sein. Worum es 
geht, ist, dass bestimmte Verwendun¬ 
gen von Drohnen - insbesondere im 
Zuge von völkerrechtswidrigen mili¬ 
tärischen Aktionen - international ge¬ 
ächtet werden. 

UZ: Wir würden gerne mit Ihnen auch 
noch über den derzeit in Bonn lau¬ 
fenden Kundus-Prozess sprechen. Sie 
unterstützen die Klägerinnen aus Af¬ 
ghanistan, die um Schadensersatzfor¬ 
derungen ringen. Hintergrund ist die 
Bombardierung von zwei durch Tali¬ 
ban gekaperte Tanklastzüge im Jah¬ 
re 2009, bei der mehr als 100 Zivilis¬ 
ten ums Leben kamen. Der deutsche 
Oberst Georg Klein, der den Befehl gab, 
wurde nicht belangt, sondern befördert. 
Die Piloten hatten sich mehrfach verge¬ 
wissert, ob sie tatsächlich bombardieren 
sollen. Wie lässt sich hier noch ernsthaft 
über eine Schuldfrage debattieren? 

Jürgen Rose: Nachdem wir eine gerau¬ 
me Zeit hatten zu analysieren, was in 
dieser Nacht passiert ist, und nachdem 
wir nun eine Menge Fakten kennen, tut 
man sich natürlich leicht ein Urteil zu 
fällen. Das Problem besteht aber darin, 
dass das Gericht untersuchen muss, wie 
die Situation in dieser Nacht war. Da 
ist die Sachlage natürlich sehr schwie¬ 
rig. 

Was konnte man auf den Bildern der 
US-amerikanischen Kampfflugzeuge 
erkennen? Sieht man deutlich, dass 
sich um die beiden Tanklaster militä¬ 
rische Verbände der Aufständischen 
bewegen oder ist es klar erkennbar, 
dass es Zivilisten sind? Wenn man sich 
die Bilder und Umstände heute genau 
anschaut und andere Faktoren einbe¬ 
zieht, wird die Sache natürlich klarer. 
Es war Ramadan, das Leben spiel¬ 
te sich überwiegend in der Nacht ab, 
deshalb waren so viele Zivilisten und 
auch Kinder unterwegs. Benzin war in 
der Gegend Hinzu sehr knapp und es 
wird als wichtiger Kraft- bzw. Heizstoff 
benötigt. Da ist es klar, dass die Bevöl¬ 
kerung die Gelegenheit nutzen wollte, 
um den wertvollen Brennstoff umsonst 
zu bekommen. 


Nun kann man natürlich sagen, dass 
all diese Faktoren auch damals vom 
Oberst Klein hätten durchschaut wer¬ 
den können. Er hätte demnach von der 
Bombardierung der Tanklaster abse- 
hen müssen. Die Frage, die sich dann 
aber stellt: War es Fahrlässigkeit, grobe 
Fahrlässigkeit oder Vorsatz? Ich den¬ 
ke, einen irgendwie gearteten Vorsatz, 
kann man in diesem Fall ausschließen. 
Es geht im Wesentlichen um die Fra¬ 
ge, ob es dem damaligen Oberst Klein 
zuzumuten war, in der Situation zu er¬ 
kennen, dass es sich um Zivilisten und 
nicht um militärische Verbände der 
Aufständischen handelte. Darum dreht 
sich das Verfahren im ersten Schritt. 


„Kriegführen könnte dann durch 
die Flut der Klugen unglaublich 
teuer werden 


UZ: Welche Bedeutung hat das Verfah¬ 
ren? 

Jürgen Rose: Wenn das Gericht ent¬ 
scheidet, dass ein Verschulden des 
Soldaten vorliegt, dann kommt es 


zur Amtshaftung der Bundesrepub¬ 
lik Deutschland. In diesem Fall muss 
die BRD Schadensersatz bezahlen. 
Bisher gilt im internationalen Recht 
allerdings nur die Haftung der Staa¬ 
ten untereinander. Sie sind die völ¬ 
kerrechtlichen Subjekte. Der einzelne 
Bürger, der von einem kriegerischen 
Ereignis betroffen ist, hat bislang kei¬ 
ne Möglichkeit den Staat zu verklagen, 
von dem ihm dieser Schaden zugefügt 
wurde. Wenn nun Staaten gegenüber 
einzelnen zivilen Personen des gegne¬ 
rischen Staates zu Schadensersatz ver¬ 
pflichtet würden, wäre das eine bedeu¬ 
tende Veränderung des internationa¬ 
len Rechts. Kriegführen könnte dann 
durch die Flut der Klagen unglaublich 
teuer werden. Das macht die besonde¬ 
re Relevanz des Prozesses aus. 

Sollte das Landgericht Bonn so ent¬ 
scheiden, hat die Gegenseite allerdings 
schon angedeutet bis zur höchsten Ins¬ 
tanz weiter zu gehen - das wäre der In¬ 
ternationale Gerichtshof in Den Haag. 


Die bisherige Spruchpraxis dort deutet 
jedoch eher darauf hin, dass die Kla¬ 
ge abgewiesen werden wird und man 
weiter darauf beharrt, dass nur Staaten 
untereinander solche Angelegenheiten 
regeln können. 


„Das humanitäre Völkerrecht ist 
kein Kriegsverhinderungsrecht, 
sondern ein Kriegsführungsrecht 


UZ: Gäbe es noch Konsequenzen für 
den heutigen Brigadegeneral Klein, 
wenn festgestellt würde, dass er fahr¬ 
lässig gehandelt habe? 

Jürgen Rose: Nein. Die strafrechtliche 
Schiene ist bereits abgehandelt, da hat 
sogar der Generalbundesanwalt er¬ 
mittelt. Wir erinnern uns, dass der da¬ 
malige Bundesverteidigungsminister 
Guttenberg damals verkündet hat, in 
Afghanistan herrschen kriegerische 
Zustände. Das hat er nicht zuletzt ge¬ 
tan, um den damaligen Oberst Klein 
zu schützen. Völkerrechtlich formuliert 
heißt das nämlich, in Afghanistan fin¬ 
det ein bewaffneter Konflikt statt. Dort 
gelten dann die Regularien des so ge¬ 


nannten humanitären Völkerrechts - 
vulgo Kriegsrecht. Im Kriegsrecht gilt 
das Prinzip, dass derjenige, der militä¬ 
rische Befehle gibt, zwischen militä¬ 
rischem Nutzen und zivilem Schaden 
abzuwägen hat. Dieses Verhältnis darf 
nicht „unverhältnismäßig“ sein. Das 
heißt im Klartext, dass nach dem hu¬ 
manitären Völkerrecht durchaus zivi¬ 
le Schäden in Kauf genommen werden 
dürfen, um einen bestimmten militä¬ 
rischen Nutzen zu erreichen. Hier ist 
deutlich zu erkennen, dass dieses hu¬ 
manitäre Völkerrecht kein Kriegsver¬ 
hinderungsrecht, sondern ein Kriegs¬ 
führungsrecht ist. 

Das Problem ist deshalb nicht der da¬ 
malige Oberst und heutige Brigadege¬ 
neral Klein. Nicht er ist zu belangen, 
sondern diejenigen, die solche Kriege 
zu verantworten haben. 

UZ: Also ist die Empörung über den 
jetzigen Brigadegeneral Klein verkehrt? 

Jürgen Rose: Die ganze Rolle des 
Oberst Klein ist aus meiner Sicht eher 
als tragisch zu bewerten. Sie führt eben 
zu der Schlussfolgerung: Man soll kei¬ 
nen Krieg führen. Immer wenn man 
die Bundeswehr in bewaffnete Kon¬ 
flikte führt - noch dazu mit so bescheu¬ 
erten Begründungen wie in Afghanis¬ 
tan - dann muss man davon ausgehen, 
dass solche Dinge passieren. Clause- 
witz schreibt hierzu von den „Frikti¬ 
onen“ des Krieges. Die Vorstellung, 
man könnte überhaupt einen „regel¬ 
konformen“ Krieg führen, in dem zu 
jeder Zeit das humanitäre Völkerrecht 
etc. eingehalten werden könne, kann 
man nur als naiv bezeichnen. Krieg 
ist ein Zustand, wo Recht weitgehend 
ausgehebelt wird, und wo die Gewalt 
herrscht. Deswegen muss man ihn un¬ 
bedingt vermeiden. 

Die Fragen stellten Mark Hadyniak und Wera Richter 



Die Wracks der Tankzüge: In der Nacht vom 3. auf den 4. September 2009 hatte ein US-amerikanischer Kampfbomber auf 
Anforderung des Bundeswehroffiziers Oberst Georg Klein einen Luftangriff auf zwei von afghanischen Aufständischen 
entführte Tanklaster geflogen. Durch den Abwurf zweier 500-Pfund-Bomben wurden nach NATO-Angaben bis zu 142 
Menschen, größtenteils Zivilisten, darunter auch Kinder, getötet oder verletzt. 



Abschuss einer Drohne der ISAF-Truppen in Afghanistan 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Hubert Reichel 

Herzlichen Dank für die große Anteilnahme an Huberts Tod. Die ehren¬ 
den Worte für Hubert, Trost und Unterstützung für uns, haben gut getan. 

Danke! 

Ria Reichel und Familie 
Bottrop im November 2013 


DKP und SDAJ laden zum ,Cafe K‘ 

im Rahmen der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz (RLK) 
der jungen Welt 

ab 11 Uhr, Urania, 2. Etage; 

An der Urania 17, Ul Wittenbergplatz 

Kaffee & Kuchen, Wein & Sekt, 

Bier & Bratwurst, Suppe & Schrippen 
zur Stärkung, Entspannung und 
zum Wiedersehen & Klönen 
zwischen den Vorträgen der RLK. 


Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Treffen 
von DKP und SDAJ 

19 bis 20 Uhr (zwischen Podiumsdiskussion und Antikriegskonzert 
der RLK) mit 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Paul Rodermund, Vorsitzender der SDAJ 

Gyula Thürmer, Vorsitzender der Ungarischen Arbeiterpartei 

& Arbeiterliedern mit Achim Bigus und Nils & Katha 

Eintritt frei - Gäste sind willkommen! 

Außerdem ab 11 Uhr auf der 2. Etage: 

Ausstellung „Gegen alten Geist und neue Kriege - 
Künstler mischen sich ein!“ 

organisiert von der Gruppe Tendenzen im Rahmen der RLK. 

Achtung: Um in das Cafe K und zum LLL-Treffen zu kommen wird eine 
Eintrittskarte für die Rosa-Luxemburg-Konferenz benötigt: www.rosa- 
luxemburg-konferenz.de Die Kosten liegen zwischen 7 und 23 Euro. 




Roter Weihnachtsmarkt am 
Thälmann-Denkmal 

Samstag, 14.Dezember 
von 14-22 Uhr 

Greifswalder Straße 
Prenzlauer Berg 

Immobilienspekulanten, Bezirks¬ 
politiker und die GEWOBAG planen 
die Zerstörung des Thälmannparks. 
Das Denkmal des von den Faschis¬ 
ten ermordeten KPD-Vorsitzenden 
steht ihnen dabei im Wege. 

Dagegen machen wir mobil! Ob An¬ 
wohner, politische Organisationen 
oder Bürgerinitiativen - alle, die für 
die Erhaltung der Thälmann-Sied¬ 
lung kämpfen, treffen sich hier bei 
Musik, Infoständen und Redebeiträ¬ 
gen zum gegenseitigen Austausch. 
Für warme Speisen und Getränke 
ist gesorgt! 

Thälmann bleibt - Alle bleiben! 
DKP Berlin/SDAJ Berlin 


Die Welt begreifen - organisiert handeln! 

Unter diesem Titel erschien vor einem Jahr die Dokumentation des 
Symposiums „Die Einheit von Politik und Philosophie im Kampf für den 
Kommunismus“, das Hans Heinz Holz gewidmet war. 

Von dieser Schrift mit Beiträgen von Patrik Köbele, H.-P. Brenner, 
Wolfram Triller, Alfred J. Noll, F.-M. Balzer, Domenico Losurdo, Arnold 
Schölzel, Aydin Cubukcu, Isabel Monal und Klaus Steiniger ist noch ein 
Restbestand vorhanden. 

Erhältlich gegen eine Spende bei 

H.-G. Szalkiewicz, Groscurthstraße. 8,13125 Berlin, 

E-Mail: szalkie@gmx.de 
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IBM IMP MV 


Inhaber 

Han£«U&ürg Hullfir 
HauplstraHe 1 
57392 Schmal lenbeng- 
Grtftcfcah 
Hoch Saarland 


TeL: 0Z972-97ÄD-0 
Fast.: 02972-970097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprüspefct 

anf&rrlern 



In unmittelbarer Nahe des Klosters Grafschaft ticgl unser 
Gaslhol, Wie vck Jahrhunderten sorgt auch heute Cer Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, Gutes Esssn, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC. 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorrauro. Im 
Hoielhereh^i beenden sich Ult, SoHnum, New- 
rauchärzimnM und Kamin, Kindirspielraum, Salaltmltet, 
Fruhstückshuflet. Auch SeriDnen-PortiDnen. 

Übemachteng/Frühslilclc 30.- bIs 53,- £ p.P. 

HP 15.50 €(.F. * VP. Z2,- €p,P. 

Kostenlos Sus-mnt! Sahnfshrwi im Säuerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebervsaisonpreise. 

Eta 2i Tägen Aufenthalt firn Jaw iü% TreuerabartL 
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Wir müssen Abschied nehmen von unserem Genossen 

Heinz Biesemeier 

der kurz vor Vollendung des 82. Lebensjahres eine heftige Erkrankung 
nicht mehr bewältigen konnte. 

Mit Heinz verlieren wir einen Genossen, der mit seinem Leben und sei¬ 
nem Kampf, wie so viele seiner Generation, der KPD und der DKP ein 
Gesicht und einen Namen gegeben haben, der auch heute, 23 Jahre 
nach dem Epochenbruch, noch fortwirkt. 

Nach Kindheit und Jugend im Faschismus findet Heinz in den Nach¬ 
kriegsjahren den Weg in die FDJ, um zusammen mit Gleichgesinnten 
ein Land ohne Faschismus, dafür dem Frieden und der Demokratie ver¬ 
pflichtet und mit Arbeit und Ausbildung für alle, aufzubauen. 

Doch schon bald wurde das Neue nur noch in der DDR aufgebaut und 
im Westen wurde gegen Restauration und Remilitarisierung gekämpft. 
Als Gruppenleiter und Mitglied des Landessekretariates der FDJ hat 
Heinz aktiv in diese Auseinandersetzungen eingegriffen. Seit 1951 
Mitglied der KPD, war er politischer Leiter der Betriebsgruppe bei 
Borgward und Mitglied der Kreisleitung in Bremen-Ost. FDJ- und KPD- 
Verbot konnten Heinz nicht in seiner Überzeugung beirren, dass auch in 
der Bundesrepublik eine Wende zu sozialem und demokratischem Fort¬ 
schritt erkämpft und der Weg zum Sozialismus geöffnet werden kann. 
Als 1968 die DKP konstituiert wurde, war er sofort mit dabei und hat 
als Mitglied des Kreisvorstandes in Bremen seinen reichen Erfahrungs¬ 
schatz aus der Arbeit in Betrieb und Gewerkschaft eingebracht. 

Der Betrieb und die Interessenvertretung der Kolleginnen, das war das 
herausragende Kampffeld von Heinz. Ob als Betriebsratsvorsitzender 
oder Arbeitsrichter, in gewerkschaftlichen Gremien, es gibt kaum eine 
Funktion, die er nicht ausgeübt und im Interesse seiner Klasse mit Le¬ 
ben erfüllt hätte. 

Solange seine Gesundheit das erlaubte, hat Heinz am Leben und Kampf 
seiner Partei teilgenommen, seinen Erfahrungsschatz geteilt, für die 
Stärkung der Partei auf der Grundlage ihrer Programmatik vom Kom¬ 
munistischen Manifest bis zum aktuellen Programm der DKP. 

In unserer Erinnerung wirst Du und Dein Kampf weiter leben. 

DKP Bezirk Land Bremen 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Kurt Kirchhoff 

der am 8. Dezember sein 85. Lebensjahr vollendet. 

Wir wünschen Dir, lieber Kurt, noch viele Jahre bei guter Gesundheit 
und voller Lebensfreude. 

Kindheit und Jugend verbrachte Kurt unter den Bedingungen des Nazi¬ 
regimes und die begonnene Lehre als Flugzeugbauer endete in Kriegs¬ 
gefangenschaft und der späteren Notwendigkeit, beruflich ganz neu 
beginnen zu müssen. Eine der Lehren, die Kurt zog, war, sich in der 
Internationale der Kriegsdienstgegner zu organisieren. 

Aktiv für Frieden und Abrüstung zu streiten war und ist der rote Faden in 
Kurts politischer Entwicklung. Über die Bürgeraktion Garlstedter Heide 
und den Kampf gegen den NATO-Raketenbeschluss kam der Kommu¬ 
nist Kurt Kirchhoff dann in die DKP, um seither gemeinsam mit seinen 
Genossinnen und Genossen dafür zu streiten, dass unser Land ein Land 
wird, von dem Frieden ausgeht und der Kapitalismus dann nur noch 
Geschichte ist. 

DKP Bezirk Land Bremen 



Unsere Genossin 


Irma Göhring 

feiert am 6. Dezember ihren 

92. Geburtstag. 


Herzliche Grüße und Gratulation, vor allem zu Deinem mutigen 
Schritt in Dein neues Zuhause in der Hersbrucker Schweiz. 

Eine friedliche Zeit bei guter Gesundheit wünschen Dir 


Annette und Kerstin, Hanne und Hartmut 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte Ferienwohnung 
für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, 
WC). Preis nach Vereinbarung. Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Entschleu n igu ng: 

Ruht & Natur satt Lm Müntz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo Je 2-3 Per», 
ganzjährig kn Kratzebiug-Graimn» 
Havel & Havel,aeen, Boot 0 t Rad. 

InjV wm.lrlawi d« 
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Ferienwohnung in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm 
08144 7200 

anna.boegel@googlemail.com 
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Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Anzeigen zum neuen Jahr 

Grußanzeigen zum neuen Jahr sind eine gute Tradition. Sie erfreuen die 
Leserinnen und Leser und unterstützen gleichzeitig die UZ. Bitte dabei 
folgende Termine beachten: 

Die UZ Nummer 52 erscheint am Freitag, den 27. Dezember. 
Anzeigen dafür müssen Dienstag, 17. Dezember bei uns vorliegen. 

Die erste Nummer der UZ im neuen Jahr erscheint am Freitag, den 
10. Januar 2014. Anzeigen für diese Ausgabe müssen bis Freitag, 
3. Januar bei uns sein. 

Bitte die Texte und Vorlagen an die unten genannten Adressen ein¬ 
senden. Die Preise (wie immer günstig) richten sich dann nach der 
Anzeigengröße. 

Wir bieten vor allem den Grup¬ 
pen, Kreisen und Personen, die 
bisher noch nie eine Grußan¬ 
zeige geschaltet haben, eine 
Kleinanzeige zum Einmalpreis 
an: 

1-spaltig 45 mm breit, 70 mm 
hoch zum Preis von 35 Euro + 

MwSt. (statt 52,50 + MwSt.) 

Infos unter: 

0201 /177 889 23 oder 24 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

CommPress-Verlag 
Hoffnungstr. 17 ■ 45127 Essen 



Beispielanzeige 

45 mm breit 70 mm hoch 

35,- Euro + MwSt 
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Kultur ist wie der Mensch lebt und arbeitet 


★ 

Unser Genosse H3I1S Rüther wird 70 Jahre 
Es gratulieren die Genossinnen und Genossen der 

DKP Gelsenkirchen 
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Veransta/fung 

95 Jahre Räterepublik 

in München 

Jahreso bschlußfej e r 

des DKP-Betriebsaktivs 

mit musikalischer Umrahrmmg 
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Begleitungen über Jump Up 
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Verlag Wiljo Heineri 


Weihnachten _ 

wirkt inqsvoN _ 
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Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 

Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- und 
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Casa Cuba auf dem Pressefest 2014 



A m 23. November tagte die AG 
Kuba-Solidarität des Partei¬ 
vorstands der DKP in Essen. 
Hauptpunkt der Beratung war natür¬ 
lich die Vorbereitung der Casa Cuba 
für das Pressefest. 

Gerade in der jetzigen Zeit steht die 
kubanische Revolution vor großen 
Herausforderungen und Auseinander¬ 
setzungen und es ist unser besonderes 
Anliegen mit der Casa Cuba zu zei¬ 


gen, dass wir hinter der kubanischen 
Revolution stehen und alles in unserer 
Macht Stehende tun werden, um sie zu 
unterstützen. 

2014 feiert die kubanische Revolution 
ihr 55-jähriges Bestehen, und dafür ist 
der kleinen Insel mit ihren großarti¬ 
gen Menschen der Hass der imperia¬ 
listischen Staaten gewiss, für ihre Un- 
beugsamkeit, ihre Unabhängigkeit, für 
die Durchsetzung ihres Rechts auf eine 


eigene Entwicklung. Doch genauso ge¬ 
hört ihnen auf der anderen Seite auch 
die weltweite Solidarität derjenigen, 
die für Menschlichkeit eintreten und 
für eine andere Gesellschaft. Auch für 
die DKP hat Kuba eine besondere Be¬ 
deutung, wir sind uns in dieser Frage 
bei allen anderen Auseinandersetzun¬ 
gen und Streitfragen doch einig. 

In der Casa Cuba wollen wir diskutie¬ 
ren, feiern und kubanischen Klängen 
lauschen. Neben der legendären Cock¬ 
tailbar darf natürlich auch der Trödel¬ 
markt nicht fehlen, und morgens wer¬ 
den sich die Nachtschwärmer an einem 
Cafe Cubita erfreuen können. 

Mit einer Ausstellung mit Bildern von 
Antonio Guerrero soll den seit nun¬ 
mehr 15 Jahren zu Unrecht in den 
USA inhaftierten kubanischen Ge¬ 
nossen ein besonderer Platz in der 
Casa Cuba gegeben werden und dafür 
gesorgt werden, dass sie stets präsent 
sind. Gemeinsam mit internationalen 
Gästen wollen wir darüber diskutie¬ 
ren, welche Bedeutung dieses Land 
und seine Revolution für unsere eige¬ 
nen Bewegungen hat. Mit einem gro¬ 
ßen Abschlusskonzert wollen wir am 
Sonntag noch einen Höhepunkt set¬ 
zen. Wir möchten mit der Casa Cuba 
ein Stück Kuba nach Dortmund brin¬ 
gen und damit die Zuversicht, dass Re¬ 
volution machbar ist. 

Nicole Drücker 


Erkämpft, nicht „verfügt“ 

Betr. Leserbrief zu 
„Arbeitszeitverkürzung!“, 

UZ vom 22.11.2013, S. 9 

Im Artikel heißt es: „. 1908 (!) wurde 
die Verkürzung der Frauenarbeitszeit 
von sechzehn auf elf Stunden täglich 
verfügt.“ Das „(!)“ verdient es, mit Fak¬ 
ten gefüllt zu werden und das Wort 
„verfügt“ zu hinterfragen: 

Nachdem die Arbeiterinnenbewegung 
im Zuge der fortschreitenden Indus¬ 
trialisierung jahrzehntelang darum 
kämpfen musste, sich in Vereinen zu 
organisieren, Drangsal, Behinderung 
und Verbot („Sozialistengesetz“) hin¬ 
nehmen musste, wurde 1904 Frauen 
und Jugendlichen in weiten Teilen des 
Deutschen Reiches durch ein immer 
noch reaktionäres Vereinsgesetz ge¬ 
stattet, sich in Vereinen zu organisie¬ 
ren. 

Während der Gültigkeitsdauer der 
Vereinsgesetze mussten sich vor allem 
sozialistische Frauenvereine als Bil¬ 
dungsvereine tarnen, um das Gesetz zu 
unterlaufen. Im Jahre 1907 gab es be¬ 
reits 94 sozialistisch orientierte Frau¬ 
enbildungsvereine mit 10302 Mitglie¬ 
dern. Keine der führenden Frauen der 


proletarischen Frauenbewegung blieb 
von Verfolgung verschont. 
Sozialistinnen waren einer doppelten 
Unterdrückung und Verfolgung ausge¬ 
setzt, denn zwischen 1878 bis 1890 war 
Bismarcks „Gesetz gegen die gemein¬ 
gefährlichen Bestrebungen der Social- 
Demokratie“ in Kraft, das sämtliche 
Aktivitäten von sozialistischen Partei¬ 
en und anderen sozialdemokratischen 
Zusammenschlüssen betraf. Tausende 
wurden verhaftet. 

In den Wahlen von 1890 wird die So¬ 
zialistische Arbeiterpartei (SAP) mit 
1,4 Millionen Wählern stärkste Partei 
und die Zahl der Gewerkschaftsmit¬ 
glieder stieg nach dem Ende des Sozi¬ 
alistengesetzes zwischen 1892 und 1930 
von 237 000 (Frauenanteil 1,8 Pro¬ 
zent) auf 4,8 Millionen (Frauenanteil 
13,2 Prozent). 

1908 wurde endlich ein Vereinsrechts¬ 
gesetz erlassen, das länderübergreifend 
Gültigkeit hatte - immer noch ausge¬ 
stattet mit reaktionären Vorschriften 
gegen die Arbeiterinnenschaft, das 
jetzt Frauen und Jugendlichen gestat¬ 
tete, auch politisch organisiert tätig 
zu werden. Bedingt durch die Ener¬ 
gie, mit der Frauen für ihre gleichbe¬ 


rechtigte Organisierung kämpften, 
setzte sich die Erkenntnis durch, dass 
sowohl auf den Parteitagen, als auch 
auf nationalen und internationalen 
Gewerkschaftskongressen die Inter¬ 
essen der Arbeiterinnen einen größer 
werdenden Stellenwert bekamen, was 
ja 1910 dann auch zu entsprechenden 
Beschlüssen der II. Internationalen so¬ 
zialistischen Frauenkonferenz führte. 
Dem im Artikel mit Ausrufezeichen 
versehenen Jahr 1908 waren also vie¬ 
le - auch illegale - Kämpfe der Frau¬ 
en mit ihren Organisationen zur Ver¬ 
besserung ihrer elenden Lage voraus¬ 
gegangen. Es darf also getrost davon 
ausgegangen werden, dass die erfolgte 
Verkürzung ihrer Arbeitszeit von sech¬ 
zehn auf elf Stunden vor allem Ergeb¬ 
nis dieser Kämpfe gewesen ist. (...) 

Heide Janicki , Braunschweig 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 7. DEZ 


Gronau: DKP Infostand mit UZ-Verkauf. Fuß¬ 
gängerzone, 10.00 Uhr. 


Dl ★ 10 DEZ 


Recklinghausen: Kreistagswahlen 2014. 
Diskussion über das Wahlprogramm und die 
Absicherung der Kandidatur. Kellerstraße 7, 
19.30 Uhr. 


Ml ★ 11. DEZ 


München: „95 Jahre Räterepublik München“, 
Jahresabschlussfeier des Betriebsaktivs der 
DKP mit musikalischer Umrahmung, Essen, 
Trinken und Ratschen. KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,19.00 Uhr. 

Stadtlohn: „Arbeitszeitverkürzung - Die For¬ 
derung der DKP nach der 30 Stunden-Woche“, 
Mitgliederversammlung der DKP im Kreis Bor¬ 
ken mit Peter Köster (Essen, Betriebsrat und 
IG BAU-Stadtverbandsvorsitzender). Vredener- 
straße 54 beiTenbusch, 19.15 Uhr. 


DO ★ 12. DEZ 


Fellbach: Jahresabschluss DKP Rems-Murr, 
Nachdenklich, deftig, grotesk, hintersinnig, 
bajuwarisch, einfach „polterisch“ - Walter 
Burkhardt liest Texte von Gerhard Polt. Lokal 
zom Schiller, Schillerstraße 24,18.30 Uhr. 

Düsseldorf: Diskussion zum EU-Wahlpro- 
gramm der DKP. Bürgerhaus Bilk, Himmel¬ 
geister Straße 107 h, Raum 116/7,19.00 Uhr. 

Dortmund: Mitgliederversammlung der DKP 
mit Diskussionen zur Kommunal-, EU-Wahl 
und zum UZ-Pressefest. Z, Oesterholzstraße 
27,19.00 Uhr. _ 

Gladbeck: Fortsetzung der Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP im Landkreis Reckling¬ 
hausen mit Aufstellung des Bewerbers der 
DKP für die Landratswahl und Wahl von Di¬ 
rektkandidatinnen für die Wahl zum Kreistag 
am 25. Mai 2014. Friedenstraße 16, 19.00 
Uhr. 


FR ★ 13. DEZ 


Schweinfurt: „Ernst Thälmann - Führer sei¬ 
ner Klasse“, Filmabend der DKP Schweinfurt - 
Hassberge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 
1,19.00 Uhr. 


SA ★ 14. DEZ 


Gräting (bei München): „Das Wahre ist das 
Ganze. Von Hegel zu Marx - für Laien verständ¬ 
lich!“ Halbtagsseminar der DKP Ebersberg mit 
HannesA. Fellner und Gerhard Mack (Salzbur¬ 
ger Gesellschaft für dialektische Philosophie). 
Taverna Odysseus, Marktplatz 3,14.00 Uhr. 


SO ★ 15. DEZ 


Düsseldorf: Rote „Jahresendfeier“ der DKP, 
Bürgerhaus Eller, Jägerstraße 31,15:00 Uhr. 


MO ★16. DEZ 


Düsseldorf: „Aktuelle Aktivitäten zum EU- und 
Kommunalwahlkampf“, Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Gerresheim: „Zur Isa“, Friedrich- 
Wilhelm-Straße 5,19.00 Uhr. 


Dl ★ 17. DEZ 


Rostock: „Rosa und Karl - ihr Leben und ihr 
Lebenswerk“. Roter Weihnachtsstammtisch 
der DKP Rostock. Cafe Maya, Wismarsche 
Straße 21,19.00 Uhr. 


FR ★ 20. DEZ 


Dortmund: Jahresabschluss der DKP mit Po¬ 
litik, Kunst, Kultur, Essen und Trinken. Z, Oes¬ 
terholzstraße 27,18.00 Uhr. 

Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Straße 
180,19.30 Uhr. 


Dl ★ 31. DEZ 


Gera: Silvesterparty der Jugendbibliothek 
Gera. Werner-Petzold-Straße 17, ab 18.00 Uhr. 


SA ★ 4. JAN 


Rostock: Landesmitgliederversammlung der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern mit Wahl des 
Landesvorstandes. Wismarsche Straße 21, 
10.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätestens am 
Freitag eine Woche vor dem Erscheinungster¬ 
min der entsprechenden Ausgabe der UZ, mög¬ 
lichst auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder UZ- 
Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 



Dekomaterial 
für das 
UZ-Pressefest 


Beim Parteivorstand können ab sofort für 
Infostände oder Veranstaltungen bestellt 
werden:„Roll ups“ (siehe Abbildung), For¬ 
mat ca. 0,85 m x 2,00 m oderTransparent, 
ca. 3,00 m xi,00 m. 

Der Preis beträgt jeweils 60,00 Euro. 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 

27.-29. Juni 2014 j Dortmund 
Revierpark »''jiäwfc 
Wischfingen 


UZ-Probeabo-Karten für Eure Aktionen - 


Jetzt kostenlos bestellen! 



Wir wollen viel mehr Menschen für die DKP 
interessieren. Dafür brauchte die UZ: 

Woche für Woche viele Infos, Meinungen, 
Argumente, Berichte aus der Partei usw. 
Es lohnt sich also, für die UZ zu werben. 

Der erste Schritt kann ein Probeabo sein. 
Vier Wochen kostenlos, vier Wochen DKP im 
0-Ton. Für die Werbung sind unsere Probe- 
Abo-Karten da. Für Info-Tische, zum Aus¬ 
legen bei Veranstaltungen, zur Verteilung 
bei Aktionen. Oder, wenn vorhanden, zum 
Einlegen in die eigene Kleinzeitung. 

Bestellungen sind möglich in einer Menge 
von 25 bis 500 Stück. 

Die Karten sind gratis. Über eine Spende 
freuen wir uns. 


Bestellungen an: info@unsere-zeit.de oder Tel. 0201 -17788923. 
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Meine progressive Woche 

Vom 23. bis zum 29. November 


Mittwoch 

Henri Matisse und Pablo Picasso, die 
kongenialen Malerfreunde, sind heute 
gleich zweifach in den internationalen 
Schlagzeilen. Ihre Namen stehen zum 
anderen auf der Liste von sieben aus 
der Rotterdamer Kunsthalle gestohle¬ 
nen Gemälden. Zwei der Diebe werden 
heute in Bukarest zu je sechs Jahren und 
acht Monaten Haft verurteilt. 

Frei und unbehelligt ist Kunstfreund 
Gurlitt aus München bei dem über 1 000 
Gemälde - unter anderem von Picasso 
und Matisse - gefunden worden sind, 
von denen nach über einem Jahr Re¬ 
cherche zweifelsfrei nur 300 ihm gehö¬ 
ren. Sein Vater und er haben den Besitz 
der Gemälde sechs Jahrzehnte lang ge¬ 
leugnet und geheim gehalten. Niemand 
kann einen ernsthaften Zweifel hegen, 
dass ein Großteil der Gemälde Nazi¬ 
flüchtlingen für ein Butterbrot - wenn 
überhaupt - abgenommen wurde. 

Ein Skandal von dreifacher Doppelmo¬ 
ral-bei der Justiz, im Kunsthandel und 
bei der Politik. Bliebe außerdem die Fra¬ 
ge zu stellen, warum es erlaubt ist, dass 
Werke von allgemein menschlichem In¬ 
teresse überhaupt in Privatsammlungen 
verschwinden dürfen. Wem wollte man 
erlauben, Beethovens Fünfte oder Ho¬ 
mers Odyssee der Menschheit vorzu¬ 
enthalten und in den privaten Panzer¬ 
schrank zu legen? 

In der bildenden Kunst passiert genau 
das! 


Freitag 

Dem ZDF wird seit dem Sendebeginn 
J962 eine Nähe zur Union nachge¬ 
sagt. Der Sender Standort Mainz lag in 
Rheinland-Pfalz, das seit Kriegsende 
von einem CD U-Ministerpräsidenten 
regiert wurde. 1991 übernahm die SPD. 
Am betulich wertkonservativen Welt¬ 
bild der Mainzeimännchen änderte das 
wenig. 

Und so war es wohl kein Zufall, das 
SPD-Chef Gabriel sich gestern ein 
hitziges Wortgefecht mit der heute- 
Moderatorin Marietta Slomka lieferte. 
Es ging um die Mitgliederbefragung, 
die dem SPD-Chef gehörige Bauch¬ 
schmerzen bereitet, weil im Koaliti¬ 
onsvertrag so gar kein versprochener 
Politikwechsel zu erkennen ist. 
Slomka wiederum erkannte Gefahr 
für die Demokratie, weil viele SPD- 
Mitglieder entscheiden statt wenige 
Vorstände wie bei CDU/CSU. Ein be¬ 
zeichnendes Demokratieverständnis. 
Für Gabriel war es ein gefundenes 
Fressen, das er vielleicht gesucht hatte. 
Den Medienhype hat jedes SPD-Mit- 
glied mitbekommen. Was liegt da näher 
als sich um den ungerecht behandelten 
Vorsitzenden zu scharen. Nach Inhal¬ 
ten des Koalitionsvertrages zu fragen, 
wird da unfein und unsolidarisch. Ga¬ 
briel wurde heute auf einer Parteiver¬ 
sammlung mit warmem Beifall emp¬ 
fangen. Na, bitte. Demokratisch ist das 
alles aber nicht. Adi Reiher 


Es wird ens am Himmel... 



... spätestens dann, wenn der berüchtigte Versandgroßhändler amazon seine Pläne umsetzt, Drohnen bei der 
Warenlieferung einzusetzen. Was sich wie ein Aprilscherz anhört, soll anscheinend so bald wie möglich Realität 
werden. 

Nach Informationen von togesschau.de gibt es bereits ein amazon-Video auf der Firmen-Website, das kleine Flug¬ 
roboter zeigt, die in den Auslieferzentren des Unternehmens Pakete in gelben Behältern aufsammeln und diese 
eine halbe Stunde nach Bestellung bei den Kunden abliefern.„Ich weiß, das sieht nach Science-Fiction aus“, sagte 
Amazon-Chef Jeff Bezos dem US-Fernsehsender CBS.„Das ist es aber nicht.“ 

Das Helikopterdrohnensystem braucht noch die Genehmigung von US-Bundesbehörden. Jedoch könne Amazon 
seinen Express-Lieferservice „Prime Air“ schon in vier oder fünf Jahren anbieten, sagte Unternehmenschef Bezos. 
Amazon könne damit Objekte bis zu rund 2,3 Kilogramm transportieren. Auch sei es umweltfreundlicher, die Waren 
anstelle von Lastwagen mit Drohnen ausliefern zu lassen. 

Wir meinen: eine wirklich tolle Idee. Wenn dem Amokläufer beim Schusswechsel mit der Polizei die Munition 
ausgeht: Ein Anruf genügt und nach einer halben Stunde ist die feige Materialüberlegenheit der cops beseitigt. 


Sollte sich Bach entschuldigen? 

Wie die BRD-Regierung Druck auf das IOC ausübte 


Wir haben die Wahl Thomas Bachs zum 
IOC-Präsidenten gebührend gewür¬ 
digt. Nun erhebt sich die Frage, ob er 
nicht verpflichtet wäre, sich für die Hal¬ 
tung des Nationalen Olympischen Ko¬ 
mitees der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land nachträglich hinreichend zu ent¬ 
schuldigen. Bekanntlich untersagt die 
Olympische Charta jede Einmischung 
von Regierungen in die Entscheidun¬ 
gen des IOC und dieses Verbot hat 
die Bundesregierung oft grob verletzt. 
Nun, da ein Deutscher an die Spitze 
des Komitees gewählt wurde, wäre es 
an der Zeit, dass er sich beim IOC für 
diese Verletzung der Charta entschul¬ 
digt und versichert, solche Schritte wür¬ 
den sich nicht wiederholen. 

Auch in der Bundesrepublik müssen 
staatliche Akten bekanntlich öffentlich 
gemacht werden - wenn 30 Jahre ver¬ 
gangen sind. Ich hatte mich bereits Mit¬ 
te der neunziger Jahre an das damals 
noch in Bonn ansässige Archiv des Aus¬ 
wärtigen Amtes gewandt und um Ein¬ 
sicht in Akten gebeten. Ich versichere 
gern, dass die zuständigen Herren des 
Archivs - um meine Herkunft wis¬ 
send - meine Wünsche entgegenkom¬ 


mend erfüllten. 1965 hatte ein Antrag 
der DDR, sie künftig mit einer eigenen 
Mannschaft an den Spielen teilnehmen 
zu lassen auf der Tagesordnung der Sit¬ 
zung des IOC in Madrid gestanden. Die 
Bundesregierung hatte - ihrer Allein¬ 
vertretungsthese Rechnung tragend - 
nicht nur die deutschen IOC-Mitglie- 
der aufgefordert, den Antrag abzuleh¬ 
nen, sondern auch das Auswärtige Amt 
angewiesen, alle Botschafter der BRD 
in den ihr nahestehenden Ländern auf¬ 
zufordern, die dort lebenden IOC-Mit- 
glieder in die Botschaften einzuladen 
und sie in Gesprächen aufzufordern, ge¬ 
gen den Antrag der DDR zu stimmen. 
Am 30. September 1965 wurde ein Do¬ 
kument mit der laufenden Nummer 7 
(Auswärtiges Amt IV Band 1618/IV 
5-86 - 10/1) ins Archiv sortiert, dem 
zu entnehmen war: „Hiermit legt Ab¬ 
teilung IV dem Herrn Staatssekretär 
eine Liste der IOC-Mitglieder mit ei¬ 
ner kurzen Zusammenfassung ihrer 


Haltung, wie sie sich aus der Bericht¬ 
erstattung unserer Auslandsvertretun¬ 
gen ergibt, sowie eine Namensliste mit 
dem vermutlichen Verhalten bei der 
Abstimmung über die gesamtdeutsche 
Mannschaft mit der Bitte um Kennt¬ 
nisnahme vor. 

Das Bundesministerium des Innern, 
das Bundesministerium für gesamt¬ 
deutsche Fragen, das Presse- und In¬ 
formationsamt der Bundesregierung 
sowie Herr Daume, das Sekretariat des 
Nationalen Olympischen Komitees für 
Deutschland und Referat IIA 1 erhal¬ 
ten die Listen gleichfalls ... 

Haltung der nichtkommunistischen 
IOC-Mitglieder in der Frage der ge¬ 
samtdeutschen Olympia-Mannschaft 
aufgrund der Berichterstattung unse¬ 
rer Auslandsvertretungen. 

Argentinien: Mario L. Negri’s Haltung 
ist unverändert positiv in unserem Sin¬ 
ne. Er will seine Argumente gegen zwei 
deutsche Mannschaften dem IOC noch 
schriftlich vorlegen (Äußerung des Ver¬ 
bindungsmanns der Botschaft im ar¬ 
gentinischen NOK, Rank). 

Australien: Hugh Weir will für Beibe¬ 
haltung des jetzigen Zustandes stim¬ 


men. Lewis Luxton kann nicht nach 
Madrid reisen. 

Belgien: Prinz Alexandre de Merode 
wird für Beibehaltung gesamtdeutscher 
Mannschaft stimmen. 

Brasilien: Jean Havelange und Major 
Silvio Magalhaes Padilha wollen sich 
für uns einsetzen. 

Chile: Dr. A. Rivera Bascur wird für uns 
stimmen. 

Dänemark: Ivar Emil Vind ist nicht von 
der Botschaft aufgesucht worden, da 
ein derartiger Schritt angesichts der dä¬ 
nischen Empfindlichkeit unerwünsch¬ 
te Reaktionen hätte hervorrufen kön¬ 
nen. Vind ist dagegen vom dänischen 
Außenministerium davon unterrichtet 
worden, dass die dänische Auffassung 
über die gesamtdeutsche Mannschaft 
sich mit unserer decke. 

Finnland: Erik von Frenckell erklärte, 
unserem Standpunkt aufgeschlossen 
gegenüber zu stehen. Gab zu erken¬ 
nen, dass er sich in Madrid wahrschein¬ 



DDR-Broschüre aus dem Jahre i960 


lieh nicht exponieren, sondern mit der 
Mehrheit stimmen werde. J.W. Rangell 
wurde von unserer Handelsvertretung 
nicht aufgesucht, da er bereits im Vor¬ 
jahre sein Desinteresse an der Frage 
deutlich zum Ausdruck gebracht hat. 
Frankreich: Francois Pietri, Armand 
Massard und Comte de Beaumont sind 
von der Botschaft über das französische 
Außenministerium um Unterstützung 
unseres Standpunktes gebeten worden. 
Sie werden uns nach Ansicht des Quai 
d‘Orsay wie bisher unterstützen. 
Griechenland: Admiral Lappas als de¬ 
signiertes neues griechisches IOC-Mit- 
glied versicherte, König Konstantin und 
er seien gegen eine Änderung des ge¬ 
genwärtigen Zustandes. 
Großbritannien: Der Marquess of Exe- 
ter war nicht umzustimmen. Er will je¬ 
doch auf der Tagung in Madrid nicht 
mit Anträgen hervortreten. Lord Luke 
erklärte, er sei persönlich für die Erhal¬ 
tung der gesamtdeutschen Mannschaft. 
Kanada: A.Sidney Dawes kannte und 
interessierte sich für das Problem nur 
wenig. Er brachte zum Ausdruck, dass 
man es im IOC wegen der Form der 
deutschen Beteiligung an den olympi¬ 
schen Spielen nicht zum Bruch mit der 
Sowjetunion kommen lassen dürfe. (...) 
Portugal: Das portugiesische Außenmi¬ 
nisterium hat zugesichert, auf General 
Raoul Pereira de Castro einzuwirken, 
dass er gegen die volle Anerkennung 
des NOK der SBZ stimme. 

Schweden: Bo Ekelund und Lt.-General 
Gustav Dyrssen wollten sich nicht fest¬ 


legen. Offenbar wollen sie sich erst in 
Madrid über die allgemeine Stimmung 
unterrichten. Ekelund will sich im SBZ- 
Fernsehen für die gesamtdeutsche 
Mannschaft ausgesprochen haben. 
Schweiz: Major Albert Mayer ist wie¬ 
derholten Bitten der Botschaft um 
eine Unterredung ausgewichen. „Nein“ 
wahrscheinlich. Marc Hodler will nicht 
für zwei Mannschaften stimmen, falls 
dann Spalterfahne gezeigt und Be¬ 
cherhymne gespielt würde. Sucht nach 
rechtlichen Argumenten für unseren 
Standpunkt.“ 

An der Haltung dieses Schweizers 
sollten dann die aufwändigen Bemü¬ 
hungen der Bundesdeutschen schei¬ 
tern! Der Botschafter in Bern hatte 
die Weisung aus Bonn, mit den IOC- 
Mitgliedern nur persönliche Gesprä¬ 
che zu führen ignoriert und schrieb Al¬ 
bert Mayer einen Brief, der eine strikte 
Weisung enthielt, wie er in Madrid ab¬ 
zustimmen habe. Mayer meldete sich 
in Madrid als erster zu Wort und er¬ 
klärte vor dem IOC sinngemäß: „Ich 
bin im Bilde, dass Sie - wie ich - vom 


BRD-Botschafter eingeladen worden 
waren. Und was er mir sagen wollte, 
schrieb er in diesem Brief, den ich Ih¬ 
nen jetzt verlesen werde. Er erteilte 
mir den Auftrag, gegen die Anerken¬ 
nung der DDR zu stimmen. Das wer¬ 
de ich nicht tun, schon weil ich von 
einer deutschen Regierung keine Be¬ 
fehle entgegennehme.“ Danach las er 
den Brief des Botschafters vor. IOC- 
Präsident Brundage, unterbrach die 
Sitzung mit einer Pause und erklärte 
dem BRD-Mitglied Daume, dass damit 
die Anerkennung der DDR so gut wie 
beschlossen sei. 

Am Abend votierte eine überwältigen¬ 
de Mehrheit des IOC für die Anerken¬ 
nung der DDR, die drei Jahre später in 
Mexiko zum ersten Mal mit einer eige¬ 
nen Mannschaft antrat. 

Wäre es nicht an der Zeit, dass sich 
Thomas Bach für diesen Versuch der 
Bundesregierung mit Hilfe ihrer offizi¬ 
ellen diplomatischen Vertreter das IOC 
politisch zu kommandieren und damit 
grob gegen die Charta zu verstoßen, zu 
entschuldigen? Klaus Huhn 
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Blutige Spur, USA 1969 

Thema ist die rassistische Verfolgung 
eines Indianers in den USA zu An¬ 
fang des 20. Jahrhunderts. Regisseur 
und Drehbuchautor Abraham Po- 
lonsky konnte erstmals wieder unter 
seinem Namen arbeiten, nachdem er 
20 Jahre lang als „Roter“ auf Hol¬ 
lywoods schwarzer Liste gestanden 
hatte. Der Film ist auch als Parabel 
auf die Kommunistenverfolgung der 
McCarthy Ära zu verstehen. Robert 
Redford und Katherine Ross spielen 
die Hauptrollen - auch deswegen se¬ 
henswert. 

So., 8.12., 0.00-1.35 Uhr 

Das Feuerzeug, DDR 1959 

Phantasievoll, geheimnisvoll und ver¬ 
zaubernd: Das Feuerzeug ist einer der 
besten Märchenfilme der Defa. 

Mo., 9.12., 14.20-15.45 Uhr, rbb 

Auschwitz vor Gericht, D 2013 

Vor 50 Jahren begann der Auschwitz¬ 
prozess in Frankfurt. „Bei dem neu 
ernannten Vorsitzenden des für Ende 
Dezember geplanten Auschwitz-Pro¬ 


zesses in Frankfurt/Main handelt es 
sich um den ehemaligen Nazi-Kriegs¬ 
gerichtsrat und jetzigen Landgerichts¬ 
direktor Hans Hofmeyer. Das bestä¬ 
tigt die westdeutsche Wochenzeitung 
,Die Tat’. Das Blatt erinnert daran, 
daß der ursprüngliche Vorsitzende, 
Senatspräsident Forester, sein Amt 
niederlegen mußte, weil er und sei¬ 
ne Familie selbst zu dem Kreis der 
vom Nazi-Regime Verfolgten gehör¬ 
ten“ schrieb die Berliner Zeitung am 
9. November 1963. Ob das in der Do¬ 
kumentation vorkommt? 

Mo., 9.12., 23.30-0.15 Uhr, ard 

Ach, du fröhliche ..., DDR 1962 

Für den film-dienst war Ach, du fröh¬ 
liche ... eine „überdurchschnittliche 
Komödie mit satirischen Spitzen ge¬ 
gen dogmatische Auffassungen und 
ungerechtfertigte Verallgemeinerun¬ 
gen, brillant gespielt.“ Was Wunder? 
Das Drehbuch schrieb Hermann 
Kant, die Hauptrolle spielte Erwin 
Geschonnek. 

Mi., 11.12., 12.30-14.00 Uhr, mdr 


Das werde ich nicht tun, schon weil ich von einer deutschen 
Regierung keine Befehle entgegennehme. (( 

















